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Vorwort
Mit der vorliegenden Zusammenstellung ehrt die Gruppe Kriminalstrategie
den Ersten Direktor des BKA Leo Schuster anlässlich seines Ausscheidens
aus dem Bundeskriminalamt.

Leo Schuster war in den Jahren 1979 bis 1986 Leiter des damaligen Fachberei-
ches Kl 13, Delikts- und Tätergruppen. In dieser Zeit stand die kriminalistisch-
kriminologische Forschung des Bundeskriminalamtes in voller Blüte. Leo
Schuster hatte neben verschiedenen anderen Forschungsprojekten auch an
dem bis heute richtungweisenden so genannten Oevermarin-Forschungspro-
jekt zur kriminalistischen Datenerschließung, also zur Reform des kriminal-
polizeilichen Meldedienstes, durch einen zentralen Beitrag mitgewirkt. Darü-
ber hinaus hat er selbst verschiedene Forschungsprojekte durchgeführt. Fer-
ner finden sich zahlreiche weitere Publikationen in Sammelwerken und
Fachzeitschriften.

Die Anregung zu dieser Ehrengabe hat in der Gruppe Kriminalstrategie spon-
tan breite Zustimmung gefunden, weil wir damit nicht nur unsere Wertschät-
zung bekunden, sondern uns auch für die gute Zusammenarbeit in den letz-
ten Jahren bedanken möchten.

Diese einführenden Worte wären unvollständig, wenn man nicht auf die Per-
son Leo Schuster kurz einginge. Wir werden seine erfrischend offene, gerade
und direkte Art, aber auch seine Fürsorge und seinen Mut, neue Probleme an-
zugehen, vermissen.

Für die Gruppe Kriminalstrategie

Dr. Ernst-Heinrich Ahlf
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Organisationsethik in der Polizei

- Konsequenzen für Führung und
Verantwortung -

Vorbemerkung
Ausgangspunkt soll im Folgenden der Verantwortungsbegriff sein.

Mit LenkiMaring setzt sich der Verantwortungsbegriff aus folgenden sechs
Kriterien zusammen:

(1) Jemand (das Verantwortungssubjekt, der Verantwortungsträger) ist

(2) Für etwas (Handlungen, Handlungsfolgen, Zustände, Aufgaben, etc.)

(3) Gegenüber einem Adressaten

(4) Vor einer (Sanktions-, Urteilsinstanz)

(5) In Bezug auf ein normatives Kriterium

(6) Im Rahmen eines Verantwortungs-, Handlungsbereiches zuständig.

Dieser Verantwortungsbegriff ist Referenzpunkt und gemeinsame Plattform
für Vertreter der Dialogethik (Steinmann/Löhr), für Vertreter der Wert-Ethik
(Berkel) und zudem auch für die Vertreter des kritischen Rationalismus.

Zum anderen wird der Verantwortungsbegriff bei Praktikern positiver kon-
notiert als der gespreizte und schwierige Begriff der Ethik mit seinen Bezügen
zur Moralphilosophie.

Es geht bei dem Verantwortungsbegriff bekanntlich um Verantwortungszu-
messung und Verantwortungsverteilung. Die Hauptproblematik im Sinne
der Organisationsethik besteht darin, dass das klassische Verantwortungsmo-
dell bei institutionellem Handeln, wie zum Beispiel in Polizeibehörden, die ei-
gentlichen Verantwortlichen viel zu oft schützt und von Lenk/Maring (S. 21)
geradezu als ein »System organisierter Unverantwortlichkeit« bezeichnet
werden.

Denn die durch Organisationsverfügungen genannten Stellen treffen durch-
aus Entscheidungen, die gerade nicht von natürlichen, greifbaren Personen
ausgehen, sondern von »fiktiven/juristischen Personen« (des Referat, die
Gruppe, die Abteilung, die Amtsleitung usw.). Diese Anordnungen der orga-
nisatorischen Akteure haben dabei eine durchaus größere Reichweite als die
der natürlichen Personen. Organisationen verfügen über eine größere Macht,
denn sie besitzen einen größeren »Abschreckungseffekt« bei möglicher Kritik.
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Deshalb sind organisatorische/korporative Akteure von den natürlichen Ak-
teuren in einer Organisation zu unterscheiden.

Führungsverantwortung ist sowohl Mitarbeiterverantwortung als auch Orga-
nisationsverantwortung, wobei hier der Schwerpunkt auf die in der ethischen
Diskussion in Deutschland viel zu häufig vernachlässigte Organisationsver-
antwortung gelegt werden soll.

1. Der unbefriedigende Zustand der polizeilichen
Führungsverantwortung

1. Ergebnis empirische Studien
Aus der Zusammenschau der empirischen Erhebungen in Deutschland zu
den Polizeiintemna lässt sich feststellen, dass das Vorgesetzten-Mitarbeiter-
Verhältnis im Mittelpunkt der Kritik steht (Ahif, 5. 151 f.). In der Tat gibt es im-
mer wieder Beispiele gravierender Defizite in der Vorbildfunktion von Vorge-
setzten.

Doch oft wird am Führungsverhalten der unmittelbaren Vorgesetzten etwas
kritisiert, was nicht in deren direkten Verantwortungsbereich fällt. Denn man-
che Mitarbeiter neigen dazu, ihre Arbeitsunzufriedenheit, die ja auch in der
eigenen Unzulänglichkeit begründet sein kann, zu personalisieren und damit
undifferenziert auf den Vorgesetzten zu übertragen. Die Arbeitsunzufrieden-
heit polizeilicher Mitarbeiter resultiert häufig auch nicht aus den Fehlern der
Vorgesetzten, sondern aus Mängeln in der Organisation oder der Ausstattung
des Arbeitsplatzes.

So ist der polizeiliche Vorgesetzte nicht nur für die Übernormierung und das
bestehende Beurteilungssystem verantwortlich. Er kann wenig für Kommu-
nikationsdefizite seiner Behörde, die regelmäßig durch tief gestaffelte Hierar-
chien in der Polizei ausgelöst worden sind. Der polizeiliche Vorgesetzte hat
kaum die Möglichkeit, die erforderliche Ausstattung für den Mitarbeiter zu
optimieren und dessen Arbeitsbedingungen zu verbessern. Er ist allenfalls
mittelbar für die Defizite in der Aus- und insbesondere der Fort- und Weiter-
bildung verantwortlich. Die Möglichkeiten des polizeilichen Vorgesetzten,
Freiräume für seine Mitarbeiter zu schaffen, sind regelmäßig eng begrenzt.
Faktisch bestehende aufbauorganisatorische Fehler sind ihm nicht anzulas-
ten. Deshalb sind nach meiner Auffassung mit der gleichen Aufmerksamkeit,
mit der das Vorgesetztenverhalten kritisch beobachtet wird, auch die organi-
satorischen, finanziellen, ausstattungsmäßigen und politischen Rahmnenbe-
dingungen für eine erfolgreiche Polizeiarbeit zu analysieren.
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2. Fragen
Gleichwohl müssen folgende polizeispezifische Fragen schon gestellt wer-
den:

- Warum existieren kaum behördenspezifische Ethikkodizes, warum kaum
Beschreibungen des Selbstbildes von spezifischen (kritischen) Polizeiein-
heiten, warum keine Selbst-verpflichtungen von Polizeibeamten?

- Warum wird die wichtige berufsethische Aus- und Fort:bildung immer noch
zu stiefmütterlich behandelt?

- Warum werden Vorgesetztenbeurteilungen beziehungsweise ein Vorge-
setztenfeedback bei der Polizei im Unterschied zu anderen Behörden und
insbesondere zu dem Privat-unternehmen so selten praktiziert?

- Warum werden Polizeibeamte bei der Aufarbeit-ung ihrer negativen All-
tagserfahrung, insbesondere aber bei Aufarbeitung gravierender (zum
Teil traumatischer) Einzelerlebnisse viel zu oft alleine gelassen? Warum
gibt es also in der deutschen Polizei keine Traumata-Einrichtungen und
kaum Supervisionsberatungs- und Unterstützungseinrichtungen?

- Warum wird die für die moderne Polizeiarbeit so wichtige Sozial- und
Kommunikationskompetenz in den entsprechenden Auswahlverfah-ren
viel zu nachrangig berücksichtigt?

- Warum gibt es in der deutschen Polizei - soweit ersichtlich - keine Integri-
tätstests bei den Auswahlverfahren insbesondere für den höheren Dienst?

Ich möchte nun einige dieser kritischen Fragestellungen ethisch umformulie-
ren und erneut kritisch Fragen stellen:

- Warum fühlen sich in der Polizei Beurteilte wie Beurteiler bei den gegen-
wärtigen Beurteilungsrunden mit ihren Quotenvorgaben so unwohl?
Geht hier das formale Handeln (striktes Einhalten der Quoten) vor gerech-
tem Handeln? Oder anders formuliert: Rangiert hier die Rollenverantwor-
t-ung des Vorgesetzten/ Beurteilers vor der universal-moralischen Verant-
wortung des Vorgesetzten im Sinne der materiellen Gerechtigkeit?

- Warum treten irmmer wieder Kommunikationsstörungen im Vorgesetzten-
Mitarbeiter-Verhältnis auf? So werden zum Beispiel bestimmte Informatio-
nen vom Vorgesetzten gezielt zurückgehalten; durch Geschäftsordnungs-
verfahren werden bisweilen kritische Diskussionen abgewürgt; bewusst
wird zum Beispiel durch unrealistische Terminvorgaben ein solcher Hand-
lungsdruck erzeugt, dass die Ausführungsebene den Eindruck gewinnen
muss, dass eine seriöse Beantwortung nicht gewünscht sein kann, mithin
an der erbetenen Antwort eigentlich kein Interesse bestehe.

Zwar wird regelmäßig seitens der Führung in solchen Fällen argumentiert,
dass die Weitergabe bestimmter Informationen mit zu hohen Transaktions-
kosten belastet sei, also zu langwierig und zu mühselig sei und lediglich zu
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ineffektiven Diskussionen führe. Ethisch ist aber dann zu fragen, ob hier
nicht permanent das Prinzip der Nutzenerwägung vor dem Prinzip der
Schadensverhinderung rangiert, kurz: opportunistisch gehandelt! ent-
schieden wird.

-Schließlich möchte ich auf organisatorisch strukturelle Schwächen von Füh-
rungsgruppen aufmerksam machen. Angesprochen sind insbesondere
hochrangige Expertengrernien wie sie Lenk/Maring zum Beispiel für den
Vorstand der Deutschen Bank empirisch herausgearbeitet haben. Aus poli-
zeilicher Sicht sind es zum Beispiel Führungsgruppen der AG polizeiliche
Zusammenarbeit des EU-Rates oder die für die Polizeipraxis so wichtigen
Führungsgruppen, der AG Kripo, des AK II aber auch die Führungszirkel
in großen Polizeibehörden. Es handelt sich hierbei um so genannte homo-
gene Gruppen mit durchaus hoher fachlicher Kompetenz, die sich aller-
dings regelmäßig aus Mitgliedern mit gleicher Denkrichtung zusammen-
setzen. Solche »homogenen Gruppen« scheuen vor kontroversen, argu-
mentativen Auseinandersetzungen häufig zurück und sind mehr an der
Aufrechterhaltung des Gruppenkonsenses im konkreten Einzelfalle inte-
ressiert. Die Gruppenmitglieder folgen - so sozialpsychologische Erkennt-
nisse - fast durchgängig der Meinung des formellen/in-formellen Führers
innerhalb dieser Gruppe. Deshalb besteht die Gefahr, dass vorschnell ein
Konsens erzielt wird, weil die Expertengruppe die zu entscheidende Situa-
tion regelmäßig einseitig und damit viel zu eindeutig wahrnimmt und da-
bei oft entgegenstehende Argumente ausblendet, die diesen Konsens ge-
fährden könnten. Dies kann zu einer überzogenen Sicherheit führen, einver-
nehmlich die einzig richtige Entscheidung getroffen zu haben. Pikant ist
zudem, dass diese hochkarätigen Experten ihre Informationen oft von ihren
so genannten »mind guards« erhalten haben, die diese Informationen be-
reits vorgefiltert und vorselektiert haben und zwar im Sinne der Erlan-
gung! Bestätigung der bestehenden/angestrebten Meinungsführerschaft
innerhalb der Expertengruppe. Man nennt dies »gelernte Sorglosigkeit«,
bei der mögliche Risiken zu wenig beachtet und negative Folgen der getrof-
fenen Entscheidungen zu leicht unterschätzt werden.

Im Übrigen besteht dann folgende Situation: Wenn etwas bei diesen Exper-
tenentscheidungen schief geht, dann wird die Verantwortung aufgeteilt auf
alle Mitglieder der Gruppe sowie auf deren »mind guards«. Wieder bestä-
tigt sich hier das was Lenk nicht zu unrecht mit »organisierter Unverant-
wortlichkeit« umschrieben hat.

Aus ethischer Sicht fehlt es bei diesem Phänomen der homogenen Gruppe
an der erforderlichen diskursiven Streitkultur und insbesondere an der er-
forderlichen Fehlerkultur im Sinne der Diskursethik von Apel/Habermas.

-Das systematische Auftreten von Opportunismus gerade bei polizeilichen
Führungskräften ist eine zentrale Verhaltensannahme, die in Organisatio-
nen immer wieder empirisch bestätigt werden konnte (vgl. Ahlf, 5. 73 f.)
Opportunismus ist dabei kein Fall von Inkompetenz, sondern mit Wieland
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der moralische »worst case« im Sin'ne der Organisationsethik (zitiert nach
Blickle, 5. 99).

Ethisch formuliert ist opportunistisches Verhalten von Führungskräften in
der Regel ein Widerspruch zwischen Wort und Tat.

11. Führungstypen

1 . Nach Nielsen
Nielsen hat die ethischen Handlungsmuster von Führungskräften untersucht
und dabei vier Idealtypen mit unterschiedlicher moralischer Ausrichtung he-
rausgearbeitet. Dem positiven Leitbild des »Institution Citizen« stellt er drei
defizitäre Typen (Eichmann, Richard III. und Faust) gegenüber.

(1) Eichmann

Unter Bezugnahme auf Hannah Arendt gibt es einen Führungs-/Managertyp,
der die ihm auferlegten Pflichten strikt erfüllt, ohne nach moralischen Konse-
quenzen zu fragen. Sein einziges Streben besteht darin, die auferlegte Auf-
gabe technisch-organisatorisch zu lösen. Dem Eichmann-Typus stellt sich
die Frage der ethischen Qualität seiner Handlung überhaupt nicht. Ihm
geht es allein um unreflektierte Sachlichkeit und Effizienz.

(2) Richard 111.

Dieser Führungstyp versteht sehr wohl den moralischen Unterschied zwi-
schen gut und böse. Er nimmt jedoch bewusst unmoralische Handlungen in
Kauf, um dadurch persönliche Vorteile zu erzielen. Zumutungen anderen ge-
genüber entspringen seinem egoistischen Vorteilskalkül. Um des persön-
lichen Erfolges willen oder aus Gründen der eigenen Karriere werden zum
Beispiel Sicherheitsvorkehrungen am Arbeitsplatz gezielt vernachlässigt, kor-
ruptive Praktiken geduldet, Mitarbeiter gedemütigt, usw. Kalkulierte Boshaf-
tigkeit, um egoistische Ziele zu erreichen, das ist seine Devise.

(3) Faust

Auch der Faust-Typ weiß sehr wohl zwischen Gut und Böse zu unterscheiden.
Aber er wählt die unmoralischen Mittel nicht aus kalkulierter Boshaftigkeit,
sondern erst nach eingehender Güterabwägung. Deshalb lautet seine Devise
der gute/richtige Zweck heiligt bisweilen auch die schlechten Mittel. Die
ethisch negativen Wirkungen ihrer im Moment nützlichen Entscheidung er-
scheinen den Faust-Managern in Anbetracht der konkreten Aufgabenstellung
regelmäßig als nachrangig.
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(4) Institution-Citizen

Der Institution-Citizen-Typ folgt weder gedankenlos allen Anordnungen,
noch sind seine Entscheidungen von eigennützigen Motiven geprägt, noch
werden ethische Nebenwirkungen der getroffenen Entscheidung unterschla-
gen oder für nachrangig gehalten. Er besitzt moralische Urteilsfähigkeit,
bringt ethische Gesichtspunkte bei konkreten Handlungssituationen zur
Sprache und verfügt auch über den Mut, sich gegen Zumutungen aus der Hie-
rarchie zur Wehr zu setzen. Zu Recht weist Nielsen darauf hin, dass solch ein
»Männermut vor Königsthronen« die Führungskraft schnell überfordern
kann. Nielsen plädiert deshalb für organisatorische (ethische) »Aullengelän-
der« wie zum Beispiel Unternehmenskodizes, Führungsleitlinien und der-
gleichen mehr.

2. Statusorientiertes und sinnorientiertes Füihrungsverlhalten
Aufgrund der empirischen Untersuchungen zu den Polizeiinterna dürfte die
Mehrzahl der Führungskräfte der Polizei dem Typus der so genannten Status-
sucher im Gegensatz zu den Sinnsuchern zuzuordnen sein. Denn die Mehr-
zahl der polizeilichen Führungskräfte ist im hohen Maße von den äußeren Er-
folgen! Misserfolgen der eigenen Arbeit und seinem Prestige abhängig, das er
bei seinen Vorgesetzten genießt. Bei polizeilichen Führungskräften dürften
auch heute noch, gerade wegen der starken Hierarchieorientierung in der Po-
lizei, die statusbetonte Denk- und Anordnungsweise gegenüber den Mitarbei-
tern überwiegen. Flache Hierarchien sind bei der Polizei selten, jedoch - sehr
bezeichnend - gerade aber bei den so außerordentlich erfolgreichen Sonder-
kommissionen durchweg zu finden.

Sinnsuchende Führungskräfte bei der Polizei sind solche, die aus intrinsi-
schem Interesse die alten polizeilichen Tugenden wie Gerechtigkeit, Tapfer-
keit und Wahrheitsliebe verfolgen. Sie betreiben keine Minipolitik im Sinne
der eigenen Karriere und sind deshalb zwar von ihren Mitarbeitern geliebte
und geschätzte Führungskräfte, in ihrem Fortkommen allerdings nicht immer
erfolgreich.

3. Der kooperative Führungsstil
Gemäß Ziffer 6.3 Programm Innere Sicherheit, Fortschreibung 1994, sind in
der Polizei die Grundsätze des kooperativen Führungsstil anzuwenden.
Nach etwa 20 Jahren formaler Aus- und Fortbildung in Sachen kooperativer
Führungsstil an der PFA sind allerdings die Ergebnisse all dieser Bemühun-
gen ernüchternd. Franke hat vor etwa zehn Jahren sieben Gründe für diese ge-
ringe Effektivität des kooperativen Führungsstils in der Praxis benannt:

(1) Historische Abstammung von Militär;

(2) Normenflut, die zum Vollzug, nicht jedoch zum Nachdenken auffordere;
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(3) fehlende organisatorische Rahmnenbedingungen, um den kooperativen
Führungsstil durchzusetzen;

(4) häufige politische Einflussnahmne auf die Polizei auch in taktischer Hin-
sicht;

(5) typischer Zeitmangel, der für eine konsensuale Entscheidungsfindung in
der Polizei erforderlich wäre;

(6) erhebliche Uberstunden und beruflicher Stress;

(7) das typische Vorgesetztendilenmma aufgrund der hierarchischen Polizei-
strukturen.

Zudem ist die Polizei kein homogenes Ganzes, sondern ein hochkomplexer
Zusammenschluss zahlreicher Subsysteme mit höchst unterschiedlichen
Funktionen und Qualifikationen. Es liegt also nahe, dass es für eine derartige
komplexe Organisation insgesamt keinen »one best way« in der Führung gibt.
Neueste empirische Untersuchungen aus den USA (Golemann u. a., Emotio-
nale Führung, 2002, 5. 79 f.) belegen, dass erfolgreiche Führungskräfte je
nach der jeweiligen Situation zwischen mehreren der sechs Führungsstile (vi-
sionär, coached, gefiihlsorientiert, demokratisch, fordernd und befehlend)
wechseln. Dieses changierende Führungsmanagemnent ist offenbar der Garant
für erfolgreiche Führung. Kurz: Es erscheint sehr angezeigt, den Abgesang
auf den kooperativen Führungsstil bei der deutschen Polizei einzuleiten.

Polizeiliches Führungsverhalten ist allerdings empirisch - trotzt seiner unbe-
strittenen, zentralen Bedeutung in Deutschland - kaum untersucht worden.
Zumindest gibt es keine solchen empirischen Untersuchungen zu ethischen
Standards von Polizeifülhrungskräften, wie sie zum Beispiel für die Privat-
wirtschaft seit langem vorliegen (vgl. Kauf mann/Kerber/Zulehner oder Ulrich!
Thielemann).

Schließlich wird beim kooperativen Führungsstil viel zu wenig die emotio-
nale Seite von Führung berücksichtigt, wie sie von Golemann/Boyatzis/Mekee
(Emotionale Führung, 2002) zutreffend herausgearbeitet worden ist.

111. Die organisatorische Dimension für ethische
Sensibilisierung

1. Die sieben Organisationsbarrieren nach Waters
Erstmals (1978) hatte Waters (Ahlf, 5. 66) aufgrund empirischer Erhebungen
grundlegend die klassische Vorstellung revidiert, dass auch in Organisationen
allein die Person selbst für ethisches Fehlverhalten verantwortlich sei. Diese,
auch heute noch vielfach vertretene Auffassung hat sich jedoch als eine vor-
schnelle Verkürzung der Problematik herausgestellt. Anstelle der klassischen
Frage nach der persönlichen Verantwortung im Sinne: What was going on with
those people to make them act that way? warf Waters die Frage auf: What was
going on in that organization made people act that way? Diese Studie von

7



Waters bezog sich auf Zeugenaussagen vor dem Anti-Trust-Untersuchungs-
ausschuss des US-Kongresses im Zusammenhang mit unzulässigen Preisab-
sprachen in der amerikanischen Elektroindustrie. So hatte die Firma General
Electric eine klare Anti-Trust-Direktive unter dem Titel Policy 20.5 herausgege-
ben. Um aber die gesteckten Untemehmensziele erreichen zu können, wurde
diese Direktive immer wieder gezielt umgangen. Waters identifizierte anhand
dieser Zeugenaussagen sieben so genannte organizational blocks (organisato-
rische Barrieren>, die für organisationsbedingtes Fehlverhalten der jeweiligen
Rollenträger / Führungskräfte maßgeblich sind:

(1) Barriere der Bef~ehlshierarchie

Sie ist die bedeutsamste und bekannteste organisatorische Barriere für die
Entwicklung ethischer Reflektionsprozesse in Organisationen. Sie beruht
auf dem klassischen Mechanismus von Befehl und Gehorsam. Nach allen ein-
schlägigen Untersuchungen ist die Befehlsgläubigkeit von Mitarbeitern kei-
neswegs ein nur pathologischer Zug einiger weniger Menschen auf der nach-
geordneten Ebene, sondern der gehorsame, gut funktionierende Mitarbeiter
in einer Organisation verkörpert geradezu den Prototyp von Organisations-
mitgliedern und zwar auf allen Hierarchiestufen. Hierarchische Abhängig-
keitsverhältnisse unterminieren regelmäßig ethische Motivationen von Un-
tergebenen und sind der maßgebliche Grund dafür, dass sie unsaubere Prak-
tiken ihrer Vorgesetzten verschweigen. Sie unterminieren aber auch den
notwendigen Kommunikationsprozess, weil die Führungskräfte häufig nicht
den diskursethischen Anforderungen genügen.

(2) Barriere der quantitativen Leistungsvorgaben

(3) Barriere der Arbeitsteilung

Insoweit soll auf die Expertenproblematik kurz hingewiesen werden. Die
hochgradige Arbeitsteilung in Organisationen hat dazu geführt, dass zuneh-
mend Polizeiexperten für bestimmte Aufgabenbereiche total zuständig sind
und deshalb sich nur schwer disziplinieren lassen. So ist immer wieder fest-
gestellt worden, dass Experten eigene, für andere nur schwer nachvollzieh-
bare Begrifflichkeiten entwickeln, Gefahren verniedlichen, mit denen sie all-
täglich umgehen, die oft extreme Selektivität ihres Blickwinkel für allgemeine
Fragestellungen übersehen und dazu neigen, ihre sehr spezifische Kompetenz
zu generalisieren. Die Expertenproblematik ist in ethischer Hinsicht in zwei-
facher Sicht kritisch zu hinterfragen. Zum einen fühlen sich die Experten we-
gen ihrer begrenzten Kompetenzen nicht verantwortlich für das Gesamtge-
schehen. Zum anderen übernehmen aber die formalen Entscheidungsträger
oft unreflektiert die risikobehafteten Vorschläge der Experten gerade unter
Berufung auf deren Expertentum.

(4) Barriere der unklaren Prioritäten

(5) Barriere der Gruppenkohäsion:

Stichwort Kameraderie
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(6) Barriere des Sozialisationsprozesses

(7) Barriere der eingeschränkten Informationspolitik

2. Die Organisation als eigenstandige ethische Größe
Insoweit wird zwischen drei unterschiedlichen Betrachtungsweisen differen-
ziert.

a) Die Verkürzung des Verantwortungsbegriffes in Organisationen auf eine
rein individualistische Verantwortung des Einzelnen für das Handeln
der Organisation (so genannter Reduktionismus oder ethischer Individua-
lismus) geht davon aus, dass einfach die Handlungen der einzelnen Orga-
nisationsmitglieder aggregiert/addiert werden und sich aus dieser
Summe das (ethische) Handeln der Organisation insgesamt ergibt. Damit
scheidet für den Einzelnen eine Gesamtverantwortung für die Organisa-
tion aus. Nicht zu Unrecht haben LenkiMaring dies als »organisierte Unver-
antwortlichkeit« bezeichnet.

b) Nach dem Rechtsmodell wird die Organisation als juristische Person be-
trachtet, die fiktiv bestimmte zivilrechtliche Verantwortlichkeiten (Scha-
densersatz z. B. gemäß §§ 31 oder 831 BGB für Handlungen/ Entscheidun-
gen des Vorstands/des Managements) fixieren. Aber in Deutschland gibt
es keine eigenständige strafrechtliche Verantwortlichkeit für die Repräsen-
tanten der Organisationen, allenfalls die Verantwortlichkeit für Verwal-
tungsunrecht gemäß § 30 OWiG. Hier geht es aber weniger um strafrecht-
liche Verantwortung, sondern vielmehr um die moralische Verantwortung
der Führungskräfte für Organisation, die deutlich weiter reicht als das
Rechtsmodell.

c) Mit der wohl herrschenden Meinung sind Organisationen »geronnene
Werte«. Sie stellen auch aus der Verantwortungsperspektive eine eigen-
ständige Größe dar. Damit sind gerade Polizeiorganisationen auch so ge-
nannte »Moral-Agents« eigener Art mit spezifischer Einflusskraft. Sie
schaffen - soziologisch gesehen - als eigenständige Institutionen Plausibi-
litäten /Usancen und entwickeln - ethisch gesehen - eine spezifische inte-
grierende Gruppenmoralität. Die zahlreichen empirischen Untersuchun-
gen zur Polizei haben sehr deutlich gezeigt (vgl. Ahlf, 5. 108 f.), welchen
Einfluss gerade die Polizeiorganisation für die ethische Sensibilisierung
der Mitarbeiter einnehmen. Organisationen entfalten mithin neben den rol-
len- und aufgabenspezifischen Verantwortlichkeiten der einzelnen Indivi-
duen in der Organisation (so genannte Rollen- und Aufgabenverantwor-
tung) eine eigene, moralanaloge Verantwortung, eine Gesamtverantwor-
tung im Sinne der Handlungsergebnisverantwortung.

Die Eigenständigkeit des Handelns von Organisationen ist auch das Thema
der so genannten autopoietischen (selbsterhaltenden) Systemtheorie (Luh-
mann, 5. 191 f.). Danach sollen die eigentlich relevanten Elemente in sozia-
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len Organisationen weder aus Personen noch aus Handlungen, sondern
vielmehr aus Kommunikation bestehen. Mit der - nicht unbestrittenen -

Umstellung von (Orgarnisations-)Handlung auf Kommunikation in den Or-
ganisationen lassen sich allerdings typische organisationsethische Befunde
plausibler und klarer erklären. So ist zum Beispiel die bekannte Tatsache,
dass bestimmte amoralische Denkmuster in Behörden über Jahre hinweg
bestehen bleiben, obwohl die Akteure (Führungskräfte wie Mitarbeiter) ge-
wechselt haben, sehr schön begründbar, weil sich eine bestimmte Kommu-
nikationsstruktur in der Organisation etabliert hat, sozusagen ein spezifi-
scher Organisationscode aufgebaut worden ist, der das Gesamtsystem steu-
ert. Durch derartige Codierungen gewinnen bestimmte Ereignisse im
Kommunikationsprozess der Behörde eine typische Informationsqualität
und damit eine kaum unmittelbar steuerbare Eigendynamik. Beispiele
aus der Polizei sind insoweit: Die »Unkultur« der Aburteilung bei Fehlern,
die »Tyrannei« des Misstrauens in der Polizei, der vergleichsweise übertrie-
bene Drang von Polizeibeamten zur Spitzenbeurteilung und zur Beförde-
rung. Wegen dieser organisationsspezifischen, selbstreferentiellen Eigen-
dynamik erscheinen auch (kausale) Steuerungsmodelle, die von Außen
an die Behörden herangetragen werden, und die ohne entsprechende Kom-
munikation eingeführt werden sollen, als zu einfach, - mit Luhmann - zu
»unterkomplex«, um soziale, psychische und sonstige Aspekte der spezifi-
schen Organisation adäquat zu beschreiben (Boers, 5. 352).

3. Ethisches Führungsmodell nach Berkel
Heute besteht eines der ethischen Grundprobleme darin, für moderne, kom-
plexe Polizeiorganisationen ganzheitliche ethische Modelle zur Verfügung zu
stellen. Es reicht schlicht nicht mehr, lediglich Ethik im Sinne der Nächsten-
ethik oder für das Handeln von Organisationen allein auf organisationsethi-
sche Prinzipien zurückzugreifen. Wir benötigen bei der Polizei vielmehr
eine ganzheitliche ethische Landkarte, die die Ethiken der agierenden Perso-
nen, die der Mitarbeiter und Führungskräfte, die der Organisation mit den
diskursethischen Voraussetzungen ganzheitlich verknüpft, da ansonsten
kein fester, gemeinsamer Polizeibezug hergestellt werden kann.

Neben dieser umfassenden ethischen Landkarte besteht für die polizeiliche
Führungskraft natürlich eine so genannte emnotionale-intellektuelle Landkar-
te, auf die jüngst Golemann u. a., Emotionale Führung, 2002, S. 59 ff., zutreffend
hingewiesen haben. Dieser zweite Bereich soll hier nur angerissen werden.
Hauptaufgabe einer Führungskraft besteht darin, Begeisterung, Optimismus
und Leidenschaft für die Arbeit zu wecken sowie eine Atmosphäre zu schaf-
fen, die von Kooperation und Vertrauen geprägt ist. Golemann u. a. haben vier
Felder emnotionaler Führungskompetenzen herausgearbeitet:

- Selbstwahrrnehmung;

- Selbstmanagement;
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- soziales Bewusstsein und

- Beziehungsmanagement.

Beide Landkarten, die ethische wie die emotional-intellektuelle, gehören zu-
sammen. Hier soll freilich der Schwerpunkt auf dem ethischen Feld liegen.

Führungsverantwortung muss deshalb zugleich drei Wirklichkeitsbereiche
der Organisation umfassen:

(1) die konkret zu erledigende Aufgabe; Frage: Was

(2) die Interaktion mit den Mitarbeitern (intern) und den Kunden der Orga-
nisation (extern); Frage: Wie

sowie

(3) den Zweck der Organisation; für die Polizei: Einhaltung der bestehenden
Normen, Gesetze, Leitideen; Frage: Wozu

Organisation
Leitidee 1 Normen 1 Gesetze

Führungsperson

Mitarbeiter (intern) Arbeit/Ergebnisse/Aufgabe

Kunden (extern)



Was folgt aus diesem allseits bekannten Organisationsmodell für die hier in-
teressierende ethische Fragestellung insbesondere für die Führungsverant-
wortung?

Führungsverantwortung hat es nicht nur mit Werten, also den Vorstellungen
des Wiinschbaren, mit Normen und bei der Polizei insbesondere mit Geset-
zen, sondern auch mit den Regeln der Interaktion/Kommunikation sowie
mit Haltungen! Lebensstilen der Führungskräfte selbst zu tun.

Demnach gibt es drei Ansatzfelder für Führungsverantwortung:

- die organisatorische Wertethik,

- die interaktive Diskursethik,

- und die personale Tugendethik (der Führungskraft).

a) Die organisatorische Wertethik

Unter dem Aspekt der organisatorischen Wertethik ist es Aufgabe der Füh-
rungskraft die Werte/ Leitideen der Organisation ins Bewusstsein der Mitar-
beiter zu rücken, Wertkonflikte zu erkennen, Visionen zu formulieren und die
maßgeblichen Werte in der Organisation mit der Realität abzugleichen in dem
Sinne: »Ist das, was wir real tun, wirklich auch das, was wir tun sollen?«

Da jede Organisation immer mehrere Werte zugleich verkörpert, ist es die
ethische Aufgabe der Führungskraft, jene Balance zu finden/anzustreben,
die die Wirklichkeit im Sinne einer ethischen Weiterentwicklung der Organi-
sation am besten zu steigern vermag. Es wäre deshalb verfehlt, einen be-
stimmten der verschiedenen Organisationswerte bei der erforderlichen Gü-
terabwägung bewusst ganz auszuklammern. Ferner hat die Führungskraft
auch die Auswirkungen der sich rapide ändernden Realitäten auf die Wert-
ethik der Organisation zu berücksichtigen wie zum Beispiel: Die zunehmende
Berufstätigkeit von Frauen, neue Informationszugänge aus dem Internet, der
Einfluss des Betriebsklimas auf den polizeilichen Erfolg usw. Es geht also da-
rum, den Wertkosmos der Organisation immer wieder neu handlungsrele-
vant zu interpretieren und zu strukturieren.

b) Die interaktive Diskursethik

Unter dem Aspekt der interaktiven Diskursethik muss zunächst gesehen wer-
den, dass eine (ethisch) gute Führung und eine erfolgreiche Führung gerade
nicht identisch sein müssen, und es bisweilen auch nicht sind. Polizeilicher Er-
folg bemisst sich am Grad der Zielerreichung, gutes Führungsverhalten am
Grad der Übereinstimmung der Führungshandlung mit den Werten/Leit-
ideen der Organisation und den allgemeinen ethischen Standards. Aus ethi-
scher Sicht gehen zum Beispiel die moralischen Rechte des betroffenen Indi-
viduums vor den Nutzenüberlegungen der Organisation (vgl. insoweit Lenk/
Maring, 5. 30). (Wie soll z. B. bei der Beurteilungsproblematik diese ethische
Forderung »zur Deckung« gebracht werden? Hier haben wir es also mit einer
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der typischen organisationsethischen Dilemmatasituationen in der Polizei zu
tun).

Eine echte, ethische Führungsleistung besteht darin, im Rahmen des ethi-
schen Diskurses mit Vorgesetzten, Mitarbeitern und Kollegen alle Interessen
und Sichtweisen, idealerweise auch die eigenen der Führungskraft, adäquat
in den Diskursprozess einzubringen und sich zum Sprachrohr der Organisa-
tion und der von ihr repräsentierten Wertfelder zu machen. Der ethische Dis-
kurs erfordert deshalb eine andere Sichtweise und eine andere Rolle des Vor-
gesetzten als im überkommenen hierarchischem Sinne, im Sinne von Befehl
und Gehorsam. Nicht ausschließlich der polizeiliche Einzelerfolg (am Beispiel
der Beurteilungsproblemnatik: die pure Einhaltung der Notenquoten) ist das
Maß, sondern der ausgewogene Abgleich mit den unterschiedlichen, relevan-
ten Organisationswerten und den Werten der Mitarbeiter. Dies führt zu Kon-
flikten, und natürlich kennen wir alle die »mikropolitischen« Verhaltenswei-
sen vieler Führungskräfte, um diese Diskurs-Konflikte zu umgehen. Aber wer
anders als die Führungskraft kann diese widerstreitenden Gesichtspunkte in
den umfassenden Diskurs einbringen? Wer anders als die Führungskräfte re-
präsentiert die Organisation? Ich habe nie behauptet, dass Diskursethik das
Arbeiten in der Polizei leichter macht. Vielmehr ist Mühsal, langer Atem/ Ge-
duld und die Linie, niemanden auszugrenzen der Preis für gute Mitarbeiter-
führung und für eine gute Kunden-/ Bürgerorientierung der Polizei bei hin-
reichender Berücksichtigung der Organisationswerte.

Beim notwendigen Diskurs geht es zwar prümär um die zu erzielenden Ergeb-
nisse / Inhalte. Aber aus ethischer Sicht sind gerade auch die kommunikativen
Diskursregeln, insbesondere der Verzicht auf Sanktionen gegenüber einer
Meinungsäußerung, zu beachten und einzuhalten (Ahlf, 5. 51 f.), weil nur so
eine reale Chance besteht, dass die imn Diskurs erzielten Ergebnisse auch wirk-
lich von allen als verbindlich angesehen werden. Die Führungskraft muss bei
dieser bisweilen sehr schwierigen Kommunikation einen konstruktiv-gestal-
terischen Part übernehmen, der ohne methodische Qualifikationen und Fä-
higkeiten (Projektmanagement, Moderationstechnik, emotionale Kompetenz
usw.) heute meines Erachtens nicht mehr leistbar erscheint.

Im Rahmen der Behandlung des Feldes Diskursethik möchte ich auf drei po-
lizeiliche Spezifika gesondert eingehen: Wertewandel und Leistungsbereit-
schaft, Fehlerkultur und die heterogene Arbeitsmotivation in der Polizei.

- Zum Wertewandel

Die Folgen des Wertewandels haben aus gesamtgesellschaftlicher Sicht nicht
nur im Zeitalter des moralischen Pluralismus zu einem Verfall verpflichtender
Werte in der Gesellschaft allgemein, sondern aus organisationsethischer Sicht
auch zu einer hochgradigen Individualisierung der Arbeitsmotivation bei den
Mitarbeitern geführt. Aufgrund der beruflichen Werternuster von Polizeibe-
amten lässt sich heute ein recht einschneidender Wertewandel feststellen
(Ahlf, Verwaltungsarchiv). Als Zwischenergebnis empirischer Erhebungen
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bei der Polizei kann zusammenfassend festgestellt werden: Die zunehmende
Abkehr von den traditionellen polizeilichen Anpassungs- und Leistungsnor-
men wirft eine Fülle von Führungs- und Motivationsproblemnen auf. Die ver-
gleichsweise geringe Bedeutung der ehemals leistungstragenden Polizei-
werte wie Ehrgeiz, Fleiß, Gehorsam, Pflichtbewusstsein und der (teilweise)
empirisch belegbare geringe Stellenwert der Leistungsbereitschaft muss bei
der Polizeiführung Fragen und Irritationen auslösen. Dabei sollte freilich nicht
übersehen werden, dass gerade das Leistungsprinzip in jüingster Vergangen-
heit vielfach überstrapaziert wurde. Die zahlreichen Überstunden bei der
deutschen Polizei sprechen eine deutliche Sprache im Hinblick auf den Leis-
tungsdruck und den teilweise bestehenden Erfolgszwang. Demotivierend
wirkt sich, gerade was die Leistungsbereitschaft angeht, aus, dass trotz eines
ausgesprochenen harten polizeilichen Arbeitseinsatzes die Erfolgsaussicht
häufig fehlt Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn nach aufwendigen po-
lizeilichen Ermittlungen, zahlreiche Ermittlungsverfahren durch die Justiz
sanktionslos eingestellt werden, insbesondere imn Feld der Drogenkriminali-
tät, und im komplexen Feld der Wirtschaftskriminalität sehr häufig das Ver-
fahren mittels Deals abgeschlossen wird, die aus polizeilicher Sicht nicht im-
mer zu überzeugen vermögen. Wenn zudem noch die Anerkennung für diese
- offenbar »erfolglose« - Polizeiarbeit durch Vorgesetzte ausbleibt, und neue
Beurteilungsrichtlinien dazu führen, dass ehemals gute Leistungen nur
noch als durchschnittlich bewertet werden, dann hat die Leistung im dienst-
lichen Bereich ihren handlungsstiftenden Sinn in mancher Hinsicht verloren.

-Zur Fehlerkultur

Zentral scheint mir zu sein, dass es bis heute in der deutschen Polizeifüh-
rung in Bund und Ländern noch nicht umfassend gelungen ist, eine tragfä-
hige polizeiliche Fehlerkultur zu entwickeln. Gute Leistungen sind selbst-
verständlich. Fehler dagegen werden kaum verziehen. Deshalb fällt auch
heute der gute Polizeibeamte im Durchschnitt nicht auf. Hat er aber einmal
einen gravierenden Fehler begangen, dann brechen häufig »alle Höllen die-
ser Welt« über ihn herein. Kollegen ziehen sich zurück und die Führungs-
kräfte »schneiden« ihn oder lassen den bisher so erfolgreichen Mitarbeiter
bisweilen im Regen stehen. Fälle der Fehler werden bei der Polizei viel zu
wenig als organisatorische Chance genutzt und verstanden. Es wird in sol-
chen Fällen viel zu wenig nach der eigentlichen Ursache des Fehlers gefragt,
sondern viel zu schnell eine subjektive Schuldzuweisung ausgesprochen.

Eine polizeiliche Fehlerkultur kann natürlich niemals Fehler beschönigen
oder gar unter den Teppich kehren. Sie sollte allerdings immer eine akzep-
tierende Grundeinstellung gegenüber dem Mitarbeiter erkennen lassen,
sollte normverdeutlichende Maßnahmen auch für die anderen Mitarbeiter
ergreifen und darf niemals zum Ziele haben, den Mitarbeiter dauerhaft aus-
zugrenzen. Die Konsequenz üblicher polizeilicher Fehleraufarbeitung (per-
sonale Schuldzuweisung) ist, dass vom Risikomanagement her für die Or-
ganisation, also die Polizei, gar nichts gewonnen wird. Denn ein vergleich-
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barer Fehler könnte sich - ohne die eben beschriebenen Maßnahmen -

durchaus wiederholen und einen neuen, weiteren Kollegen hinterlassen,
der wegen des gleichen Fehlers dauerhaft bis ins Mark verletzt und erschüt-
tert sein kann.

-Zur heterogenen Arbeitsmotivation

Zudem werden in Polizeiorganisationen zugleich höchst heterogene Ar-
beitsmotivationen der Mitarbeiter vorgefunden (vom crime fighter über
die zahlreichen Spezialisten bis zum Mitläufer). Die jeweilige Polizeibe-
hörde steht damit vor einer sehr schwer lösbaren Aufgabe, gerade für
ihre Organisation die spezifische Struktur zu finden/zu entwickeln, die
ein möglichst breit gefächertes Wertespektrum der Mitarbeiter real reprä-
sentiert. Wegen der kriminalpräventiven Wende kann die gemeinsame Ba-
sis für Polizeiarbeit heute offenkundig nicht mehr allein und ausschließlich
durch einen Rückbezug auf polizeiliche Gesetze/ Verordnungen realisiert
werden. Auch lässt sich heute der Rückbezug auf überkommene typische
»Polizeihaltungen« nicht mehr erreichen, weil diese durchgängig nicht
mehr vorhanden sind. Kurz: Wir wissen viel zu wenig über den realen Zu-
stand der Arbeitsmotivation der Mitarbeiter in der Polizeibehörde. Schon
deshalb sind regelmäßige Mitarbeiterbefragungen in der Polizeibehörde er-
forderlich.

Heute geht es also verstärkt darum, bei den Mitarbeitern eine verantwor-
tungsvolle Identifikation mit der Leitidee der Organisation zu wecken,
kurz darum, Comnmitmnent zu organisieren. Konkret bedeutet dies, dass es
den Führungskräften gelingt, die Mitarbeiter »abzuholen« und über Partizi-
pationsprozesse quasi zu Mitgliedern der Organisation zu machen, sie also
in den Prozess der Werteentwicklung der Organisation selbst einzubinden.

c) Die personale Tugendethik (der Führungskraft)

Unter dem Aspekt der personalen Tugendethik muss der Vorgesetzte heute
zudem auch typische Tugenden/Haltungen im Sinne der Vorbildfunktion
einnehmen. Die bei den Führungskräften der Wirtschaft so breit vorzufin-
dende opportuntistische Grundhaltung sind mit Wieland für die Akteurs-/
Mitarbeitermoral aber auch für die Organisationsmoral schlichtweg tödlich
und meines Erachtens der Hauptgrund dafür, dass Führung so skeptisch
von den Mitarbeitern betrachtet wird. [Unter Tugend wird hier eine Einstel-
lung der Haltung verstanden, die sich durch drei Aspekte (kognitiv, evaluativ
und konativ) charakterisieren lässt. Es handelt sich also um jene inneren Dis-
positionen, in der die Führungskraft einen bestimmten Wert - oder Sinngehalt
klar und deutlich erkennt (kognitiver Aspekt), der von ihm selbstverpflich-
tend beurteilt wird (evaluativer Aspekt) und der bei seiner Entscheidung/
Handlung als Richtschnur dient (konativer Aspekt).]

Der Aspekt des Opportunismus der gerade bei polizeilichen Führungskräften
so verbreitet ist, bedarf einer gesonderten Betrachtung (siehe IV).
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Wenn man diese Ausführungen zusammenfasst, dann lassen sich daraus vier
allgemeine organisationsethische Tugenden!/Werte herausarbeiten.

(1) Die zentrale organisationsethische Tugend ist die Verantwortlichkeit der
Führungsperson. Sie muss Antwort geben auf die Wertanforderungen in
den oben genannten drei Wirklichkeitsbereichen. der Organisation (Leitidee
der Organisation; Mitarbeiter/ Bürger; Aufgabenerledigung). Diese spezifi-
sche organisationsethische Verantwortung der Führungskraft liegt mithin
darin, die Rahmenbedingungen so zu gestalten, dass die Mitarbeiter die je-
weiligen organisationsrelevanten Werte (vgl. Wertethik der Organisation/
Diskursethik/ eigene personale Tugendethiik) auch erwerben können.

Das heißt dezidiert nicht, dass weder die modernen Selbstentfaltungswerte
der Mitarbeiter absolut gesetzt werden dürfen, weil dann schwierige Poli-
zeiaktionen nicht mehr zeitnah steuerbar sind, noch dürfen ausschließlich
Pflichtwerte dominieren, weil dann bestehende Entwicklungschancen der
Organisation über die Mitarbeiterpotenziale nicht hinreichend ausgenutzt
werden können. Auch die einseitige Konfrontation / Parteinahme für die
Organisation oder das Individuum/den Mitarbeiter verdunkelt die Ein-
sicht, dass beide, Organisation und Mitarbeiter, aufeinander angewiesen
sind. Der Mitarbeiter kann seine Persönlichkeit nur in und mit der Organi-
sation entfalten und die Organisation ist heute auf selbstmnotivierte Mitar-
beiter zunehmend angewiesen. Die Aufgabe der Führungskräfte ist es mit-
hin, die Mitarbeiter/die Mitglieder der Organisation, zu einer Wertsyn-
these unter der Leitidee der Organisation zu integrieren. Letztlich läuft
die Führungsverantwortung darauf hinaus, die Organisation auf ein höhe-
res, ethisches Niveau (analog der Kohlberg>schen Stufentheorie der Moral-
entwicklung, vgl. Ahlf, 5. 57 f.) zu heben.

Lempert hat aufgrund empirischer Studien Anhaltspunkte herausgearbei-
tet, aus denen sich ergibt, ob eine Organisation sich auf ein höheres mora-
lisches Niveau zu bewegt. Insoweit wird auf folgende Aspekte ausdrück-
lich hingewiesen:

persönliche Anerkennung für gute Leistung

- positives soziales Betriebsklima;

- offene Auseinandersetzung mit Konflikten und Problemen der Organi-
sation;

- Chance, am Kommunikationsprozess innerhalb der Organisation teilzu-
nehmen;

- Rückmeldung über die sozialen/organisatorischen Auswirkungen des
Fehlverhaltens des einzelnen Mitarbeiters;

- Möglichkeit, an Entscheidungen kooperativ mitzuwirken;

- Übernahme von Verantwortung für sich und für andere.
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Organisationsethisch wird damit nicht eine anordnende, sondern viel-
mehr eine prozessorientierte Verhaltensweise des Vorgesetzten eingefor-
dert. Gerade die oben genannten Aspekte von Lempert weisen eindeutig
auf das prozessorientierte Verhalten der Vorgesetzten hin. Insoweit
kommt es viel weniger auf einen einzelnen Polizeierfolg an, als vielmehr
darauf, dass ausgewogene Prozesse eingespielt sind und zugleich ethisch
einwandfrei verlaufen.

Die drei weiteren Werte im Sinne der Prozessorientierung sind:

(2) Mitgestaltende Loyalität im Sinne der Leitidee der Organisation;

(3) Kommunikation im Sinne der Diskursethik sowie

(4) Sachlichkeit und Gewissenhaftigkeit, Qualität der Arbeit.

Damit ergibt sich folgendes ethische Führungsmodell:

Die Organisation

Leitidee
Loyalitat / Dienst

(aktiv mitgestaltende

Teilnahme)

Fürngskraft

Verantwortlichkeit

Interaktion Arbeit / Ergebnisse
Mitarbeiter 1 Mitglieder - Sachlichkeit

- Glaubwürdigkeit - Gewissenhaftigkeit

- Fairness - Effizienz

- Solidarität
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IV. Opportunistisches Führungsverhalten

1 . Empirischer Wissensstand
Als Opportunist wird hier eine Führungskraft bezeichnet, die sich aus rein
egoistischen Nützlichkeitserwägungen heraus schnell und bedenkenlos der
jeweiligen Lage flexibel anpasst, die also über keine eigenen festen Grund-
sätze verfügt.

Empirische Untersuchungen zu den ethischen Standards von Führungskräf-
ten der Polizei in Deutschland fehlen, obgleich solche Erhebungen seit Jahr-
zehnten in der Privatwirtschaft durchaus gang und gebe sind. Die ethischen
Standards der Führungskräfte der deutschen Wirtschaft sind durch die wich-
tigen Untersuchungen von KaufmannIKerber/Zulehner und die Untersuchun-
gen von Ulrich/Thiele-mann recht gut bekannt. Kennzeichnend ist dabei eine
opportunistische Grundhaltung der Führungskräfte der Wirtschaft, eine
starke Ich-Zentrierung und innerhalb derselben noch einmal eine eingeengte
Aufmnerksamkeit auf Erfolg, materielle Güter und Genuss. Zumindest bei der
wirtschaftlichen Elite entpuppt sich häufig der vielzitierte Wertewandel eher
als ein geschickt verschieierter Egotrip.

Ulrich/Thielemann unterscheiden vier ethische Denkmuster von Managern in
Unternehmen, wobei die ökonomischen und konventionellen Denkmuster im
Sinne hierarchischer Einstellungen eindeutig überwiegen (zusammen: 88 %).
Idealistische Denkmuster schlagen lediglich mit 2 % und reformerisch orien-
tierte Denkmuster mit 10 % zu Buche.

Das bei den Führungskräften der Wirtschaft weitgehend nachgewiesene oppor-
tunistisch geprägte Führungsverhalten ist zwar nicht ohne weiteres auf die Po-
lizei übertragbar. Wenn sich jedoch in der Gesellschaft insgesamt der Trend zum
Eigennutz durchsetzt und von den gesellschaftlichen und politischen Eliten im-
mer wieder praktiziert und demonstriert wird, dann fällt es sehr schwer zu glau-
ben, dass ausgerechnet die Führungskräfte der Polizei hiervon ausgenommen
sein sollten. Die entscheidende Frage scheint mir zu sein, ob es so etwas wie
eine Typik opportunistischen Verhaltens gerade bei Polizeiführemn gibt.

Schneider/Goldstein/Smith (5. 172) haben für die USA ein Modell eines »bran-
chenspezifischen Risikos« für opportunistische Grundhaltungen entwickelt,
wobei sie von einer Wechselwirkung negativer individueller wie auch negati-
ver organisatorischer Merkmale ausgehen.

Zentrale personelle Merkmale sind insoweit:

- mangelnde Selbstkontrolle,

- materialistische Wertorientierung,

- unkooperative, taktisch - egoistische Verhaltensweisen im Sinne der so ge-

nannten Minipolitik.
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Organisatorische Merkmale sind ganz in Anlehnung an Waters:

- Eine geschlossene Organisation mit starker Befehlshierarchie,

- unklare Prioritäten,

- eingeschränkte Informationspolitik in der Organisation,

- spezifische, suboptimale Sozialisation neuer Mitarbeiter in der Organisation,

- die konkret gelebten Werte in der Organisation.

2. Pradikation für oppoirtunistisches Verhalten
Kann man sich in der Polizei vor diesen opportunistischen Führungspersonen
wirkungsvoll schützen? Gibt es also Prädikatoren für opportunistisches Ver-
halten, die bereits bei Personalauswahlverfahren erfolgreich eingesetzt wer-
den könnten?

In den USA werden seit langem entsprechende Integritätstests erfolgreich ein-
gesetzt, die folgende Kriterien bei Führungskräften abtesten:

- Unzuverlässigkeit;

- Sozialisationsprobleme, unterentwickelte Fähigkeiten, Werte und Normen
als Leitlinie zu verwenden, delinquentes Verhalten in der Vergangenheit;

- positive Einstellungen zu delinquentemn Verhalten;

- Probleme im Umgang mit Autoritäten;

- Sensationslust;

- geringe Arbeitsmotivation;

- hohe soziale Beeinflussbarkeit;

- mnstabile familiäre Situation während der Kindheit;

- Alkohol- /Drogenmissbrauch;

- unerfüllte Bedürfnisse, geringes Selbstbewusstsein, geringe Arbeitszufrie-
denheit.

Diese genannten Kriterien korrelieren in weiten Teilen mit dem klassischen
Begriff der Gewissenhaftigkeit (zum Ganzen Moser/Hertel, 5. 169 f.).

Ones u. a. (5. 175) haben gerade für das notwendige Organisationsverhalten
zutreffend neben der Gewissenhaftigkeit noch die beiden sozialen/kommu-
nikativen Merkmale, nämlich die Aspekte der Verträglichkeit und der emotio-
nalen Stabilität herausgearbeitet.

Die Neigung zu opportunistischem Führungsverhalten ist also dann beson-
ders groß, wenn zum personalen Faktor der geringen Gewissenhaftigkeit
noch negative soziale Faktoren wie zum Beispiel hohe Aggressivität (geringe
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Verträglichkeit) mit hoher Impulsivität /Extraversion (geringe emotionale Sta-
bilität) korrelieren. Moderne, verbesserte Integritätstests decken also alle drei
Bereiche (Gewissenhaftigkeit, Verträglichkeit und emotionale Stabilität) ab.

3. Mikropolitik
Aus den Untersuchungen der Privatwirtschaft wissen wir, dass erfolgreiche
Führungskräfte gemessen an der Schnelligkeit ihres Aufstieges verstärkt
dazu neigen, »Mikropolitik« in der Organisation zu betreiben. Beispiele für
derartige mikropolitische Techniken von Fiihrungskräften in Organisationen
sind:

- Informationskontrolle (nur spezifische Informationen weitergeben und ge-
schickt einsetzen);

- einseitige Anwendung bestimmter Verfahrensregeln (Kontrolle aller Aus-
gänge, Zentralisierung der Informationsströme über seine Person usw.);

- Beziehungspflege (Seilschaften);

- Selbstdarstellung (Erfolge der Mitarbeiter als eigene ausgeben);

- Situationskontrolle (z. B. sich dumm stellen, Vorschriften überkorrekt an-
wenden (Dienst nach Vorschrift), usw.);

- Handlungsdruck erzeugen (zu enge Fristen setzen, Mitarbeiter mit Vorgän-
gen überhäufen, usw.);

- Chancen nutzen (z. B. gezieltes Timing für den Lauf von Vorgängen und ge-
zieltes »Streuen von Gerüchten« usw.).

Gerade diese bekannten »skrupellosen Erfolgstypen« wenden vorzugsweise
derartige mikropolitische Techniken in Organisationen an. Man kann aller-
dings diese Techniken der Mikropolitik durchaus erkennen. Aber leider
wird in Polizeibehörden eigentlich nie etwas gegen diese Führungskräfte un-
ternommen, die gezielt Mikropolitik betreiben. Diese mikropolitischen Tech-
niken werden dabei insbesondere von bestimmten Führungskräften der mitt-
leren Ebene angewandt, während sich Topmanager eher mit Konfliktmanage-
ment und Entscheidungsfindung beschäftigen (sollten). Mikropolitische
Techniken nehmen also generell mit dem Erreichen des Karrierezieles deut-
lich ab. Bei der Polizei besteht allerdings die Besonderheit darin, dass das Kar-
riereziel bei Führungskräften eigentlich nie erreicht wird. Deshalb dürften
polizeiliche Führungskräfte für mikropolitische Techniken während ihres
gesamten Berufslebens durchaus anfällig sein. Leider fehlen insoweit entspre-
chende empirische Erhebungen bei der Polizei.

Mit Integritätstest können, so mein Fazit, Führungskräfte mit opportunisti-
schen Neigungen zumindest teilweise von vornherein ausgegrenzt werden.
Derartige Dispositionen können nämlich in Einstellungstests durchaus festge-
macht und identifiziert werden. Leider werden in der deutschen Polizei sol-
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che Integritätstests meines Wissens nicht eingesetzt, obwohl die destruktiven
Wirkungen opportunistischen Führungsverhaltens durchaus bekannt sind.
Neben der organisationsethischen Destruktion werden mit Mikropolitik nicht
nur die Prozesse verzögert/verhindert und Ressourcen verschwendet, son-
dern auch die Polizeikultur nachhaltig beeinträchtigt.

4. Schutzmaßnahmen
a) Als Fazit ist herauszuarbeiten, dass für opportunistisches Führungsverhal-

ten Integritätstests eingeführt werden sollten.

b) Abschließend werden drei Anregungen für eine Integritätsinitiative vorge-
stellt. Bei diesen drei Anregungen handelt es sich um Vorschläge, die teil-
weise im Ausland (USA, Frankreich) erprobt wurden und zentral auf orga-
nisationsethische Prinzipien abstellen.

(1) Nachträgliche Telefonbefragung

Vieles deutet darauf hin, dass unhöfliches, unangemessenes Betragen
von Polizeibeamten gegenüber Bürgern im polizeilichen Berufsalltag
ein durchgängiger Indikator für polizeiliches Fehlverhalten bestimmter
Mitarbeiter ist. Dieser Fakt deckt sich im Ubrigen mit den empirischen
Ergebnissen der Telefonbefragung der FH Villingen-Schwenningen im
Schwarzwald-Baar-Kreis. Deshalb sollten direkt nach durchgeführten
Polizeieinsätzen entsprechende nachträgliche Telefonbefragungen bei
den betroffenen Bürgern durchgeführt werden. Diese Maßnahme hat
neben ihrer berufsethischen Komponente auch die Komponente der di-
rekten Bürgerorientierung der Polizei.

(2) Bildung einer Integritätsgruppe, die direkt beim Polizeipräsidenten/
Amtsleitung angesiedelt sein sollte.

Die Integritätsgruppe könnte folgende Aufgaben wahrnehmen:

-. Supervision von Polizeieinsätzen unter lntegritätsgesichtspunkten
auf Anforderung durch die einzelnen Organisationseinheiten sowie
regelmäßige Überprüfung der Einsatzberichte auf Integritätsge-
sichtspunkte im konkreten Einsatz;

- Ansprechpartner/Ombudsmann in Sachen lntegritätsfragen für die
Mitarbeiter;

- zentrale Koordination und Bearbeitung von Bürgerbeschwerden;

- Durchführung so genannter Integritätschecks nach dem Zufallsprin-
zip, wobei konkrete Polizeieinsätze überprüft werden. Die Ergeb-
nisse dieser Checks werden nach dem konkreten Einsatz mit den je-
weiligen Einsatzkräften diskutiert;

- zentrale Organisation entsprechender Fortbildungsveranstaltungen,
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bei denen typische Polizeisituationen angesprochen und diskutiert
werden sollten. Derartige berufsethische Fortbildungsveranstaltun-
gen sollten grundsätzlich unterhalb philosophischer Diskussion an-
gesiedelt sein. Berufsethische Aus- und Fortbildungsveranstaltun-
gen sollten einen Schwerpunkt gerade im Feld der Polizeiintegrität
haben;

- Organisation/Durchführung der unter (1) vorgeschlagenen nachbe-
reitenden Telefonbefragung.

(3) Durchführung regelmäßiger Mitarbeiterbefragung einschließlich
Vorgesetztenfeedback.
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Perspektiven der polizeilichen Auswertung

Hen ücer

Nicht weil es schwer ist,
wagen wir es nicht,
sondern weil wir es nicht wagen,
ist es schwer.

Seneca

1. Die Dynamik des polizeilichen Handlungsfeldes
Es gibt viele Anzeichen dafür, dass sich die Welt sowohl quantitativ als auch
qualitativ in eine völlig andere Richtung entwickelt, als wir es bislang gewohnt
waren. Wir stehen in einer Periode des Übergangs, wenn nicht in einer der ganz
großen Phasen der Transformation. Derartige Zeiten verlangen neue Philoso-
phien, Sprachen und Praktiken der Organisation und des Managements.

Der zentrale in diesem Zusammenhang immer wieder auftauchende Begriff
ist der des Paradigmawechsels. Ein Paradigma ist uns meist nicht bewusst -
bis zu dem Zeitpunkt, zu dem es sich ändert oder bis zu dem Moment, in
dem uns klar wird, dass man eine Situation auch anders sehen kann. Das
Wort Paradigma ist in Mode gekommen, weil sich immer mehr Paradigmen
ändern. Das nahm seinen Anfang in der Physik, griff über auf andere Natur-
wissenschaften, vor allem die Biologie, und hat heute praktisch alle Aspekte
unseres Lebens durchdrungen.

Dem Polizeimanagement wird immer wieder der Vorwurf gemacht, dass es
hochkomplexe Probleme weitgehend technokratisch zu lösen versuche und
damit den spezifischen Anforderungen sozialer Systeme nur bedingt gerecht
werde. Im Rahmen der Diskussion über die Effizienz der Verbrechensbe-
kämpfung traten zunehmend neben die Begriffe Strategie, Organisation
und Planung Faktoren hinzu, die sich in der sozialen Dimension einer Institu-
tion entwickelten, wie zum Beispiel Selbstverständnis, Spezialkenntnisse,
Füihrungsstil und Stammpersonal. Diese so genannten Weichen Faktoren,
die sich im Laufe der Polizeigeschichte entwickeln und nur bedingt der wil-
lentlichen Lenkung und Gestaltung durch das Management unterliegen, wur-
den dem Begriff Organisationskultur zusammengefasst.

Zunehmende Komplexität, Dynamik und Veränderungsgeschwindigkeit ma-
chen die Anpassungszeit an neue Entwicklungen zum kritischen Faktor. Die
Flexibilisierung der Organisationsstruk'tur stellt sich als Herausforderung. Er-
starrte Strukturen und mangelnde Innovationsfähigkeit stehen einer sich
quantitativ wachsenden und qualitativ immer bedrohlicher werdenden Kri-
mmnalitätsstruktur gegenüber.
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Auch im Bereich der Informationsverarbeitung haben wir umwälzende Ver-
änderungen erfahren.

Hier müssen wir die Frage stellen, können wir die Chancen, die uns die Infor-
mationstechnologie bietet, ausreichend nutzen? Und nicht zuletzt bringen die
Mitarbeiter das notwendige Problemnlösungspotenzial mit, werden wir in Zu-
kunft ein höheres Motivationsniveau erreichen oder wird sich der Prozentsatz
der Mitarbeiter erhöhen, die bereits die hinere Kündigung ausgesprochen ha-
ben?

Ein komplexes und anspruchsvolles Szenario, das manchen in einer Abwehr-
haltung erstarren lässt.

Wohin führt die Entwicklung? Diese zentrale Frage ist mit Unsicherheit ver-
knüpft und löst bei vielen Angstmechanismen aus. Anforderungen der Zu-
kunft können nur vor dem Hintergrund der organisatorischen Wirklichkeit
formuliert werden. Anspruch und Wirklichkeit klaffen im Polizeibereich er-
heblich auseinander.

Das künftige Handlungsfeld wird bestimmt durch:

- die Kriminalitätsentwicklung

- die Gesellschaftsentwicklung

- gesetzliche Entwicklungen

- ökonomische Entwicklungen

- politische Entwicklungen

- Internationalisierung und Globalisierung

- EU
- Osterweiterung der EU

- die gegenwärtigen Mängel (Prozessdefizite)

- zukünftige Mängel

Zuviel Komplexität und Dynamik droht uns zu überfordern. In dieser Lage ist
es wichtig, sich auf das Wesentliche zu konzentrieren, also Wichtiges von Un-
wichtigem zu unterscheiden. Das erfordert von uns in zunehmendem Maße
neben fachlicher und methodischer Kompetenz auch soziale Kompetenz.
Die ideale Mischung von fachlicher, methodischer und sozialer Kompetenz
äußert sich in der Weisheit.

»Gott gebe mir die Gelassenheit, die Dinge hinzunehmen, die ich nicht än-
dern kann, die Kraft, die Dinge zu ändern, die ich ändern kann und die
Weisheit, das eine vom anderen zu unterscheiden«.
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2. Kriminalpolizeiliche Auswertung - ein Kernprozess
polizeilichen Handelns

Auswertung ist ein auf logischem und kreativem Denken beruhender Prozess
der Informationsverarbeitung, mit dem Ziel der Gewinnung weiterführender
Erkenntnisse (Ermittlungsansätze, Lagebilder). Polizeiliche Arbeit basiert im
Wesentlichen auf dem Realisieren von lnformationsverarbeitungsprozessen.

Qualitative Veränderungen und das gestiegene Mengenaufkommen an Infor-
mationen sowie die aufgrund technologischer Entwicklungen insbesondere
im IT-Bereich gestiegenen Erwartungen haben auch die Anforderungen und
Ansprüche an eine zeitgerechte und zielorientierte Auswertung verändert.

Den unterschiedlichen Erwartungen der Bedarfsträger wurde durch verschie-
dene Formen der Auswertung Rechnung getragen.

Auch die Auswertelandschaft befindet sich insgesamt in Bewegung, ja sogar
im Umbruch.

Allerdings vollzieht sich die Änderung der Rahmenbedingungen und der Er-
wartungen generell schneller als eine Anpassung erfolgen kann.

Bezogen auf die Auswertung liegen die Ursachen dafür sowohl außerhalb als
auch innerhalb des polizeilichen Einflussbereichs.

Hinzu kommt, dass die Mittel und Methoden zur Bewältigung der Informa-
tionsflut nicht ausreichend zur Verfügung stehen:

Wir waten geradezu in Informationen, dürsten aber andererseits nach Wissen.

Wie ist dieser scheinbare Widerspruch aufzulösen?

Komplexität, Intransparenz, Dynamik, Vernetztheit und Unvollständigkeit
der Kenntnisse über Sachverhalte erschweren geeignete Situationsanalysen.

Die Situation erfordert den Verzicht auf eine noch detailliertere, noch ausge-
klügeltere Planung und die vermehrte Rückbesinnung auf das Wesentliche.

Was ist jedoch das Wesentliche, und wie gelingt es uns, aus der Informations-
flut die Informationen herauszufiltern, die für eine Problemnlösung von Nut-
zen sind?

Das Vorhandensein von Problemen ist nicht gleichzusetzen mit ineffizientem
Handeln, sondern ist zunächst lediglich Ausdruck einer vorhandenen Dyna-
mik, sowohl in den Rahmenbedingungen als auch in den Aufgabenfeldern.
Nicht die Tatsache, dass wir Schwierigkeiten haben, ist problematisch, son-
dern die Art und Weise, wie wir damit umgehen.

Fragestellungen zur Auswertung sind in den letzten Jahrzehnten in zahlrei-
chen Untersuchungen angegangen und Teillösungen zugeführt worden. Stell-
vertretend für viele seien hier nur die Untersuchungen von Steffen, Weschke,
Oevermann/Schuster/Simm und die BKA-Untersuchung zur kriminalpoli-
zeilichen Auswertung angeführt.
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Sowohl die zugrundeliegenden Annahmen als auch das Verständnis von Aus-
wertung und die Definition von Auswertung haben wichtige Erweiterungen
erfahren.

Die Auswertung hat einen höheren Stellenwert erlangt. Methoden wurden
verfeinert. Das Berufsbild eines kriminalpolizeilichen Auswerters beginnt
sich auch bei uns abzuzeichnen.

Obwohl Auswertung unstreitig wesentlicher Bestandteil kriminalpolizei-
lichen Handelns ist, wurde der Begriff »Kriminalpolizeiliche Auswertung«
in der Praxis mit unterschiedlichen Inhalten belegt.

So wurde je nach Perspektive nur ein Teil des Gesamtspektrums gesehen, zum
Beispiel der kriminalpolizeiliche Meldedienst und daraus resultierende Aus-
werteprozesse.

Andere sahen in erster Linie die fallbegleitende Auswertung und wieder an-
dere die so genannte strategische Auswertung. Jeder argumentierte und defi-
nierte aus seinem jeweiligen Begriffshintergrund heraus.

Als Folge davon wurden bei der Diskussion um Handlungserfordernisse und
Organisationsanpassungen unterschiedliche Positionen favorisiert. jeder
glaubte, die richtigen Erfordernisse für kriminalpolizeiliche Auswertung zu
kennen. Unterschiedliche Maßnahmen wurden veranlasst, jeder für sich
und deshalb jeder für sich allein.

Es ist aber gemeinsames, zumindest abgestimmtes, Handeln gefordert.

Dies macht ein gemeinsames Verständnis von krimninalpolizeilicher Auswer-
tung notwendig, das sich nicht an der engen Sichtweise des KPMD, sondern
an einem weitergehenden, den unterschiedlichen Anforderungen gerecht
werdenden Begriff ausrichten muss.

Wie sich Auswertung dann im Einzelnen auswirkt, wird durch die jeweilige
Problemsicht (z. B. als Ermittler oder Führungskraft) beziehungsweise das
Auswerteziel bestimmt.

Unterstützend müssen spezielle Methoden und Techniken eingesetzt werden,
deren Anwendung in Bereichen von Wissenschaft und Forschung, aber auch
der Wirtschaft üblich ist.

Der Entwicklungsstand der Auswertung ist in Deutschland nur sinnvoll vor
dem Hintergrund des föderalistischen Polizeisystemns zu begreifen.

Die Auswertesituation in Deutschland wird derzeit geprägt von

* der kritischen Reflexion der kriminalpolizeilichen Meldedienste (KPMD,
SMD und »Melde-Raster«) und der dahinter stehenden Perseveranzhypo-
these,

* dem schon viel zu lange dauernden Umbruch eines gemeinsamen DV-Sys-
tems (INPOL-neu),
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* einem höchst unterschiedlichen Niveau von Auswertung, selbst innerhalb
einzelner Dienststellen und Organisationseinheiten,

* einer noch immer verbesserungsbedürftigen Sensibilität und Akzeptan.z
der Auswertefunktion,

* einer immer mächtiger werdenden Informationstechnologie,

* einer dieser Funktion nicht ausreichend gerecht werdenden Qualifikation
von Mlitarbeitern,

* einer in den Anfängen steckenden gemeinsamen Priorisierung von Ihe-
menfeldern,

* einer erst spärlichen Nutzung nicht polizeilicher bzw. offener Quellen,

* einer noch defizitären Prozessorganisation (PM) und

* einem zwar entwickelten aber noch nicht internalisierten »Neuen Aus-
werteverständnis«.

Diese Liste ließe sich ohne Zweifel noch fortsetzen. Sie spricht die wesent-
lichen, derzeit aktuellen Engpässe der Auswertesituation an.

Kriminalitätsanalysen werden in Deutschland allerdings nicht nur von Poli-
zeibehörden realisiert: Universitäten, freie Forschungseinrichtungen und For-
schungseinrichtungen der Polizei realisieren ebenso insbesondere strategi-
sche Auswertevorhaben.

Sowohl die Rahmenbedingungen als auch die Schwerpunkte der Auswertevor-
haben unterscheiden sich zwischen diesen Institutionen jedoch ganz erheblich.
Ebenso weisen diese Institutionen unterschiedliche Stärken und Schwächen so-
wohl bezüglich einzelner Phasen des Auswerteprozesses als auch hinsichtlich
der Geeignetheit zur Durchführung spezifischer Themen auf.

Ganz ohne Zweifel befindet sich die Umgestaltung der Auswertung auf dem
Weg. Zahlreiche Vorhaben beim Bund und in den Ländern machen dieses
»Neue Auswerteverständnis« deutlich.

3. Perspektiven der Auswertung
Die Perspektiven kriminalpolizeilicher Auswertung ergeben sich insbeson-
dere aus den Entwicklungsfeldern

* Globalisierung,

* Aufgabenentwicklung,

* lnternationale Zusammenarbeit,

* Technologische Entwicklung,

o Strategien und

* Skills.
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* demographische o Ziele / Zielgruppen

* wirtschaftliche * Methoden

* politisch - gesetzliche * Organisation

o technologische o Formen

* ökologische * Prozesse

* gesellschaftliche * Produkte

* kulturelle

Vor dem Hintergrund immer knapper werdender Ressourcen spielen aber
auch noch bestehende Engpässe und Defizite eine bedeutende Rolle.

Hier spielen insbesondere

* das noch nicht einheitlich umgesetzte Auswerteverständnis,
»Auswertung ist als zielorientierter Informationsverarbeitungsprozess zu
verstehen«
Auswertung darf nicht als Selbstzweck betrieben werden. Sie dient aus-
schließlich dem Generieren von Informationen für operative und /oder strate-
gische Zwecke. Die Realisierung der Auswertung in Form des Informations-
verarbeitungsprozesses stellt zugleich den Aspekt der Qualitätssicherung
von Auswerteprodukten sicher.

»Berücksichtigung der Ganzheitlichkeitserfordernisse des Inforinationsver-
arbeitungsprozesses (Auswertung i. w. S.)IDefinition des Auswertebegriffs«
l* Prozessdenken
Die Effizienz des Auswerteprozesses wird maßgeblich vom schwächsten
Glied in der Informationsverarbeitungskette bestimmt. Es gilt deshalb, die
Aufmerksamkeit gleichermaßen auf alle Phasen zu richten.

»Festlegung der Auswerteziele (Ableitung aus der Problemstellung) vor Be-
ginn der Auswertung (strategische vs. operative-Auswertung)«
,i* Zieldifferenzierung
Informationsverarbeitungsprozesse setzen eine Zielorientierung voraus.
Es existieren eine Vielzahl von Zielrichtungen für Auswerteprozesse. Eine be-
wusste Unterscheidung der Auswertefelder ist hier erforderlich.
Die Zielrichtung des Auswertevorhabens ist Ausgangspunkt jeglicher Uber-
legungen.

»Festlegung des geforderten Qualitätsstandards unter Berücksichtigung der
Kosten und Termine«
Die angestrebte Ergebnisqualität, die zur Verfügung stehende Zeit für deren
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Erarbeitung und das zur Verfügung stehende Potenzial sind als Leitplanken
der Überlegungen zu sehen.

»Differenzierung von Auswerteergebnissen (Produkte) und Auswerteformen
(Sonderauswertungen etc.)«
‹* Produktdifferenzierung
Die Anforderungen an Auswerteprodukte sind unterschiedlich. Der Charak-
ter des anzustrebenden Produktes muss deshalb berücksichtigt werden. Es
existieren eine Vielzahl unterschiedlicher Produkte sowohl operativer als
auch strategischer Auswertungen.

»Zielgruppenorientierung der Auswertung«
Die Zielgruppe ist neben der Zielrichtung Ausgangspunkt der Überlegungen
bei Auswertevorhaben. Die Zielgruppen sollten deshalb vor Beginn der Aus-
wertung hinreichend konkretisiert werden.

»Definition des Informnationsbedarfs«
Der Informationsbedarf ergibt sich aus der Zielsetzung der Auswertung. Vor
Beginn der Datenerhebung muss Klarheit darüber geschaffen werden, welche
Informationen zur Klärung der offenen Fragen erforderlich sind.

»Deckung des Informationsbedarfs mittels passiver und aktiver Informa-
tionsbeschaffung«
Nachdem der Informationsbedarf festgestellt wurde, muss festgestellt wer-
den, welche Informationen wie und woher zu beschaffen sind. Bei bereits vor-
handenen Informationen sollte darauf geachtet werden, dass das Informa-
tionsmaterial auch dazu geeignet ist, die Fragestellungen zu beantworten.

»Gemeinsame Ergebnisverantwortung«
Auswerteprozesse sind letztlich darauf ausgerichtet, Realitäten zu gestalten.
Die Erstellung der Auswerteberichte allein schafft Problemlagen nicht aus
der Welt. Es kommt vielmehr darauf an, die durch Auswertunmg gewonnenen
Erkenntnisse umzusetzen. Hierfür bedarf es zum einen der Akzeptanz bezüg-
lich der Ergebnisse und zum anderen einer dauerhaften Kraft, die die Umset-
zung gewährleistet.
Soweit bei den Zielgruppen das Bewusstsein für eine gemeinsame Ergeb-
nisumsetzung vorhanden ist, ist dies ein wesentlicher Schritt hinsichtlich
der Sicherstellung von Umsetzungsaktivitäten.

»Abstimmung der Vorgehensweise und der Arbeitsteilung/Berücksichtigung
der Situationsbedingungen«
Auswertung vollzieht sich in arbeitsteiligen Prozessen. Um ganzheitliche
Sichtweisen in arbeitsteiligen Organisationen und über Bund-Länder-Gren-
zen sicherzustellen, bedarf es anlassbezogener flexibler Organisationsformen.
Nicht immer sollte der kleinste gemeinsame Nenner zwischen den unter-
schiedlichsten Interessengruppen handlungsleitend wirken. Vielmehr müs-
sen, abgestimmt auf die Bedarfslage, Kooperationen unterschiedlichster Zu-
sammensetzung gebildet werden. Bei komplexen Vorhaben sollte hinsichtlich
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der Notwendigkeit und dem Ziel vor Beginn des Auswertevorhabens Kon-
sens zwischen den Interessengruppen hergestellt und so die erforderliche Ak-
zeptanz für die Umsetzung gefunden werden. Auf dieser Basis müssen auch
Fragen der Vo)rgehensweise und Arbeitsteilung im konkreten Prozess gelöst
werden.

»Verbreitung der Auswertestandards und deren situationsgerechte Verwen-
dung«
Die Auswertesituation ist hinsichtlich der Organisation, der- Qualifikation,
der IT-Realisation geplanter Konzepte, der Schwerpunktsetzung, der allge-
meinen Ressourcenausstattung und der Erwartungen ziemlich heterogen.
Aus dieser sehr unterschiedlichen Ausgangslage ergeben sich selbst bei ge-
meinsamer Zielsetzung unterschiedliche Wege und Maßnahmen zur Zieler-
reichung. Das Veränderungskonzept muss deshalb als Rahmenkonzept gese-
hen und den individuellen Erfordernissen angepasst werden. Gerade deshalb
bedarf es bei einer sachlichen Ausrichtung der Diskussion eines gemeinsa-
men Auswerteverständnisses und einer Mindestqualifikation bezüglich Me-
thoden und Techniken der Auswertung.

*ein noch nicht reibungslos funktionierender
Auswerteprozess

nf vmr oi" v z~

*Problemstellung 1 Zielbildung o Bewertung /Interpretationen/
Schlussfolgerungen 1 Prognose

* Informationssuche 1 -sammlung o Ergebnisdarstellung

* Informationsaufnahme o Weitergabe

* Informationsordnung o Umsetzung

* Informationsspeicherung * Evaluation und Rückkopplung

o Analyse i. e. S.

Optimierungspotenzial besteht hier in nahezu allen Phasen des Prozesses:

* Noch immer werden zahlreiche Auswerteprozesse ohne vorherige Pro-
blemanalyse und Zielbildung begonnen.

* Bei der Erschließung von Informationsquellen spielen zwar das Internet
und sonstige Quellen des Open Sources Bereiches eine immer bedeutender
werdende Rolle, letztlich hinken wir aber gerade hier gewaltig hinterher.

* Die Informationsaufnahme ist nach wie vor defizitär. Die Entwicklung der
Vorgangsbearbeitungssystemre im Bund und in den Ländern dürfte bis zum
reibungslosen Wirkbetrieb und der avisierten Einmalerfassung noch einige
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fahre in Anspruch nehmen. Probleme gibt es auch noch immer bei der Über-
nahme von Informationen aus den verschiedenen verfahrensbegleitenden
Auswertesystemen.

* Für tiefergehende Analysen fehlt es bislang noch an qualifiziertem Perso-
nal. Aufgrund der zum Teil hohen Anforderungen dürfte für bestimmte
Vorhaben auch in Zukunft eine Spezialisierung und Zentralisation auf un-
terschiedlichen Integrationsebenen national wie international erforderlich
sein.

o Eine Bewertung der Ergebnisse muss schließlich in eine Priorisierung der
Aufgaben umgesetzt werden. Die Priorisierung erfolgt derzeit jedoch
noch immer kurzatmig und nur mit geringer strategischer Perspektive.

* Nur die Umsetzung verändert die Realität. Auf die Erarbeitung entspre-
chender Konzepte sollte nicht verzichtet werden.

* Schließlich sollten alle Konzepte vor dem Hintergrund eines sich ständig
verändernden Handlungsfeldes hinsichtlich ihres Prozesses als auch ihrer
Wirkungen überprüft und ggf. korrigiert werden.

* nicht optimal gestaltete Rahmenbedingungen

* sind Erfolgsfaktoren für das Gelingen unserer Auswertevorhaben;

* lassen sich durch uns nicht direkt und unmittelbar verändern;

* können als Leitplanken, innerhalb derer sich unsere Handlungen vollzie-
hen, interpretiert werden;

* ihre Anzahl steigt mit zunehmender Nähe zur Ausführungsebene.

Die Frage nach den Rahmenbeding-ungen von Auswertevorhaben unterliegt
keinem Selbstzweck, sondern wird geleitet von der Annahme, dass das Schaf-
fen optimaler Rahmenbedingungen die Voraussetzungen für optimale Ergeb-
nisse schafft. Insofern müssen wir uns der Frage stellen, ob es generell för-
dernde Rahmenbedingungen für Auswertevorhaben gibt.

Soweit wir im Rahmen unseres Handelns an die Grenzen unserer Rahmen-
bedingungen stoßen, wirken sich diese als Handlungsengpässe produktivi-
tätsbegrenzend aus. Erst eine Veränderung/Erweiterung der einengenden
Bedingung ermöglicht eine Produktivitätssteigerung, die sich sowohl als
Qualitätsverbesserung als auch als Kostenreduktionspotenzial erweisen
kann.

Die Frage nach den Rahmenbedingungen stellt sich immer situationsspezi-
fisch. Für die Einrichtung/den Aufbau von Dienststellen zur Durchführung
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von Auswertevorhaben gelten andere Rahmenbeding-ungen als für die
Durchführung einzelner Auswertevorhaben. Ihre Ermittlung steht am Beginn
eines jeden Vorhabens und ist Aufgabe des Projektleiters, der abschätzen
muss, ob er mit den zur Verfügung stehenden Mitteln und Möglichkeiten
die gesteckten Ziele überhaupt erreichen kann.

*Qualifikation der Mitarbeiter

* Ressourcenzuweisung

* Zeitrahmen

* Erwartungen der Zielgruppe

* Vorschriften / Gesetze

* Einstellungen / Verhaltensweisen von Beteiligten und Betroffenen etc.

Konkret stellen sich für Führungskräfte / Projektleiter zur Prüfung der
Rahmenbedingungen folgende Fragen:

- Welches sind meine Rahmenbedingungen?

- Ermöglichen die bestehenden Rahmenbedingungen die Zielerreichung?

- Wie müssen die Rahmenbedingungen ggf. Verändert werden, um optimale
Ergebnisse erzielen zu können?

Bei einer optimalen Gestaltung der Rahmenbedingungen können sich diese
auch zu Erfolgsfaktoren von Auswertevorhaben entwickeln. Als Erfolgsfakto-
ren für Auswertevorhaben wurden im Rahmen eines BKA-Projektes zur Kri-
minalpolizeilichen Auswertung ermittelt:

> die Vermittlung eines einheitlichen Auswerteverständnisses

> eine stärkere Zielorientierung der Auswerteergebnisse

> eine vorherige Zielabstimmung mit den Zielgruppen

>~ eine zielgruppenorientierte Durchführung der Auswertevorhaben

>~ das Schaffen von Freiräumen für die strategische Auswertung

> das Einbeziehen aktiver Informationsbeschaffung in den Auswerteprozess

> das Schaffen von geeigneten Datenbank- und Recherchesystemen, wobei
zukünftig auf Speicherung von nach einheitlicher Methodik (4 x 4 System)
bewerteten Daten geachtet werden sollte

> die Gewährleistung methodenunterstüitzter Auswertung

>~ eine klare Ergebnisdokumentation

34



> eine geeignete Präsentation der Auswerteergebnisse

>~ die Durchführung gezielter Umsetzungsmaßnahmen

>~ eine schlüssige Struktur-, Zeit- und Ressourcenplanung des Vorhabens,
insbesondere jedoch eine

>~ projektangepasste IT-Ausstattung und

> qualifiziertes Personal.

* Welches sind meine Rahmenbedingungen?

* Prüfung der Ziel- und Handlungsadäquanz

• Veränderungsbedarf?

o Fristigkeit
- kurz
- mittel
- lang

* die Staatsanwaltschaft - Partner im Auswerteprozess
Die rasante Veränderung der Informationstechnologie und die damit einherge-
hende Veränderung von Auswertepotenzialen schafft ein wachsendes Integra-
tionsbedüirfnis der polizeilichen Ermittlungs- und Auswerteerkenntnisse in die
Staatsanwaltlichen Prozesserfordernisse. Die zunehmende Komplexität vor-
handener Täterstrukturen und wachsenden Anforderungen hinsichtlich der
Auswertequalifikation methodischer als auch technologischer Natur erfordert
die Integration polizeilicher Auswerterleistung in den Anklageprozess.

* Die Informationsflut erfordert von der Polizei den Einsatz neuer Methoden
und Techniken, insbesondere den Einsatz von Analysesoftware, wie z. B.
Analyst's Notebook zur Auswertung von Personen- und Objektbeziehun-
gen oder geografische Kriminalitätsanalysen mit Hilfe von Geografischen
Informationssystemen (GIS).

* Diese Entwicklungen dürfen sich nicht isoliert innerhalb der Polizei vollzie-
hen, sondern müssen von den am Strafverfahren beteiligten Stellen, insbe-
sondere der Staatsanwaltschaft mitgetragen werden.

* Neben der operativen Auswertung, die sich auf konkrete Sachverhalte bzw.
Ermittlungsverfahren bezieht, gewinnt die strategische Analysekompo-
nente, also die polizeiliche Lagebewertung (z. B. Lagebilder, Phänomenana-
lysen, Bestandsaufnahme) zunehmend an Bedeutung. Operative und stra-
tegische Analyse können jedoch nicht getrennt voneinander betrachtet wer-
den, es besteht vielmnehr ein enger Zusammenhang.
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o Zentralstellen wie das BKA sind eher mit strategischer Auswertung, ört-
liche Dienststellen hingegen hauptsächlich mit operativer Auswertung be-
fasst, beide Auswerteebenen sind auf einen intensiven Austausch ihrer Er-
kenntnisse und Erfahrungen angewiesen.

Wie bewertet die Staatsanwaltschaft neue Methoden und Techniken der ope-
rativen Analyse, wie z. B. 4 x4 Methode, Geldflussanalysen, usw.?
Wie werden die Produkte der strategischen Auswertung von der Staatsan-
waltschaft bewertet und genutzt?
Sollte die StA bei der Erarbeitung strategischer Fragestellungen durch die Po-
lizei stärker involviert werden?

Das sind beileibe schon lange keine Fragen mehr. Es geht heute und morgen
vielmehr darum diese Gedanken mit Leben zu füllen und den ganzen Ermitt-
lungsprozess wieder verstärkt ganzheitlich zu bewerten.

* Wissensmanagement - ein wesentlicher
Know How-Baustein zur Bewaltigung des morgen

Wissensmanagement ist genau genommen eine neue Bezeichnung für eine
alte Aufgabe und wird seit jeher praktiziert. Denn es war schon inmmer des
Menschen ureigenstes Anliegen, Informationen zu entdecken, zu erkennen,
zu verarbeiten, zu bewerten, zu selektieren und dieses Wissen auch zu nutz-
ten. Der Informationsverarbeitungsprozess wird allerdings von der Technolo-
gie beeinflusst, und so wird Wissensmanagement angesichts der gewachse-
nen Möglichkeiten für den Umgang mit Informationen und Wissen durch mo-
derne Informations- und Kornmunikationstechnologien zu einer neuen
Herausforderung.

Die Aufgabe des Wissensmanagements ist es, sich der schwierigen Frage zu
stellen, wie unsere Informationsgesellschaft mit »Wissensexplosion« und »In-
formationsflut« umzugehen hat, damidt wir nicht in Informationen ertrinken,
gleichzeitig aber nach Wissen dürsten.

Wenn Wissen nicht verteilt wird oder anderen im Unternehmen zur Verfü-
gung gestellt wird, geht es verloren, wenn es nicht wiederauffindbar ist, gilt
es ebenso als verloren.

Ein geschickter Umgang mit der Ressource Wissen hingegen sichert dem Un-
ternehmen, beziehungsweise der »Lernenden Organisation« Wettbewerbs-
vorteile durch unter anderem Kostenreduzierung, Verhinderung von Doppel-
spurigkeiten, Verbesserung der Entscheidungsfindung, Optimierung von Ar-
beitsprozessen.
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* Wissensmanagement beschäftigt sich mit den Möglichkeiten der Ein-
flussnahme auf die Wissensbasis der Organisationen.

* Unter der Wissensbasis einer Institution werden alle Daten und Informa-
tionen, alles Wissen und alle Fäh-igkeiten verstanden, die diese Organisa-
tion zur Lösung ihrer vielfältigen Aufgaben in einer zunehmend komple-
xeren Umwelt benötigt.

Über die richtigen Informationen und über das richtige Wissen zur rechten
Zeit und am rechten Ort zu verfügen, bildet die Basis für Entscheidungen
und ist auch in der Polizeiorganisation von elementarer Bedeutung. Grund
genug, die Thematik des Wissensmanagements näher zu beleuchten.

<~ŠWfrhchket un4Jformäi~KAP

• in jeder Sekunde nehmen wir auf mit unseren Sinnen 10 Mio Bit
wie Augen, Ohren, Haut, Mund, Nase etc.

* in jeder Sekunde verarbeiten wir mit unserem Gehirn 1 Mio Bit

* in jeder Sekunde nutzen wir aktiv 50 Bit

... und wir leben gut damit!

Wissen zu managen bedeutet die zielorientierte Nutzung und Entwicklung
von Wissen und Fähigkeiten, welche für den Organisationszweck als notwen-
dig angesehen werden.

Wissensmanagement beschäftigt sich mit der Beschaffung und Aufbereitung
des gesammelten internen und externen Wissens und seiner Bereitstellung für
den einzelnen Mitarbeiter und die Organisation insgesamt.

~~~~~Š ~ ~ ~ 4 39%2,,I

o Physische Kapazität ist gleichmä- * Mentale Kapazität ist nicht gleich-
ßig zwischen den Menschen ver- mäßig zwischen den Menschen
teilt (geringe Standardabwei- verteilt (große Standardabwei-
chung) chung)

* Der wirtschaftliche Wert innerhalb o Der wirtschaftliche Wert hängt im
gleicher Bereiche ist unabhängig hohen Maße von der Aktualität
vom Zeitpunkt relativ konstant und der Seltenheit des fraglichen

Wissens ab

* Qualität und Quantität können * Qualität und Quantität sind
leicht eingeschätzt werden schwer einzuschätzen
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Pr~ilin trAit~ Idkouai~Nis

* Qualität und Quantität verringern o Verringert sich nicht durch den Ge-
sich mit der Verwendung, tragen brauch, nutzt nicht ab, kann aber
sich ab veralten

• Karnn an keinen anderen weiter ge- * Kann an andere weiter gegeben
geben werden werden (z. B. durch Sozialisierung)

* Verbraucht viel Energie * Verbraucht wenig Energie

• Der Einsatz ist leicht zu planen, * Der Einsatz ist schwer zu planen,
vorzugeben und zu bewerten vorzugeben und zu bewerten

Ziel des Wissensmanagements ist die Verbesserung der organisatorischen Fä-
higkeiten durch einen besseren Umgang mit der Ressource Wissen.

Entscheidungen sollen durch bestmögliche Verwendung aller verfügbaren In-
formationen, Kenntnisse und Wissen optimal abgesichert werden, um gegen-
über anderen Unternehmen einen Zeit- und Informationsvorsprung zu erzie-
len, Chancen und Bedrohungen rechtzeitig zu erkennen und Risiken bei Ent-
scheidungsfindungen einzugrenzen.

Aspekte des Wissensmanagements sind zum einen Identifikation, Sammlung,
Aufbereitung und Verteilung von vorhandenem und zum anderen der Auf-
bau von neuem Wissen.

Fraunhofer-Modell des Wissenmanagements

Wrtschöped
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Wissen wird als zweckgerichtete Kompetenz der Organisation und ihrer Mit-
arbeiter verstanden. Es umfasst die Gesamtheit aller Kenntnisse und Fähig-
keiten, Erfahrungen, Beziehungs- und Kontaktnetze, Routinen und Weltbil-
der, die Individuen zur Lösung von Problemen einsetzen. Dies beinhaltet
theoretische Erkenntnisse ebenso wie praktische Alltagsregeln und Hand-
lungsanweisungen.

Bausteine des Wissenmanagements
(nach G. Probst et al.)

Unter der »organisationalen Wissensbasis« werden die individuellen und kol-
lektiven Wissensbestände zusammengefasst, auf die eine Organisation zur
Lösung ihrer Aufgaben zurückgreifen kann.

39



Basisbegriff Beschreibung Exklusivität

Warum
Gibt an, warum das Es existiert nur
Unternehmen bestehen eine Mission für

Kollektive bleiben soll. da-s Unternehmen
Ambition

Wohin
Gibt an, wohin das Es existiert nur eine
Unternehmen auf Version für jeden Teil-
lange Sicht kommen bereich des Unter-
möchte nehmens

Wais
Gibt an, welches messbare Ein Unternehmens-
Ergebnis zu welchen bereich kann mehrere

Richtlinie Zeitpunkt erreicht sein Ziele anstreben.
muss.

Wie
Ein Aktionsplan, der Es existiert für jedes
beschreibt, wie das Ziel zu einem Zeitpunkt
formulierte Ziel erreicht nur eine Strategie
werden kann.

Die Wissensbasis einer Organisation besteht aus einem Kontinuum von Daten
über Informationen bis hin zu Wissen. Wissen stützt sich auf Daten und Infor-
mationen, ist im Gegensatz zu diesen aber strukturiert, verankert, kontext-
abhängig und immer an Personen gebunden.

Das Wissensinanagement ist gerade für die polizeiliche Informationsverarbei-
tung einer der wichtigsten Bausteine der Zukunft.
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»Das ganze Ausmaß rechter Gewalt« -

Grenzen der Dunkelfeldforschung bei fremdenfeindlichen
Gewalttaten.

UIwe lD&nricnn

Als Minister Schily Anfang des Jahres Zahlen über fremdenfeindliche Gewalt-
taten in den ersten elf Monaten des Jahres 2000 veröffentlichte (553 Fälle) und
auf den starken Anstieg (40 %) im Vergleich zum entsprechenden Vorjahrs-
zeitraum hinwies, hat die Bundestagsabgeordnete der Grünen, Frau Bunten-
bach, eine »Dunkelfeldanalyse« gefordert, mit deren Hilfe »das ganze Aus-
maß rechter Gewalt« erfasst werden solle. Ahnliche Forderungen hat die Ge-
werkschaft der Polizei (GdP) erhoben. Nicht nur in den Medien, sondern auch
innerhalb der Polizei wurden zudem Probleme bei der Registrierung frem-
denfeindlicher Straftaten intensiv diskutiert.'

1 . Fremdenfeindliche Gewalt im Hellfeld
Die polizeiliche Definition für »fremdenfeindliche Straftaten« lautet seit der
1992 erfolgten Einrichtung eines Sondermeldedienstes (gültig bis zum
31. 12. 2000): »Fremdenfeindliche Straftaten sind Straftaten, die in der Ziel-
richtung gegen Personen begangen werden, denen der Täter (aus intoleranter
Haltung heraus) aufgrund ihrer Nationalität, Volkszugehörigkeit, Rasse,
Hautfarbe, Religion, Weltanschauung, Herkunft oder aufgrund ihres äußeren
Erscheinungsbildes ein Bleibe- oder Aufenthaltsrecht in seiner Wohnumge-
bung oder in der gesamten Bundesrepublik bestreitet. Es handelt sich insbe-
sondere um Straftaten gegen Asylbewerber und sonstige Ausländer oder
Deutsche, die aufgrund ihres äußeren Erscheinungsbildes für Ausländer ge-
halten werden und/oder Straftaten gegen deren Besitz sowie Objekte und
Einrichtungen, die damit im Zusammenhang stehen. « Dazu gehören zum Bei-
spiel auch Straftaten mit dieser Zielrichtung beziehungsweise Motivation ge-
gen Behinderte, Obdachlose oder Punker. Operationabel für die empirische
Dunkelfeldforschung erscheint aus diesem Deliktsspektrum noch am ehesten
der Bereich der Gewaltdelikte, auf die ja die Forderungen der Abgeordneten
und der GdP auch abzielen. Andere rechtsextremistische Straftaten wie zum
Beispiel rassistische pp. Beleidigungen, Drohanrufe, Wandschmierereien
oder Propagandadelikte über das Internet wären für die empirischen Metho-
den der Dunkelfeldforschung in ihrem ganzen Ausmaß noch schwerer er-
schließbar.

1 Siehe Bernhard Falk: Der Stand der Dinge. Anmerkungen zum polizeilichen Lagebild
Rechtsextremismus, Antisemitismus und Fremdenfeindlichkeit. In: Kriminalistik 1/01,
S. 9-20.
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Für das Jahr 19992 wurden im Sondermeldedienst »Fremdenfeindliche Straf-
taten« insgesamt 746 Gewalttaten mit erwiesenem oder vermutetem rechtsex-
tremen Hintergrund registriert, darunter 451 mit erwiesenem oder vermute-
tem fremderifeindlichen Motiv und 16 mit antisemitischem Hintergrund.3

Dies war bereits eine Zunahme gegenüber dem Voijahr (insgesamt um 4,5 %).
Fremdenfeindliche Gewalttaten bilden somit den mit Abstand größten Anteil
an der registrierten rechtsextremen Gewalt.

Die vom Minister genannte eklatante (relative, in absoluten Zahlen statistisch
gesehen aber eigentlich nur geringe) Zunahme um 40 % in den ersten elf Mo-
naten 2000 betrifft ebenfalls die fremdenfeindliche Gewalt, auf die sich die
weiteren Betrachtungen folglich konzentrieren können. 1999 entfielen von
den 451 fremdenfeindlichen Gewalttaten zwölf auf Tötungsdelikte (davon
elf Versuche), 386 auf Körperverletzung, 29 auf Brandstiftung und 24 auf
Landfriedensbruch. Körperverletzungen bildeten somit den Schwerpunkt
der registrierten (und wohl auch der tatsächlichen) fremdenfeindlichen Ge-
walt.

Erheblich überrepräsentiert sind im erfassten Hellfeld bezogen auf die Ein-
wohnerzahl die neuen Länder (so auch vom Minister im Presse-Interview er-
klärt), bei Häufigkeitszahlen (Fälle je 100.000 Einwohner) ungefähr um das
Dreifache; bezogen auf die jeweils dort gemeldet lebenden potentiellen aus-
ländischen Opfer nach Berechnungen des Kriminologischen Forschungsinsti-
tuts Niedersachsen (KFN) sogar noch um ein Vielfaches mehr. Dabei konnten
Illegale und Besucher!/ Durchreisende /Touristen allerdings nicht berücksich-
tigt werden, wodurch der Vergleich vermutlich zum Nachteil der neuen Län-
der verzerrt sein dürfte. Allgemein wird plausibel, aber empirisch nicht be-
legt, von einem großen Dunkelfeld ausgegangen. 4

Angesichts der geringen Hellfeldzahlen, aber vermutetem großen Dunkel-
feld, wäre es denkbar, dass die Unterschiede zwischen alten und neuen Län-
dern auf Zufallsschwankungen bei den entdeckten, angezeigten und regis-
trierten Taten beruhen. Dagegen spricht, dass die Uberrepräsentation der
neuen Länder auch schon in den vergangenen Jahren feststellbar war. Vor-
stellbar wäre ferner eine unterschiedliche Anzeige- und Registrierpraxis in
den Ländern. Allerdings lässt sich, wie unten gezeigt wird, auch empirischen
Untersuchungen zu fremdenfeindlichen Einstellungen bezogen auf den Be-
völkerungsanteil eine ähnliche Tendenz zu einem stärkeren Betroffensein

2 Die Daten für das Jahr 2000 waren zum Zeitpunkt der Manuskripterstellung noch nicht
pressefrei.

3 Quelle: Bundesministerium des Innern (Hg.): Verfassungsschutzbericht 1999. Berlin und
Bonn 2000, S. 18-23.

4 So stellt z. B. der Berliner Politikwissenschaftler Hajo Funke in einem dpa-Gespräch im
Februar 2001 fest, die offizielle Statistik über rechte Straftaten spiegele nur einen Bruchteil
der Realität in Deutschland wider. Die Dunkelziffer sei erhebllch höher. Insbesondere in
strukturschwachen Gebieten im Osten sei eine »völlkische« Alltagskultur mit nationalis-
tischen, fremdenfeindlichen und antisemitischen Komponenten zu einer Art Selbstläufer
in Jugendmilieus geworden.
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der männlichen Jugend in den neuen Ländern entnehmen, und hier handelt es
sich um erheblich höhere Zahlen als bei den Gewalttaten.

2. Hintergrund: Die fremdenfeindliche Jugendszene
Eine knappe Hintergrund-Betrachtung des gesellschaftlichen Phänomens ist
zur Bewertung der Einsatzmöglichkeiten der Dunkelfeldforschung und ihrer
methodischen Chancen und Grenzen unverzichtbar. Zur Erklärung des von
Politik und Medien nachdrücklich herausgestellten Anstiegs fremdenfeind-
licher Gewalttaten im Jahre 2000 gibt es verschiedene, sich nicht ausschließen-
de, sondern ergänzende Untersuchungsergebnisse und plausible Vermutun-
gen.5

In etlichen Orten besonders, aber nicht nur der neuen Länder hatte in den letz-
ten Jahren eine latent oder offen fremdenfeindliche Jugendszene von Skin-He-
ads und Anderen mit rechtsextremen Einstellungen verstärkten Zulauf ge-
langweilter, perspektiv- und orientierungsloser Jugendlicher. Zu betonen ist
aber, dass es sich dabei auch im Osten nur um Minderheiten handelt, die kei-
neswegs für die gesamte Jugend repräsentativ sind. In der früheren DDR wa-
ren Kinder, Jugendliche und Heranwachsende in ein enggespanntes Netz
staatlicher Fürsorge und Betreuung, aber auch Kontrolle, 'Überwachung
und Bevormundung eingespannt. Auch die ursprüngliche Erziehungsfunk-
tion der Familie war stärker als im Westen auf Instanzen des Staates (und
der Staatspartei) übergegangen.

Seit der Wende sind diese Strukturen eines nahezu Alles regelnden Staates
fortgefallen. Seitdem hat ein langwieriger Prozess des Selbstständigwerdens
für viele Erwachsene und Minderjährige vor allem der unteren Bildungs-
und Sozialschichten begonnen, der noch nicht abgeschlossen ist. Der rasche
gesellschaftliche Wandel hat viele Menschen überfordert. Der massive Fortfall
von Arbeitsplätzen mit der Folge hoher Dauerarbeitslosigkeit hat die Verun-
sicherung der Menschen noch verstärkt. Insbesondere arbeitslose und/oder
alkoholabhängige Eltern der sozialen Unterschicht sind mit ihren Erziehungs-
pflichten oft überfordert und schon gar nicht in der Lage, ihren Kindern Leit-
bilder von Aufgeschlossenheit, Toleranz und Weltoffenheit zu vermitteln.
Auch die Schulen tun sich verständlicherweise schwer, diese Defizite auszu-
gleichen. Zumal in kleinstädtisch oder ländlich geprägten Regionen der
neuen Länder bestimmen ungünstige berufliche Lebensperspektiven und
Langeweile wegen fehlender jugendadäquater Freizeitmöglichkeiten den All-
tag der Jugend.

5 Vgl. dazu z. B. Deutsche Shell (Hg.): Jugend 2000. Bd. 1. Opladen 2000; R. Eckert, H. Wil-
lenms u. S. Würtz: Erklärungsmuster fremdenfeimdlicher Gewalt im empirischen Test. In:
J. W. Falter, H. G. Jaschke u. J. R. Winkler (Hg.): Rechtsextrenmismus: Ergebnisse und Per-
spektiven der Forschung. Opladen 1996, S. 152-167; FE Dünkel u. B. Geng (Hg.): Rechts-
extremismus und Fremdenfeindlichkeit: Bestandsaufnahme und Interventionsstrategien.
Godesberg 1999.
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In dem entstandenen gesellschaftlichen Vakuum haben sich rechtsextremisti-
sche Orientierungen ausbreiten können, die simple Erklärungsmuster für die
Probleme der jungen Menschen und Feindbilder als Zielobjekte ihrer Aggres-
sionen lieferrL. So werden die abwertend als »Kanaken« oder »Fidschis« titu-
lierten Ausländer, Juden, Behinderte, Obdachlose oder politische Gegner, als
»Zecken« zu parasitärem Ungeziefer entmenschlicht, als Sündenböcke für Ar-
beitslosigkeit, Geldmangel, Kriminalität, Unsicherheit usw. verantwortlich
gemacht.

Wichtig ist aber auch, dass fremdenfeindliche und gewaltbereite ebenso wie
ursprünglich neutral eingestellte jugendliche sonst vermisste Anerkennung
und Geborgenheit in der Clique Gleichgesinnter suchen und wenigstens zeit-
weise auch finden. In den alten Ländern gibt es ähnliche Gliquenbildungen
mit Feindbildern und hoher Gewaltbereitschaft unter jungen Ausländern
und auch unter jungen Aussiedlern (auch bei ihnen stets nur Minderheiten),
mehr jedenfalls als bei den einheimischen Westdeutschen, die unter günstige-
ren Bedingungen mit besseren Bildungs-, Ausbildungs- und Berufschancen
und unter anderen familiären Sozialisationsvoraussetzungen aufwachsen
und deshalb weniger anfällig bezüglich Feindbildern und Gewaltneigung
sind, wie die Schülerbefragungen des KFN gezeigt haben.

Rechtsextremnistische Gruppen bieten den jungen Menschen insbesondere in
den kleineren Gemeinden der neuen Länder oft attraktivere Freizeitangebote
als die staatlichen Instanzen. Nach Presseberichten scheinen sie in manchen
Orten bereits, von den offenbar hilflosen Gemeindeverwaltungen geduldet,
die Jugendeinrichtungen zu dominieren. Dem Verfassungsschutzbericht ist
zu entnehmen, dass sie unter Nutzung des Internet informatorische und pro-
pagandistische Netzwerke aufgebaut haben: Eine erhebliche Zunahme
rechtsextremer Homepages wurde schon 1999 festgestellt. Die inhaltlich reak-
tionäre rechtsextreme, fremdenfeindliche und antisemitische Propaganda mit
Anleihen aus der NS-Ideologie bedient sich gleichwohl moderner Kommuni-
kationsmittel. Internetparolen und eine die Jugendlichen emotional anspre-
chende musikalische Verpackung durch Vorurteile verstärkende und aggres-
sionsanheizende »Skinhead-Musik« fördern ein gewaltbereites Klima. Man-
cherorts scheinen sich in den neuen Ländern fremdenfeindlich eingestellte
und gewaltbereite Personen bereits als Meinungsführer zu fühlen, mit denen
eine schweigende Mehrheit sympathisiert. Wie Umfragen zeigen, ist dies al-
lerdings eine Fehleinschätzung; denn insbesondere fremdenfeindliche Ge-
walt wird von der großen Mehrheit der Bevölkerung in Ost und West gleicher-
maßen entschieden missbilligt, auch wenn dies bei den männlichen Jugend-
lichen und jungen Männern zumal im Osten nicht ganz so deutlich ausfällt.
Es drohen jedenfalls Verfestigungstendenzen der rechtsextremen Szene.

Eine wesentliche Rolle dürften die Medien (vor allem Bildmedien) spielen, die
sich im Zusammenhang mit einigen spektakulären Tötungsdelikten beson-
ders intensiv und nicht immer seriös dieser Thematik angenommen haben.
Dies kann Nachahmungstaten fremdenfeindlich eingestellter, geltungsbe-
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dürftiger und latent gewaltbereiter jugendlicher und junger Männer auslö-
sen: Sie können es als einen Prestigegewinn empfinden, mit solchen Taten
ins Fernsehen oder in die Zeitung zu kommen, ob mit negativer Tendenz ist
dabei ohne Belang, wenn dadurch nur ihr »Ansehen« in ihrer Clique steigt.
Derartige Nachahmungstaten erklären zum Teil die Anstiegswellen 1993
und jetzt erneut im Jahre 2000. Dies spricht für eine tatsächliche, wenn auch
vielleicht nur (so 1993) vorübergehende starke Zunahme fremdenfeindlicher
Gewalt.

Gleichzeitig ist aber davon auszugehen, dass durch die scharfe Verurteilung
fremdenfeindlicher Gewalttaten in der öffentlichen Meinung und die inten-
sive Berichterstattung und Diskussion in den Medien Bevölkerung und Poli-
zei sensibler auf fremdenfeindliche Aktivitäten reagieren, mit der Folge, dass
derartige Taten eher entdeckt, angezeigt und registriert werden. Auch dies
könnte zu dem statistischen, insoweit aber nicht echten Anstieg durch eine
verbesserte Dunkelfeldaufhellung beigetragen haben.

3. Ergebnisse der Dunkelfeldforschung
Vor diesem Hintergrund sind die Forderungen nach der Aufdeckung des gan-
zen Ausmaßes und der tatsächlichen Entwicklung fremdenfeindlicher Ge-
walt in Deutschland durch eine wissenschaftlich abgesicherte Dunkelfeldana-
lyse nachvollziehbar. 6

Eine Erkenntnis des Soziologen Popitz mahnt jedoch zur Vorsicht, der beim
Dunkelfeld die präventive Wirkung des Nichtwissens herausgestellt hat. 7

6 Bislang fehlt in Deutschland selbst bei der erhebungstechnisch (Victim Surveys) leichter
zugänglichen Massenkriminalität wie Diebstahl zum Nachteil von Privatpersonen und
Körperverletzung eine kontinuierliche Dunkelfeldforschung. Dies liegt zum einen an me-
thodischen Problemen (Design der Stichprobenauswahl durch Meinungsforschungsinsti-
tute, dessen Mängel durch die Konstanzer Professoren Heinz und Schnell aufgedeckt
wurden), zum anderen an den sehr hohen Kosten. Der Umfang der Stichprobe müsste
für Diebstahl und Körperverletzung mindestens so hoch liegen wie in England und Wales
seit 2000 jährlich mit 40.000 Befragten praktiziert. Die Kosten würden sich dann auf ca. 4
Millionen Euro belaufen. Methodisch unproblematischer und kostengünstiger wäre die
Einbeziehung von (dann aber nur wenigen) Fragen zur Opfereigenschaft in den von den
Statistischen Ämtern regelmäßig durchgeführten 1 %-Mikrozensus: Damit würden fast
800.000 Personen auf im Zeitablauf vergleichbare Weise befragt. Der »schl-anke Staat« ließ
bei der letzten Novellierung des Mikrozensusgesetzes jedoch keine Erweiterung des Fra-
genvolumens zu. Die nächste Novellierung steht für 2004 an, vielleicht hat die Dunkel-
feldforschung dann mehr Glück. Optimal wäre es, Mikrozensus und umfassendere Er-
hebungen durch Meinungsforschungsinstitute mit aber viel kleineren Stichproben zu
kombinieren.

7 H. Popitz: Über die Präventivwirkung des Nichtwissens. Dunkelziffer, Norm und Strafe.
In: Recht und Staat in Geschichte und Gegenwart. Heft 350. Tübingen 1968, 5. 18: »Un-
möglich erscheint uns eine totale Verhaltenstransparenz menschlicher Gesellschaften; ein
Normensystem, das die Entdeckung aller Normbrüche aushalten würde; ein Sanktions-
system, das seine Schutzfunktion bewahren könnte, wenn es mit allen Normbrüchen, die
passieren, fertig werden müsste.«
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Wenn bisher als selten angenommene Delikte, die deshalb wirkungsvoll als
besonders verwerfliche Taten gesellschaftlicher Außenseiter gebrandmarkt
und verfolgt werden konnten, nach Aufhellung des Dunkelfeldes als relativ
häufig wahrgenommen würden, dann könnten bisher bestehende Hemmun-
gen potentieller Täter schwinden, derartige Straftaten auch zu begehen, weil
diese jetzt als Quasi-Normalverhalten zumindest der »mutigeren« männ-
lichen Jugend erschienen. Eine solche durch Dunkelfeldaufhellung heraufbe-
schworene Gefahr wäre gerade bei den fremdenfeindlichen Gewalttaten dann
nicht von der Hand zu weisen, wenn diese Straftaten unter Einbeziehung des
Dunkelfeldes hinreichend häufig wären und wenn die Dunkelfeldforschung
bei dieser Form der Kriminalität erfolgreich durchführbar wäre. Wie steht es
nun mit den methodischen Möglichkeiten der Dunkelfeldforschung?

Eine methodisch als Viktimisierungsstudie besonders gut abgesicherte deut-
sche Dunkelfelderhebung haben Schwind unter anderem zuletzt für 1998 mit
einem so beträchtlichen personellen und organisatorischen Aufwand auch
unter Einbeziehung der Polizeidaten durchgeführt, wie sie bundesweit nicht
realisiert werden könnte. Bei einer Stichprobe von 0,5 % der Bochumer Bevöl-
kerung ab 14 Jahren (auf das ganze Bundesgebiet bezogen, müssten dann fast
400.000 Personen befragt werden) waren Aussagen zur Dunkelfeld-Hellfeld-
Relation nur bei den Massendelikten schwerer und einfacher Diebstahl sowie
Körperverletzung möglich. Selbst dort findet sich aber noch ein großes »Ver-
trauensintervall«, innerhalb dessen sich die aufgrund des Stichprobenergeb-
nisses hochgerechnete tatsächliche Straftatenzahl bewegen kann. Bei Körper-
verletzung entfielen danach in Bochum 1998 auf einen Fall im Hellfeld min-
destens zwei bis maximal fünf Fälle im Dunkelfeld.8

Dieses Intervall dürfte vermutlich auch in ganz Deutschland ungefähr den
Umfang des Dunkelfeldes bei Körperverletzung abstecken. 1999 wurden in
Deutschland ohne Fahrlässigkeitsdelikte etwa 370.000 Körperverletzungen
in der PKS erfasst. Körperverletzungen stellen auch das Gros der fremden-
feindlichen Gewalttaten. jedoch wurden 1999, wie oben ausgeführt, nur 386
fremndenfeindliche Körperverletzungen und 451 fremdenfeindliche Gewalt-
delikte insgesamt registriert, die somit auch nach dem Anstieg im Jahr 2000
nur eine winzige Teilmenge der gesamten in Deutschland geschehenen und
registrierten Körperverletzungsdelinquenz bilden.

Selbst bei dem Massendelikt Körperverletzung führt die 1998 er Bochumer
Stichprobe, die übertragen auf das Bundesgebiet wie gesagt fast 400.000 Be-
fragte umfassen würde, nur zu Ergebnissen, die für eine Hochrechnung zu
ungenau sind und keinesfalls ausreichen, verlässliche Aussagen zur Entwick-
lung der Körperverletzungen seit 1986 zu liefern, dem Jahr der vorange-
gangenen Bochumer Erhebung: Die Vertrauensintervalle für 1986 und 1998

8 H.-D). Schwind, D. Fetchenhauer, W. Ahlborn u. R. Weiß: Kriminalitätsphänomene im
Langzeitvergleich am Beispiel einer deutschen Großstadt - Bochum 1975-1986-1998.
BKA (Hg): Polizei + Forschung Bd. 3. Neuwied u. Kriftel 2001,8S. 140.

46



überschneiden sich nämlich erheblich. Das Hellfeld fremdenfeindlicher Ge-
walttaten umfasst demgegenüber aber nur einige hundert Fälle für Gesamt-
deutschland, also eine ungleich kleinere Dimension, bei der es fraglich wäre,
ob auch nur ein einziger Fall zufällig selbst in eine sehr große Stichprobe ge-
langen würde.

Die Schülerbefragungen des KFN haben erbracht, dass die Anzeigequote bei
zwischenethnischen Gewalttaten (z. B. von Deutschen an Türken, aber auch
umgekehrt von Türken an Deutschen) erheblich größer ist als bei innerethni-
scher Gewalt. Zum Teil hängt dies damit zusammen, dass es sich bei innereth-
nischer Gewalt oft um Beziehungstaten zwischen Bekannten oder Verwand-
ten handelt, die meist lieber privat als durch Einschaltung der Polizei geregelt
werden. Würde dies auf fremdenfeindliche, also in der Regel zwischenethni-
sche Gewalt übertragen, dann müsste das Dunkelfeld dort eher kleiner sein
als zum Beispiel bei den Körperverletzungen insgesamt. Andererseits fallen
fremdernfeindlicher Gewalt vermutlich überproportional illegal oder sich
nur vorübergehend in Deutschland aufhaltende Ausländer zum Opfer, die
(vor allem die Illegalen) ein weit unterdurchschnittliches Anzeigeverhalten
aufweisen dürften. Der Umfang des Dunkelfeldes ist bei fremdenfeindlicher
Gewalt somit schwer abschätzbar. Aber selbst wenn er in Relation zum jewei-
ligen Hellfeld deutlich größer sein sollte als bei Körperverletzung generell,
wäre das immer noch zu wenig, um repräsentativ und zur Gesamtzahl hoch-
rechenbar auch in eine sehr große Stichprobe zu gelangen.

International wird zum Beispiel in den USA und in Großbritannien durch die
Polizei »Hate Crime« erfasst, worunter Gewalttaten gegen Angehörige von
rassischen, ethnischen, religiösen, weltanschaulichen pp. Minderheiten ver-
standen werden. Der Umfang dieser Delikte im Hellfeld bewegt sich bezogen
auf die Einwohnerzahl in ähnlicher Größenordnung wie in Deutschland.
Diese beiden Staaten sind m. E. die einzigen, in denen zur Zeit eine kontinu-
ierliche Dunkelfeldforschung mit seriösen, das heißt sehr großen und metho-
disch gut abgesicherten Stichproben unternommen wird (USA: ca. 130.000 Be-
fragte halbjährlich; England und Wales: ca. 40.000 Befragte jährlich). Dennoch
wird in beiden Staaten »Hate Crimne« nicht in die »Crime Surveys« (Viktimi-
sierungsbefragungen) einbezogen, wohl nicht zuletzt deshalb, weil es sta-
tistisch so seltene Straftaten sind, dass sie auch mit den Großerhebungen in
diesen Staaten nicht verlässlich hochrechenbar erfasst werden können. Hass-
krimninalität als griffige, leicht verständliche Sammelbezeichnung für rechts-
extremistische, fremdenfeindliche oder rassistische Gewalt ist übrigens der
auch in der Kriminologie international gebräuchliche Terminus technicus. 9

9 Siehe H. J. Schneider: Politische Kriminalität: Hassverbrechen. Fremdenfeindlichkeit im
internationalen Kontext. In: Kriminalistik 1/01, S. 21-28.
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4. Methodische Grenzen der Dunkelfeldforschung
Die Thematik ist politisch und gesellschaftlich besonders wichtig und auch
wissenschaftlich interessant. Leider stehen der Durchführung einer Dunkel-
feldanalyse bei diesem besonders heiklen Thema entscheidende methodische
Hindernisse entgegen.

Die am häufigsten gewählte Methode der empirischen Dunkelfeldforschung
ist der »Victim survey«, in dem die in der Stichprobe ausgewählten Personen
danach gefragt werden, ob und gegebenenfalls wie oft sie zum Beispiel in den
letzten zwölf Monaten Opfer bestimmter Straftaten wurden. Eine Repräsenta-
tivbefragung, das heißt die Befragung einer wie die Gesamtbevölkerung zu-
sammengesetzten Stichprobe, ist bei dieser Thematik jedoch nicht erfolgver-
sprechend, weil die Opferzahl wie oben schon ausgeführt bei einem Hellfeld
von etwa 600 Personen dafür selbst dann viel zu klein wäre, wenn das Dunkel-
feld als ein Vielfaches des Hellfeldes angenommen würde.

Auch eine Beschränkung auf bestimmte, im Hellfeld besonders belastete Re-
gionen reicht nicht aus, weil erstens die Verteilung im Dunkelfeld anders aus-
sehen könnte, weil zweitens gerade auf der Reise das Risiko, Opfer einer frem-
denfeindlichen Straftat zu werden, besonders groß ist und weil drittens mit
der regionalen Eingrenzung die Opferzahl entsprechend kleiner wird, so
dass das gleiche Problem zu seltener Ereignisse auf dieser Ebene erneut be-
steht. Theoretisch müsste somit eine Totalerhebung erfolgen, die einer Volks-
zählung gleichkäme und aus naheliegenden Gründen, nämlich nicht lösbarer
Organisations-, Personal-, Zeit-, Finanzierbarkeits-, Datenschutzprobleme,
nicht in Betracht käme.

Außerdem wäre selbst eine Befragung der kompletten gemeldeten Wohnbe-
völkerung nicht einmal ausreichend. Denn Personengruppen, bei denen das
größte Dunkelfeld beziehungsweise die geringste An.zeigebereitschaft anzu-
nehmen ist, wie legal, aber nur kurzzeitig als Tourist / Durchreisender!/ Besu-
cher oder insbesondere illegal sich in Deutschland aufhaltende Personen,
könnten in eine solche Erhebung mangels Erreichbarkeit nicht einbezogen
werden. Undurchführbar erscheint es nämlich, zusätzlich zur Hauptbefra-
gung zum Beispiel an allen Flughäfen und Grenzübergängen ausreisende,
aber erst als solche zu identifizierende Ausländer nach in Deutschland erlitte-
ner fremdenfeindlicher Gewalt zu befragen mit Dolmetschern in allen mög-
lichen Sprachen und Dialekten. Die Illegalen würden dann immer noch feh-
len. Zudem wären die Verständigungsschwierigkeiten auch mit Dolinet-
schemn kaum überwindbar.

Auch eine andere besonders gefährdete Gruppe, nämlich die der Obdachlo-
sen, wäre nur über eine gezielte Sondererhebung erreichbar, wobei von den
Interviewern in allen Gemeinden die bevorzugten Aufenthaltsplätze auf ge-
sucht werden müssten, was aber praktisch nicht machbar wäre. Auch wäre
bei Personen ohne festen Wohnsitz das Risiko einer wiederholten Befragung
derselben Opfer groß. Von diesen oft alkoholkranken und nicht selten unter
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Psychosen leidenden Menschen wären zudem nur wenig verlässliche Infor-
mationen zu erwarten. Ähnliches gilt für geistig Behinderte als Opfer.

Die nächstübliche Methode der Dunkelfeldforschung wäre eine »Selbstbe-
richtete-Delinquenz-Untersuchung«. Hier wird nach selbst begangenen Taten
gefragt, was aber nur unter besonders güinstigen Umständen erfolgverspre-
chend ist, wie dies zum Beispiel bei den mit hohem organisatorischem Auf-
wand verbundenen Schülerbefragungen des KFN der Fall war, wobei aber
die zum Thema fremdenfeindlicher Gewalt besonders interessanten Berufs-
schulen vermutlich wegen des schwierigeren Zugangs ausgeklammert wur-
den. Gleichwohl gab es trotz an sich günstiger Untersuchungsbedingungen
noch eine beachtliche Ausfallrate, die gerade bei dieser heiklen Thematik zu
verzerrten Ergebnissen hätte führen können, wenn fremdenfeindliche Strafta-
ten überhaupt in die Untersuchung einbezogen worden wären, was aber wohl
wegen der methodischen Probleme nicht der Fall war.

Der Hellfeldstruktur folgend ließe sich zwar der Personenkreis auf potentielle
Täter enger eingrenzen, das heißt auf männliche Deutsche im Alter von etwa
vierzehn bis dreißig Jahren. Für diese müsste dann aber wieder eine Totaler-
hebung erfolgen, weil wegen einer statistisch zu geringen Täterzahl ein Stich-
probenverfahren ausscheidet. Die zu befragende Personenzahl wäre damit
immer noch viel zu groß, als dass die Erhebung bundesweit durchführbar wä-
re. Zu aufwändig wäre zudem die Aussortierung der zu Befragenden nach
Staatsangehörigkeit, Geschlecht und Alter. Wegen der geografischen Streu-
ung der registrierten Fälle, die im Dunkelfeld ganz anders aussehen könnte
als im Hellfeld, reicht es auch nicht aus, die Befragung auf einzelne ausge-
wählte Gemeinden zu beschränken. Fremdenfeindliche Gewalttäter handeln
oft in Gruppen. Bei der Befragung der Einzelpersonen könnten dieselben Er-
eignisse dann mehrmals gezählt werden.

Bei einer Umfrage zum eigenen Täterverhalten wäre schließlich mit einer
wohl zu hohen Ausfall- und Verweigerungsrate gerade bei den möglichen Tä-
tern und mit nicht immer wahrheitsgetreuen Aussagen, Irrtümern und Ver-
gesslichkeit der während der Taten oft alkoholisierten Täter zu rechnen, so
dass die Ergebnisse kaum brauchbar wären. Schon das Verständnis für die
komplizierte Definition fremdenfeindlicher Straftaten würde oft fehlen.
Auch bei dieser Methode würde die Totalerhebung schließlich an Organisa-
tions-, Personal-, Zeit-, Finanzierungs- und Datenschutzproblemen unver-
meidlich scheitern.

Diese gravierenden Einschränkungen gelten auch, wenn man die Selbstbe-
richtete-Delinquenz-Untersuchung auf besser erreichbare Teilgruppen wie
zum Beispiel Schulklassen (jedoch fehlten dann z. B. die Schulschwänzer)
oder Soldaten der Bundeswehr in den Kasernen (es fehlten dann aber gerade
Männer, die wegen rechtsextremer Aktivitäten nicht zur Bundeswehr zuge-
lassen oder entlassen wären) beschränkte. Zudem wäre das so zu erzielende
Ergebnis nicht für die Gesamtbevölkerung und nicht einmal für die jungen
Menschen repräsentativ, weil nach den Hellfelddaten unter den Tatverdächti-
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gen Auszubildende, andere Berufstätige oder Arbeitslose mit großen Anteilen
zu finden sind, zu denen mit einer solchen Methode kein Zugang bestünde.
Außerdem ist hinsichtlich des Wahrheitsgehalts der Aussagen auch von Schü-
lern über selbst begangene Straftaten gegenüber erwachsenen Interviewern
Vorsicht geboten, zumal wenn diese Delikte sozial besonders missbilligt wer-
den wie fremdenfeindliche Gewalt. Verlässliche, auf die Gesamtbevölkerung
hochrechenbare Erkenntnisse sind somit auch über die Selbstberichtete-De-
linquenz-Untersuchung nicht zu erhalten.

Eine Informantenbefragung wäre im Vergleich zur Selbstberichteten-Delin-
quenz-Untersuchung noch weniger geeignet, ein realitätsnahes Bild frem-
denfeindlicher Gewalt zu liefern. Die Beobachtungen solcher Vorfälle hätten
weitgehend Zufallscharakter. Soweit es bei fremdenfeindlichen Gewalttaten
überhaupt Zeugen gab, könnten die einschlägigen Berichte verschiedener In-
formanten dasselbe, dann mehrfach gezählte Ereignis betreffen, was bei der
Befragung zum Teil nicht aufgedeckt würde. Die fremdenfeindliche Motiva-
tion der Täter wäre zudem von Dritten nicht immer zuverlässig erkennbar. Et-
liche Gewalttaten werden auch ohne Zeugen geblieben sein. Ein Teil der Zeu-
gen wäre zudem nicht bereit, Interviewern über das Gesehene Auskunft zu
geben. Hinzu kommen Irrtümer und Vergesslichkeit der Zeugen. Auch bei
der Informantenbefragung müsste eine nicht praktikable Totalerhebung bei
der Bevölkerung vorgenommen werden, um alle Beobachtungen vollständig
einbeziehen zu können.

Zahlenmäßige Überblicke über das Dunkelfeld bei fremdenfeindlicher Ge-
walt wären auch durch Expertenbefragungen, wie zum Beispiel von Armnesty
International, Pro Asyl oder Opferhilfeeinrichtungen, nicht erreichbar. Von
den meisten nicht angezeigten Taten zumal zum Nachteil der auch mit ande-
ren Methoden am schwersten erreichbaren Gruppen wie zum Beispiel auf der
Reise oder illegal sich hier aufhaltenden Ausländern oder Obdachlosen wer-
den auch diese Stellen nichts erfahren. Umgekehrt wird der größte Teil der Ta-
ten, die ihnen bekannt werden, wohl auch bei der Polizei angezeigt.

Andere Methoden der empirischen Sozialforschung wie die teilnehmende
oder die nicht teilnehmende Beobachtung oder das Experiment scheiden als
Messinstrumente für den Umfang fremdenfeindlicher Gewalt im Dunkelfeld
von vornherein als untauglich aus.

Zu prüfen wäre ferner ein vermutlich neben dem Dunkelfeld nicht angezeig-
ter Kriminalität bestehendes Graufeld von fremdenfeindlichen Gewalttaten,
die zwar angezeigt und in der PKS eventuell unter Körperverletzung erfasst
worden sind, jedoch nicht als »fremdenfeindliche Gewalttaten« in den Son-
dermeldedienst aufgenommen wurden, zum Beispiel weil bei der Sachbear-
beitung von Körperverletzungen das fremdenfeindliche Motiv nicht erkenn-
bar war oder weil die Definition vom Sachbearbeiter nicht richtig verstanden
oder angewandt wurde.
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Eine Aktenauswertung bei den Polizeidienststellen zur Prüfung der korrek-
ten Registrierung im Sondermeldedienst müsste wegen der geringen statisti-
schen Häufigkeit angezeigter fremdenfeindlicher Gewaittaten für alle Ge-
waltdelikte in allen Polizeidienststellen des BGS und der Länder erfolgen.
Die Ergebnisse von Stichproben wären wegen möglicher regionaler und
dienststellenbezogener Unterschiede nicht verlässlich hochrechenbar. Bei die-
ser Vorgehensweise könnte es erhebliche Zugangsprobleme zu den einschlä-
gigen Kriminalakten geben. Für den dafür erforderlichen extremen Erhe-
bungsaufwand fehlte es bereits an geeignetem, sachkundigem Personal.
Das Ergebnis einer allenfalls teilweisen, aber nicht für andere Dienststellen re-
präsentativen Aufhellung des Graufeldes, jedoch unter Ausklammerung des
eigentlichen Dunkelfeldes, stünde wohl in keinem Verhältnis zu dem bereits
dann sehr großen Aufwand. Ein nicht behebbarer Nachteil ist bei Aktenaus-
wertungen, dass der Akteninhalt zur Beurteilung eines evtl. fremdenfeind-
lichen Motivs bei einer Gewalttat oft nicht ausreichen würde.

5. Untersuchung fremdenfeindlicher Einstellungen
Erhebungen zu rechtsextremistischen, fremndenfeindlichen oder antisemiti-
schen Einstellungen wurden bereits verschiedentlich durchgeführt, insbeson-
dere bei Jugendlichen bestimmter Orte oder Schulen. 10 Im Unterschied zur
Dunkelfeldforschung reichen die üblichen Stichprobengrößen der Meinungs-
forschung hierfür bereits aus. Das Hauptproblem bei einer vergleichenden Be-
wertung ist jedoch, dass die Ergebnisse je nach Fragestellung beziehungs-
weise Definition sehr stark voneinander abweichen. Als gesichert ist anzuse-
hen, dass Männer höhere Anteile an Fremdenfeindlichkeit aufweisen als
Frauen sowie dass weniger gebildete Menschen fremdenfeindlichere Einstel-
lungen als Gebildete besitzen. Ein wichtiger Einflussfaktor ist ferner das Er-
ziehungskhima: Insbesondere Gewalt und Repression in der Erziehung stehen
einer Entwicklung zu Toleranz und wechselseitiger Verständigung im Wege,
während sensitive Zuwendung der Erzieher Fremdenfeindlichkeit entgegen-
wirkt. Auch Arbeitsmarktprobleme spielen eine Rolle, aber nicht so dominie-
rend, wie in der öffentlichen Diskussion oft angenommen.

Zur Fremdenfeindlichkeit Jugendlicher gibt es eine strukturelle Ahnlichkeit
in den Resultaten einer 1997 durch eine Forschergruppe1 1 durchgeführten Be-
fragung von 2.500 Jugendlichen im Alter von 15 bis 19 Jahren in Bayern, Bran-
denburg, Schleswig-Holstein und Thüringen sowie der BKA-Studie »Sicher-
heitsgefühl und Kriminalitätsbewertung« 1 für Ende 1998, bei der im Osten
und im Westen Deutschlands jeweils repräsentativ etwa 2.000 Personen ab

10 Siehe dazu u. a. die Beispiele in PN 2.
11 J. Neumann, W. Frindte, F. Funke und S. Jacob: Sozialpsychologische Hintergründe von

Fremdenfeindlichkeit und Rechtsextremismus. In: Dünkel und Geng [Hg.]: Rechtsextre-
nismus und Fremdenfeindlichkeit. Bad Godesberg 1999.

12 U. Dönnann u. M. Renuners: Sicherheitsgefühl und Kriminalitätsbewertung. Eine Ende
1998 durchgeführte Repräsentativbefragung der deutschen Bevölkerung als Replikation
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14 Jahren befragt wurden, allerdings nur mit je einer Frage zur Bewertung von
fremdenfeindlichen Angriffen auf Ausländer und Aussiedler:

Der fremdenfeindlichen Devise »In Deutschland sollten nur Deutsche leben«
stimmten (signifikant) in Brandenburg /Thüringen 11,3 % der männlichen ju-
gendlichen zu; in Bayern/Schleswig-Holstein dagegen »nur« 8,1 % der märn-
lichen Jugendlichen. In der BKA-Erhebung hielten fremdenfeindliche An-
griff e auf Ausländer für »weniger« oder »überhaupt nicht schlimm« 16,5 %
(3,1 % »überhaupt nicht schlinun«) der männlichen Befragten von 14 bis unter
21 Jahren im Osten sowie 7,0 % (2,1 % »überhaupt nicht schlimm«) der gleich-
altrigen männlichen Befragten im Westen, wobei die Unterschiede zwischen
den einzelnen Alters- und Geschlechtsgruppen wegen bereits zu kleiner Ba-
siswerte nur teilweise signifikant sind. Dennoch erscheint es plausibel, dass
diese Werte einen deutlich höheren Prozentsatz an Fremdenfeindlichkeit
unter männlichen Jugendlichen und jungen Männern im Osten zeigen und
damit tendenziell mit der bezogen auf die Bevölkerungszahl häufiger regis-
trierten fremdenfeindlichen Gewalt im Osten übereinstimmen. Mit zuneh-
mendem Alter nimmt nach der BKA-Untersuchung die entschiedene Ableh-
nung fremdenfeindlicher Gewalt auch und gerade im Osten erheblich zu.

Aufschlussreich sind ferner die Ergebnisse einer im Jahre 1999 durch das
KFN 13 erfolgten Befragung der Schüler der 9. Klassen in Rostock und Delmen-
horst, in denen erstmals repräsentativ für diese Altersgruppe zweier Städte
Ausländerfeindlichkeit und Gewaltbereitschaft erhoben wurden. Das nahe
Bremen gelegene Delmenhorst besitzt einen erheblich höheren Ausländeran-
teil an der Wohnbevölkerung als Rostock, die Hafenstadt an der Ostsee. Der
Grad der Ausländerfeindlichkeit wurde anhand mehrerer Thesen überprüft
wie zum Beispiel: »Die Deutschen sind anderen Völkern grundsätzlich über-
legen«, »Wer sich in Deutschland nicht anpassen kann, sollte das Land verlas-
sen«, »Die meisten Ausländer sind Kriminelle«, »Die Ausländer haben Schuld
an der Arbeitslosigkeit in Deutschland« oder »Deutschland den Deutschen -
Ausländer raus«. Dabei zeigten sich in Rostock 29,2 % der Jugendlichen als
eher ausländerfeindlich und 12,7% extrem ausländerfeindlich. In Delmen-
horst gaben sich dagegen »nur« 15,9 % als eher ausländerfeindlich und 5 %
als extrem ausländerfeindlich zu erkennen. Auch diese Resultate ähneln in
der Tendenz denen in der Repräsentativbefragung des BKA.

Die Ausländerfeindlichkeit ist unter Rostocker Jugendlichen also etwa dop-
pelt so stark verbreitet wie unter den Delmenhorster jugendlichen. Dabei
gab es zwischen Schülern der Haupt-, Real- und Gesamtschulen kaum Unter-
schiede, während unter Gymnasiasten nur relativ geringe Anteile von »Aus-
länderfeinden« zu finden waren. 17,8 % der Rostocker Schüler geben sich als

früherer Erhebungen. BKA (Hg.): Polizei und Forschung. Bd. 1, Neuwied und Kriftel
2000.

13 P. Wetzels: Ausländerfeindlichkeit und Ethnozentrismus bei Schülerinnen und Schü-
lern. Ergebnisse repräsentativer Befragungen in Rostock und Delmenhorst. In: Politi-
sches Lernen 3/4 (2000), S. 50-73.
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ausländerfeindlich zu erkennen und befürworten zugleich grundsätzlich Ge-
walt. Unter diesen gab etwa ein Drittel zu, insgesamt also etwa 6 % der Schü-
ler, Gewalttaten innerhalb der letzten zwölf Monate selbst begangen zu haben,
vermutlich aber meist Körperverletzungen ohne fremdenfeindliches Motiv.
Speziell nach fremdenfeindlicher Gewalt wurde dabei, wohl wegen der er-
warteten Seltenheit und dadurch problematischen Bewertung, vielleicht
aber auch wegen der für die Schüler schwierigen Verständlichkeit, nicht ge-
fragt.

Einstellungsbefragungen durch Meinungsforschungsinstitute sind im Ver-
gleich zu diesen Schülerbefragungen inhaltlich anspruchsloser und metho-
disch angreifbarer, sind dafür aber mit einigen Einschränkungen für die Ge-
samtbevölkerung repräsentativ und kommen mit im Vergleich zur Dunkel-
feldforschung verhältnismäßig kleinen und daher relativ kostengünstigen
Stichproben aus. Jedoch lassen sie Rückschlüsse auf das Dunkelfeld direkt
nicht zu.

6. Fazit: Das Dunkelfeld rechter Gewalt ist nicht aufzuhellen
Die Aufhellung des Dunkelfeldes durch die empirische Forschung wäre bei
fremdenfeindlichen Gewalttaten nicht nur wegen des wissenschaftlichen Er-
kenntnisgewinns, sondern auch wegen der dann fundierteren lnformations-
grundlage für eine gezieltere Bekämpfung wünschbar, ist aber wegen der auf-
gezeigten, nicht lösbaren methodischen Probleme in seiner Gesamtheit nicht
machbar. Allenfalls ließen sich Selbstberichtete-Delinquenz-Befragungen für
bestimmte, kontrollierbare Bevölkerungsgruppen wie Schülerjahrgänge in
der Schule oder Soldaten in der Kaserne durchführen. Jedoch wären auch
für diese Teilgruppen Totalerhebungen in Deutschland erforderlich, um aus-
reichend viele fremdenfeindliche Gewalttaten einfangen zu können. Kosten
und organisatorischer Aufwand auch dieser Teil-Totalerhebungen wären ex-
trem groß, die Ergebnisse als Selbstbeschuldigungen der Täter aber wenig
verlässlich und nicht auf andere Personengruppen übertragbar. Fremden-
feindliche Gewalt im Dunkelfeld und ihre Entwicklung in Deutschland wären
auch so nicht voll aufzuhellen.

Zur fundierteren Analyse der Entwicklung des rechtsextremen, antisemiti-
schen oder fremdenfeindlichen Klimnas in Deutschland könnten über die be-
reits vorliegenden Einzeluntersuchungen zu den einschl-ägigen Einstellungen
in der Bevölkerung hinaus auch gezieltere Erhebungen in jährlicher Wieder-
holung initiiert werden. Die Kosten fielen bei Einbeziehung einer begrenzten
Zahl von Fragen in einen »Meinungsforschungs-Omnibus« eines Instituts1 4

erheblich geringer aus als bei der Dunkelfeldforschung und wären auf jährlich

14 Am anspruchsvollsten, aber teurer ist der »Wohlfahrtssurvey« der sozialwissenschaft-
lichen Institute, der aber wohl nicht unbegrenzt um neue Fragestellungen erweitert wer-
den könnte.
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unter 50.000 Euro, bei einer eigenständigen Erhebung nur zu diesem Thema
allerdings auf weit mehr als 100.000 Euro zu schätzen.

Da diese Erhebungen nicht direkt mit Kriminalität befasst wären, dürfte das
BKA kaum als Auftraggeber in Betracht kommen, eher schon ein Ministerium
wie zum Beispiel BMI, BMJ oder das Ministerium für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend, oder die Bundeszentrale für politische Bildung oder
das Deutsche Jugend-Institut. Eventuell ließe sich die Finanzierung kontinu-
ierlicher Erhebungen zur Fremdenfeindlichkeit insbesondere junger Men-
schen im Rahmen des Projektes »Bündnis für Demokratie und Toleranz gegen
Extremismus und Gewalt« oder des Programms »Xenos« realisieren, mit dem
der Rassismus unter Jugendlichen präventiv bekämpft werden soll. Direkte
Rückschlüsse auf Umfang und Entwicklung der fremdenfeindlichen Gewalt
im Dunkelfeld wären von solchen Einstellungsuntersuchungen allerdings
nicht zu erwarten.

Zusammenfassend ist somit festzustellen, dass Befragungen zu fremden-
feindlichen Einstellungen durchführbar sind und auch schon durchgeführt
wurden. Es fehlt hierzu bislang jedoch eine kontinuierlich wiederholte Erhe-
bungsreihe, die Änderungen im Zeitablauf erkennbar macht. Das Dunkelfeld
lässt sich auf diese Weise allerdings nicht aufhellen. Mit der empirischen Dun-
kelfeldforschung ist dies für die statistisch gesehen zu seltene fremdenfeind-
liche Gewalt zumal mit Vollständigkeits- und Wahrheitsanspruch wegen un-
überwindlicher methodischer Probleme aber auch nicht zu leisten, ganz abge-
sehen von den extrem hohen Kosten. So müssen wir uns hier wohl mit der
bereits mehrere Jahrhunderte alten Erkenntnis Friedrich Schillers in seinem
Gedicht »Der Taucher« abfinden: »Und der Mensch versuche die Götter nicht
und begehre nimmer und nimmer zu schauen, was sie gnädig verdecken mit
Nacht und Grauen«. Wichtiger ist ohnehin eine intensivierte gesamtgesell-
schaftliche Prävention rechter Gewalt und das konsequente Anzeigen und
Verfolgen fremdenfeindlicher Straftaten, wodurch eine einschlägige Dunkel-
feldforschung im Erfolgsfall überflüssig würde.
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Electronic Commerce

Chancen auch für Kriminelle?

Electronic Commerce (E-Commerce), der Handel mit Waren und Dienstleis-
tungen über das Internet, ist aus der Wirtschaft nicht mehr wegzudenken.
Auch wenn derzeit die anbietenden Firmen und deren potenzielle Kunden
die komplette Geschäftsabwicklung über das Netz noch nicht in vollem Um-
fang praktizieren: Werbung und Marketing haben das Medium Internet ent-
deckt und propagieren seine Nutzung. Trendaussagen signalisieren eine
deutlich ansteigende Tendenz der Zahl von Geschäftsabwicklungen.

Die Polizei muss sich über ihre Rolle in diesem Zusammenhang klar werden,
ihre Fähigkeiten und Möglichkeiten zur Verhütung und Verfolgung E-Com-
merce-bezogener Straftaten überdenken und gegebenenfalls deutlich ausbau-
en. Potenzielle Teilnehmer am Electronic Commerce, aber auch bereits Ge-
schädigte sowie Zeugen von Straftaten müssen bei der Polizei kompetente
Ansprechpartner vorfinden. Vor diesem Hintergrund hat sich die Strategische
Kriminalitätsanalyse imn Bundeskriminalamt1 der Thematik angenommen,
um kriminalitätsfördernde Bedingungen zu identifizieren, Entscheider und
Betroffene zur Beschäftigung mit möglichen Konsequenzen erkennbarer Ent-
wicklungen anzuregen, Handlungsbedarf aufzudecken sowie Lösungsan-
sätze anzubieten.

Zum Projekt
Ausgangshypothese für das im Dezember 1998 begonnene und im Mai 1999
abgeschlossene Projekt2 der Strategischen Kriminalitätsanalyse war die An-
nahme, dass E-Commerce 3 angesichts dieser Tendenz zukünftig erheblich
stärker in Anspruch genommen werden wird, möglicherweise auch von Kri-
mmnellen. Mit der Ausweitung über die weitere Verbreitung von Personalcom-
putern mit Internetzugang und internetfähigen Fernsehern wird sich die Zahl
der Tatgelegenheiten und -anreize sowie der potenziellen Täter und Geschä-
digten, im Zusammenhang damit auch das Arbeitsaufkommen der Polizei al-
ler Wahrscheinlichkeit nach drastisch erhöhen.

Die Strategische Kriminalitätsanalyse hat im Projekt das Wissen und die Ein-
schätzung von Vertretern polizeilicher Dienststellen, die sich mit der Bekämp-
fung von Kriminalität im Zusammenhang mit der Informations- und Kom-
munikationstechnik befassen, von Datenschutzexperten, Ivitarbeitern des
Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) und des BMI,
von Herstellern, Beratungs- und Serviceunternehmen, Kreditinstituten und
Verbänden zusammengeführt. Die Ergebnisse des Projektteams wurden im
Rahmen eines Workshops mit den Experten diskutiert und bewertet.
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Entwicklungen im Electronic Commerce
Die Schätzungen zum Wachstumspotenzial von E-Commerce driften ange-
sichts der erkennbaren Dynamik der Entwicklung naturgemäß stark ausei-
nander. Experten rechnen damit, dass in den nächsten Jahren zwischen 200
Millionen und einer Milliarde Internet-User einen viel versprechenden Markt
nicht nur für legal arbeitende Unternehmen bilden werden. Zugleich wächst
die Zahl der im Netz vertretenen Unternehmen, weil - glaubt man den Wirt-
schaftsexperten - es sich heute kaum noch eines leisten kann, nicht imn Internet
aufzutreten. »Be in or be out! « lautet die Devise, »lt's e-business or out of bu-
siness«. So erscheint es nicht verwunderlich, dass mittlerweile neun Zehntel
der Transaktionen im E-Commerce zwischen Unternehmen abgewickelt wer-
den (business-to-business oder b-to-b). Nur rund 10 % der Umsätze werden in
Geschäftsbeziehungen mit privaten Endkunden erzielt (business-to-consu-
mer oder b-to-c).

Das Angebot im Internet stellt derzeit für die meisten Konsumenten eine In-
formationsquelle zur Vorbereitung von Kaufentscheidungen dar. Es gibt
also keinen »Kaufrausch« im neuen Medium, eher ist Zurückhaltung erkenn-
bar. Auch sind die Summen, die Onfiner in Webshops ausgeben, eher gering.
Als wesentliche Hemmschwelle erweiset sich noch ungelöste Sicherheitspro-
bleme und unklare rechtliche Rahmenbedingungen, etwa üim Bereich des Haf-
tungsrechts und beim Datenschutz.

Die Möglichkeit, auf elektronischem Wege in kurzer Zeit und mit vergleichs-
weise geringem Aufwand zum Ziel seiner (Geschäfts-) Wünsche zu gelangen,
wirkt sich auf die handelnden Parteien und die im Hintergrund ablaufenden
Handelsstrukturen und -organisationen aus.

Prinzipiell sind das Aussuchen von Waren und Dienstleistungen, das Bestel-
len, in vielen Fällen bereits die tatsächliche Lieferung beziehungsweise Entge-
gennahmne (beispielsweise von Software> sowie die Bezahlung möglich, ohne
den Schreibtisch zu verlassen. Das Besondere daran ist, dass die Vertragspart-
ner für ihr Gegenüber weder sichtbar noch eindeutig identifizierbar sind. Sie
treten vordergründig weitgehend anonym mit einander in Beziehung.

Für Unternehmen bedeutet die Teilnahme am E-Commerce vor allem, Ge-
schäftsabläufe neu konzipieren zu müssen. Hierarchische Strukturen werden
flacher, um flexible innere Abläufe zu ermöglichen. Indem die Bedeutung des
Direktvertriebes wächst, werden herkömmnliche Mittlerstrukturen (Groß- und
Einzelhändler) weitgehend überflüssig. Neue Mittler entstehen als eigenstän-
dige Dienstleister im Netz. Können Waren und Dienstleistungen kostengüns-
tig über das Internet vertrieben werden, sehen viele traditionell Handelnde
ihre Existenz bedroht.5 In virtuellen Unternehmen schließlich werden Intfor-
mations-, Güter- und Zahlungsströme nur noch koordiniert.
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Kriminogene Faktoren und mögliche Kriminalität im
Zusammenhang mit Electronic Commerce
Die Kreativität von Straftätern, die im Rahmen des Electronic Commerce aktiv
werden (können), kennt - wie das Medium Internet selbst - keine Grenzen. Es
ist daher auch nicht möglich, abschließend auf alle Risiken, Gefahren, Krimi-
nalität auslösenden und fördernden sowie sie beeinflussenden Faktoren ein-
zugehen. Auch können zu den geschilderten Ansätzen keine pauschalieren-
den Aussagen getroffen werden. Gerade im technischen Bereich tragen zahl-
reiche Prämissen, zum Beispiel Sachverstand und technische Möglichkeiten
des Täters, Systemkonfiguration und Sicherheitsvorkehrungen auf Seiten an-
griffsgefährdeter Systeme sowie Sensibilität und Problembewusstsein der Ak-
teure dazu bei, dass Kriminalität im Zusammenhang mit E-Commerce derzeit
nicht als ein von beliebigen Personen bei Jedermann durchführbares Mas-
senphänomen bezeichnet werden kann. Dennoch zeigen Beispiele gerade
aus der jüngsten Vergangenheit, dass einige wenige Personen mit entspre-
chendem Know-how und vergleichsweise geringem Aufwand erheblichen
Schaden anrichten können, wenn Sicherheitsaspekte nicht nach dem Stand
der Erkenntnis beachtet und vor allemn auch umgesetzt werden.6

Kriminelle Aktivitäten werden möglich, weil sich E-Commerce systembe-
dingt der umfangreichen und komplexen Technik und Verfahren des Internet
zur Daten- und Informationsübermittlung bedienen muss. Diese bergen sys-
temimmanent und damit nicht auf E-Commerce beschränkt Sicherheitspro-
bleme. 7 Sie beruhen zum einen auf Schwachstellen in der Konzeption von
Netzwerken. Hinweise auf Lücken und Möglichkeiten, durch diese hindurch
zu schlüpfen, sind schnell über das Netz verbreitet. Ahnliches gilt für die tech-
nische Netzinfrastruktur mit einer Vielzahl angreifbarer Komponenten von
zentraler Bedeutung, die es speziell zu schützen gilt.

Lücken im System können von einer Vielzahl auch technisch wenig vorgebil-
deter Personen angegangen werden, weil entsprechende Hardware und Soft-
ware-Werkzeuge (so genannte Hacker- bzw. Cracker-Tools) leicht zugänglich
und zum Teil frei verkäuflich sind. Ein weiterer wichtiger Aspekt ist die Ver-
nachlässigung von Sicherheitsmaßnahmen, etwa aus Kostengründen oder
weil befürchtet wird, dass entsprechende Vorkehrungen die Leistungsfähig-
keit der Systeme beeinträchtigen. In diesem Zusammenhang stellen auch Per-
sonalprobleme potenzielle Unsicherheitsfaktoren dar, wenn Lücken in der
fachlichen Qualifikation oder kriminelle Energie zum Tragen kommen.

Bereits der Einstieg in den E-Commerce kann für Unternehmen ein Risiko dar-
stellen. Die Unüberschaubarkeit der technischen Zusammenhänge und der
organisatorischen Notwendigkeiten hat zur Etablierung einer Vielzahl neuer
Beratungs- und Servicefirmen beigetragen, die bei der Systemplanung in An-
spruch genommen werden können beziehungsweise müssen. Sensible Daten
und Informationen, die im Unternehmen gespeichert sind, können begehrte
Objekte »schwarzer Schafe« der Beratungsbranche werden, weil sie sich ver-
kaufen oder für Erpressungen nutzen lassen.8Auch könnten Täter das System
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zugunsten späterer Eingriffe von außen manipulieren. Personen, die im Rah-
men von E-Commerce Straftaten begehen wollen, können zudem von Kurn-
denrechnem aus auf das Netz zugreifen und somit die Beweissicherung zu-
mindest erschweren.

Eine wichtige Rolle spielen darüber hinaus Betreiber von Servern, die eben-
falls über die Gelegenheit zum Ausspähen oder Manipulieren bei ihnen ge-
speicherter Daten verfügen.

Kein auf dem Markt befindliches Betriebssystem gewährleistet umfassende
Sicherheit vor Zugriffen auf die Daten eines am E-Commerce teilnehmenden
Unternehmens oder Konsumenten. Gleiches gilt für die Internet-Zugangspro-
gramme (Browser) und eine Vielzahl häufig benutzter Office-Programme.
Auch in Zukunft ist damit zu rechnen, dass im Hinblick auf Sicherheits-
aspekte unausgereifte Produkte auf den Markt kommen und erst dann,
wenn bereits ein Kind in den Brunnen gefallen ist, nachgebessert wird. Es liegt
im Ermessen der für die Sicherheit verantwortlichen Administratoren und
Nutzer, die eingesetzte Software auf dem technisch neuesten und sicherheits-
mäßig dem aktuellen Standard entsprechenden Stand zu halten, was zumeist
mit Kosten verbunden ist.

Kriminogene Situationen entstehen, wenn durchaus vorhandene Sicherheits-
mechanismen nicht bekannt sind oder nicht benutzt werden. So kann bei-
spielsweise das Nutzungsverhalten von Teilnehmern am E-Commerce ausge-
späht und auch illegal vermarktet werden. Bewusste Fahrlässigkeit öffnet
weitere Einfallstore für nicht autorisierte Zugriffe. Die Komplexität für den
E-Commerce notwendiger Software unterstützt zudem Bedienungsfehler.
Nicht immer verfügt der Nutzer mit der vorgegebenen Grundeinstellung
der Programme über den optimalen Schutz. Einschlägige Bedienungsanlei-
tungen und -hinweise fehlen gelegentlich oder sind wenig aussagekräftig. Vi-
renerkennungsprogramme werden zwar häufig eingesetzt, ihre Virusdefini-
tionen aber nicht regelmäßig aktualisiert, was ihre Funktion stark einschränkt.

Ein wesentlicher Vorteil von Electronic Commerce liegt darin, dass Informa-
tionen und Wissen, Produkte und Dienstleistungen in digitalisierter Form
transportiert werden können. Diese Tatsache bietet aber zugleich Angriffsflä-
chen für elektronische Attacken. Digitale Güter in einer virtuellen Welt sind
demnach in vielerlei Hinsicht gefährdet. Datenpakete können kopiert, mitge-
lesen, umgeleitet, verändert oder gelöscht und somit zweckentfremdet wer-
den. Kreditkarten- und Kontendaten, die unverschlüsselt übermittelt werden,
lassen sich auslesen. Die Täter können die Daten für unberechtigte finanzielle
Transaktionen verwenden, oder sie erpressen das »Diebstahlsopfer« mit der
Drohung, die sensiblen Daten zu veröffentlichen. Leistungen kann man sich
auf fremde Rechnung erbringen lassen. Personen können in Misskredit ge-
bracht werden. Das Auslesen von Daten eines Reisebüros könnte Einbrechern
Möglichkeiten eröffnen, gezielt Abwesenheitszeiträume für ihre Aktivitäten
auszunutzen. Möglichkeiten zur massenweisen Verletzung von Urheberrech-
ten, zum Missbrauch geistigen Eigentums, zur Verbreitung von Plagiaten, Fäl-
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schungen und verbotenen Gütern, zum Vorspiegeln falscher Tatsachen (bei-
spielsweise Verfälschen von Angeboten der Mitbewerber oder Streuen von
Gerüchten, die den Wert von Aktien beeinflussen) runden die Palette poten-
zieller Vorgehensweisen von Tätern im Bereich des E-Commerce ab, umreißen
aber dennoch nicht das Gesamtspektrum vorstellbarer Delikte.

Dazu gehören weiterhin der Einbruch in Datenbanken mit Diebstahl, Verän-
derung oder Zerstörung von Daten. Wenn der Zugriff auf einen Server nicht
gelingt oder nicht beabsichtigt ist, kann dennoch großer Schaden angerichtet
werden, wenn dieser in seiner Funktion eingeschränkt oder total blockiert
wird (Denial of Service). Immnense Schäden können aus der Einschleusung
von Computerviren, Würmern oder Trojanischen Pferden hervorgehen. Mit-
bewerber können Wettbewerbsvorteile erlangen, wenn Daten über die Gehäl-
ter umworbener Spezialisten, sensible Daten über Unternehmensstrategien
oder patentierte Produktionsprozesse erlangt werden (Wirtschafts- oder Kon-
kurrenzspionage).

Den Vorteil, dass die Informations- und Kommunikationstechniologie Mög-
lichkeiten zur Automatisierung von Abläufen eröffnet, können Straftäter nut-
zen, um Routinen zu ihrem Vorteil in Gang zu setzen. Gelder lassen sich über
elektronische Zahlungssysteme hin- und herschieben, um ihre Herkunft zu
verschleiern.

Weiterhin entstehen Risiken allein schon aus der Drohung mit den geschilder-
ten Möglichkeiten zur Einflussnahme, etwa zum Zwecke der Erpressung.

Im Internet ist es möglich, unter einem Pseudonym oder bewusst mit falscher
Identität zu agieren und Geschäfte abzuwickeln. Man kann davon ausgehen,
dass viele Teilnehmer am Internet und am E-Commnerce die Auffassung ver-
treten, es sei möglich, anonym zu agieren. Allerdings hinterlassen Aktivitäten
im Netz Spuren, anhand derer Akteure, wenn auch mit erheblichem Auf-
wand, identifiziert werden können.9 Subjektiv empfundene Anonymität des
Internet stellt einen weiteren kriminalitätsbegünstigenden Faktor dar. Er
gewinnt dann an Brisanz, wenn - etwa über Angebote zum probeweisen
Netzzugang - die Chance besteht, tatsächlich ohne Angabe überprüfbarer
persönlicher Daten Zugang zum Internet zu erlangen. Dann kann ein Täter
beispielsweise illegale Waren (beispielsweise Literatur mit extremistischem
Gedankengut, pornografische Produkte, Raubkopien von Software oder Mu-
sikstücken, Hehlerware, eingeschränkt verkäufliche Drogen und Arzneimit-
tel, Kriegswaffen usw.) anbieten oder legale Güter und Dienstleistungen be-
stellen und diese nach Lieferung nicht bezahlen.

Die Hemmschwelle fur die Begehung von Straftaten im Zusammenhang mit
Electronic Commerce wird darüber hinaus gesenkt, weil für potenzielle Täter
in den meisten Fällen natürlich auch das »Opfer« anonym bleibt, besonders
dann, wenn es sich dabei nicht um einzelne Personen, sondern um sowieso be-
reits »anonyme« Unternehmen handelt.
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Bei Electronic Commerce entfällt die Möglichkeit, seine Geschäftspartner und
ihr Umfeld persönlich in Augenschein nehmen und damit ihre Seriosität rea-
listisch einschiätzen zu können. In der virtuellen Welt lassen sich real anmu-
tende Geschäftshintergründe aufbauen1 & die falsche Tatsachen vortäuschen
und Kriminalität möglich machen. Die Zahl virtueller Unternehmen wächst.
Damit könnte auch ein Wandel der Tatgelegenheitsstruktur für eine Vielzahl
von Delikten., vor allem für Betrug einhergehen. Es dürfte schwierig sein,
im Falle erkannter Straftaten bei virtuellen Unternehmen Beweise zu sichern
und eindeutige Verantwortlichkeiten festzumachen.

Mit der Ausweitung des elektronischen Handels im Internet eröffnet sich für
potenzielle Straftäter eine Masse neuer Tatgelegenheiten und »Geschäftside-
en«. Angebote von Glücksspielen, auf dem Grauen Kapitalmarkt, im Aktien-
und Wertpapierhandel können von Betrügern lanciert sein. Günstige Ange-
bote bei kleiner Anzahlung führen möglicherweise zu einer Vielzahl von Be-
stellungen, ehe bemerkt wird, dass man einem Schwindel aufgesessen war.
Ehe die Strafverfolgungsbehörden aktiv werden können, ist das Angebot be-
reits zurückgezogen worden. Diese Straftaten werden begünstigt durch die
Tatsache, dass mit geringem Aufwand in relativ kurzer Zeit eine Vielzahl
von Interessenten rund um den Globus erreicht werden kann. Die Vorgehens-
weise an sich ist nicht neu, allerdings können die Täter schnell neue umfäng-
liche Zielgruppen und damit Opferpotenziale erschließen.

Zu den vorstellbaren Schwachstellen beim Electronic Commerce zählen die
Zahlungssystinee. Viele Kunden halten den Einkauf und die folgende Bezah-
lung mit der Kreditkarte noch für unsicher."1 Sie werden abgeschreckt von
Meldungen über den Verlust und anschließenden Missbrauch kontobezoge-
ner Daten. Kreditkartenemittenten weisen auf die zunehmende Zahl von Re-
klamationen angesichts angeblich nicht getätigter Kreditkartenumsätze im In-
ternet hin. Weil Kunden bei derartigen Verlusten zumindest in bestimmtem
Umfang schadlos gehalten werden, könnte das Verfahren für viele einen An-
reiz darstellen, unberechtigte Ansprüche geltend zu machen.

Eröffnen die Anbieter allerdings die Möglichkeit, mit ausschließlich von Kre-
ditinstituten emittiertem elektronischem Geld zu bezahlen, bewegt man sich
als Kunde (zumindest derzeit noch) auf vergleichsweise sicherem Boden. Sie
geben zudem wenig Anlass, Geldfälschung oder Geldwäsche zu befürchten.
Den verwendeten kryptografischen Verfahren bescheinigen Experten ein ho-
hes Sicherheitsniveau. Effektive Verschlüsselung und bewährte Tests verhin-
dern Manipulationen wie das Abfangen und Umbuchen von UTberweisungen.
Eine Fälschung elektronischen Geldes erscheint derzeit nicht möglich, Geld-
wäsche ebenfalls als unwahrscheinlich. Wenn allerdings in anderen Staaten
geringere Sicherheitsvorkehrungen an der Tagesordnung sind als hierzulan-
de, wenn auch Nichtbanken elektronisches Geld emittieren dürfen, wenn
schwächere kryptografische Verfahren zulässig sind und sich im E-Commerce
zukünftig elektronische Zahlungssystemne auf einem niedrigeren Sicherheits-
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niveau als in Deutschland durchsetzen, können neue kriminogene Situatio-
nen auch hier erwachsen.

Der Wildwuchs des Internet hat dazu geführt, dass viele es als scheinbar
»rechtsfreien Raum« betrachten. Diese Vorstellung trägt ebenfalls dazu bei,
dass hier Kriminalität entstehen kann und wirksame Straftatenvorbeugung
und Strafverfolgung annähernd ausgeschlossen erscheinen. Die Entwicklun-
gen haben sich zwar unter den Augen der jeweiligen Gesetzgeber und Straf-
verfolgungsbehörden abgespielt. Deren Interessen an einer Durchsetzung ge-
setzlicher Regelungen konnten jedoch nicht oder nicht ausreichend gewahrt
werden. Inzwischen erweist sich nationales Recht angesichts der Globalität
E-Commerce-bezogener Kriminalität zumindest in Teilbereichen als untaug-
lich und wirkungslos. Weltweite Rechtsunterschiede und -lücken begünsti-
gen illegales Handeln und lassen den Verfolgungs- und Sanktionsdruck für
potenzielle Straftäter gering erscheinen.12Auch für Deutschland hat das Pro-
jekt eine Reihe rechtlicher Problembereiche ausgemacht, die einer Lösung zu-
geführt werden müssen.

So benötigen die Strafverfolgungsbehörden eine Ermächtigungsgrundlage,
welche die Auskurnftspflicht der lnternetprovider eindeutig festschreibt und
diese verpflichtet, benötigte Daten für eine zu bestimmende Zeit zu speichern.
Sie möchten vorhandene Daten dort, wo sie regelmäßig anfallen, unproble-
matisch erheben können, ohne die Herausgabe im Einzelfalle erzwingen zu
müssen. Die Behörden sind daher an einer engeren Zusammenarbeit mit
den Providern (als Zeugen> interessiert.' Die Polizei erhält Bestandsdaten
über ein Auskunftsersuchen nach § 89 Abs. 6 des Telekommunikationsgeset-
zes (TKG), vergangenheitsbezogene Verbindungsdaten über § 12 Fernmelde-
auskunftsgesetz (FAG). .Liegen die entsprechenden Voraussetzungen vor, er-
möglicht § 100 a StPO die aktuelle Kommunikationsüberwachung.

Effektiv erscheinende Datenzugriffsmöglichkeiten sind mit der Notwendig-
keit verbunden, auf Vorrat Datensammlungen anzulegen, die möglicherweise
irgendwann einmal von der Polizei (oder den Steuerbehörden) benötigt wer-
den. Dies kollidiert mit dem Grundsatz der »Datenvermeidung« des Daten-
schutzes.

Probleme eroffnen sich im Zusammenhang mit der Sicherstellung sowie dem
Beweiswert digitaler Dateien. Sie ergeben sich zum einen daraus, dass sich
»Beweise« kurzfristig löschen und damit der Verfügbarkeit entziehen lassen.
Zum anderen sind sie vielfältig manipulierbar. Entsprechende Vorwürfe kön-
nen sich sowohl gegen Tatverdächtige als auch gegen Behörden richten. Ko-
pien oder Ausdrucke von Internetseiten verfügen nur über eingeschränkten
Beweiswert, weil der eindeutige Nachweis erbracht werden muss, dass die In-
halte von einem bestimmten Nutzer eingestellt wurden.

Oft erweist sich bereits die Bestimmung des Tatortes bei Straftaten im Zusam-
menhang mit E-Commerce als schwierig. So wird beispielsweise die Auffas-
sung vertreten, deutsche Strafverfolgungsbehörden müssten aktiv werden,
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wenn mit im Ausland ins Internet eingestellten Daten Tatbestände nach deut-
schem Recht erfüllt werden und im Inland die bloße Möglichkeit des Abru-
fens dieser Daten besteht - eine Aufgabe, die wohl kaum zu erfüllen sein dürf-
te.

Den Gegebenheiten des Internet und damit auch des Electronic Commerce
muss, um Rechtssicherheit bei der Anwendung, aber auch bei der Strafverfol-
gung zu gewährleisten, im Rahmen der Gesetzgebung schneller als bisher ent-
sprochen werden. Die Dynamik der Entwicklung darf nicht dazu führen, dass
sich für längere Zeit rechtsfreie Räume auftun. Die am Projekt beteiligten Ex-
perten sehen es zudem als notwendig an, bei der Gesetzesformulierung ver-
stärkt das spezifische Fachwissen und die Fachternminologie zu berücksichti-
gen, um lnterpretationslücken zu schließen. Provisorien, etwa solche, mit de-
nen derzeit noch gegebenenfalls das an sich straffreie Hacking erfasst werden
kann (z. B. nach § 303 a StGB - Datenveränderung), sollten durch angemes-
sene Regelungen ersetzt werden. 15

Electronic Commerce ist wie das Internet als Medium, in das er integriert ist,
nicht an Grenzen gebunden. Jeder Teilnehmer, damit auch jeder Straftäter, der
hier tätig wird, kann von einem beliebigen Ort aus beispielsweise über Laptop
oder Mobiltelefon davon profitieren. Für das Internet selbst gibt es keine effek-
tive übergeordnete Kontrollinstanz. Auch wenn die Strafverfolgungsbehör-
den ihre Interessen grundsätzlich in anderen Staaten zur Geltung bringen
können, halten Experten die internationale Rechtshilfe bei der Verfolgung
von Straftaten im Zusammenhang mit E-Commerce und Datenübertragung
in Echtzeit für überfordert, weil zu langwierig, und somit nicht mehr für zeit-
gemäß."6

Erkenntnisdefizite
Die Überlegungen, die im Rahmen der Analyse zu möglichen Erscheinungs-
formen von Kriminalität im Zusammenhang mit E-Conmmerce angestellt wor-
den sind, lassen es plausibel erscheinen, dass bereits jetzt im Rahmen der bis-
herigen Expansion dieser Form der Geschäftsabwicklung eine größere Anzahl
von Straftaten begangen wurde und wird. Diese Annahme findet jedoch noch
keine Entsprechung in den amtlichen Statistiken, etwa der Polizeilichen Kri-
minalstatistik, (PKS) oder üim Meldedienst »Kriminalität in Verbindung mit
der Informations- und Kommunikationstechnologie« (IuK-Meldedienst).
Das von der Zahl der Fälle her äußerst geringe Hellfeld bilden vor allem De-
likte wie der betrügerische Einsatz von Kreditkartendaten im E-Gommerce.
Einschlägige Straftaten können in der PKS auch unter »Betrug« erfasst sein,
ohne dass hier eine weitere Differenzierung erfolgt, die Rückschlüsse auf
eine Tatbegehung im Rahmen des E-Commerce zuließe.

Berichte beispielsweise über größere Betrugsfälle im Zusammenhang mit Kre-
ditkarteneinsatz im E-Commerce deuten darauf hin, dass wesentlich mehr
Straftaten begangen werden, die aber den Strafverfolgungsbehörden nicht
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zur Kenntnis gelangen. Ubereinstimmend gehen daher die am Projekt betei-
ligten Experten von einem umfangreichen Dunkelfeld aus. Falls also Entschei-
der bei Polizei und Kriminalpolitik auf »harte Daten« zurückgreifen wollen,
müssen sie zur Kenntnis nehmen, dass derzeit keine ausreichend realistische
Lageeinschätzung zur Verfügung steht.

Bei der Suche nach den Ursachen für das große Dunkelfeld ließen sich im Rah-
men des Projektes folgende wesentlichen Aspekte herausschälen:

- Bei vielen einschlägigen Straftaten im Zusammenhang mit E-Commerce
handelt es sich um Antrags- und nicht um Offizialdelikte;

- Geschädigte halten sich bei Strafanzeigen stark zurück. Gründe dafür sind
vor allem Befürchtungen, das Image zu verlieren, sowie fehlendes Ver-
trauen in Möglichkeiten und Kompetenz der Polizei1 7,

- Geschädigte sind vor allem am Ausgleich finanzieller Verluste interessiert.
Werden sie, wie vielfach üblich, von anderer Seite (etwa Kreditkartenemit-
tenten) entschädigt, sind sie an einer Verfolgung und Bestrafung des Täters
nicht besonders interessiert;

- in Unternehmen liegt, insbesondere bei Tatbegehung durch Mitarbeiter
(hier besteht nach Expertenaussagen ein hohes Kriminalitätspotenzial),
der Schwerpunkt aus Imagegründen häufig bei internen informellen Rege-
lungen;

- Private sehen oft von Anzeige ab, wenn der Schaden als geringfügig ange-
sehen wird, wenn man Angst hat, sich wegen leichtsinniger Vorgehens-
weise zu blamieren oder wenn befürchtet wird, dass man im Rahmen der
Beweissicherung für einige Zeit auf seine PC-Ausrüstung verzichten
muss (eine Gelegenheit, bei der auch »Zufallsfunde« getätigt werden könn-
ten, die möglicherweise den Verdacht der Begehung eigener Straftaten be-
gründen ... );

- Meldedienst und PKS funktionieren nur eingeschränkt, so weit E-Commer-
ce-Bezug herausgestellt werden soll. Dieser wird nicht als fallbezogenes
Merkmal erfasst. Auch erkennen Sachbearbeiter nicht in jedem Falle die
Meldedienstrelevanz oder unterlassen eine Meldung aus den unterschied-
lichsten Gründen.

Bekampfungssituation
Die Aussagen der am Projekt beteiligten Experten lassen sich dahin gehend
zusammenfassen, dass Kriminalitätsbekämpfung im Internet und explizit
im Zusammenhang mit Electronic Commerce national wie international nur
schwer in Gang kommt. Eine effektive Strafverfolgung scheint (dies gilt zu-
mindest zum Zeitpunkt der Vorlage der Projektergebnisse) nicht gewährleis-
tet.
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Die Attacken auf E-Commerce-Beteiligte im Frühjahr dieses Jahres haben aber
die Aufmerksamkeit auch auf diese Erscheinungsformen der Internetkrimi-
nalität gelenkt und zu verstärkten - auch internationalen - Aktivitäten im
Rahmen der Kriminalitätskontrolle geführt. Bis zu diesem Zeitpunkt hat der
elektronische Handel im Internet bei Präventions- und Repressionsbestrebun-
gen keine klar erkennbare Rolle gespielt.

Zur Bekämpfung der Internet-Kriminalität an sich sind allerdings wichtige
Schritte unternommen worden. Hierzu gehören neben anlassunabhängiger
Recherche in Datennetzen, bei der ein besonderes Augenmerk auch auf Be-
trugsdelikte gelegt wird, die Tätigkeit in nationalen und internationalen
Arbeitsgruppen, der institutionalisierte Informationsaustausch und die ge-
genseitige Unterstützung im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit,
Kontakte mit Wirtschaftsunternehmen, Institutionen und Providern, die Ein-
setzung von Task Forces zur Befassung mit speziellen Problemnlagen sowie ge-
zielte Öffentlichkeitsarbeit.

Handlungsbedorf und Losungsansatze
An Hand der Abläufe im Bereich des Electronic Commerce lässt sich nachvoll-
ziehen, dass polizeiliche Einflussmöglichkeiten auf das Geschehen sich da-
rauf erstrecken, im Rahmen der Straftatenvorbeugung Wissen in die politi-
sche und fachliche Diskussion einzubringen, Problembewusstsein zu wecken
und ihr Instrumentarium zur Strafverfolgung in den Datennetzen zu verfei-
nern.

Zu den wichtigsten Erkenntnissen aus dem Projekt zählt, dass viele E-Com-
merce-Beteiligte die Abläufe bei der Geschäftsabwicklung in den Datennetzen
für sicher halten beziehungsweise als sicher propagieren. Somit ergibt sich die
Notwendigkeit, angesichts der Bedrohungslage erst einmal ein stärkeres Be-
wusstsein dafür zu schaffen, wo Sicherheitsdefizite erkennbar sind, und ent-
sprechende Sensibilität beim E-Commerce-Auftritt zu entwickeln. Allein
technikgestützte Vorkehrungen reichen nicht aus und erweisen sich oftmals
als unzureichend.

Für Anbieter von Waren und Dienstleistungen könnte es ein erklärtes Ziel sein,
Sicherheitsaspekte marketingwirksam nach außen zu vermitteln.' 8 Konsumen-
ten sollten Wissenslücken schließen, die Sicherheitsfragen bei der Nutzung
des Internet umfassen, etwa durch lnanspruchnahme entsprechender lnfor-
mations- oder Fortbildungsangebote. Im Rahmen von Newsgroups, Poren
und Chatrunden lassen sich Erfahrungen und lnformationen weiter vermit-
teln. Beide Gruppen sollten soweit wie irgend möglich die aktuelle Sicher-
heitstechnologie nutzen und ihre Sicherheitsvorkehrungen steigern. Dazu ge-
hören beispielsweise der Einsatz der Secure Electronic Transaction (SET)-
Technologie im Zahlungsverkehr mit Kreditkarten, die Verwendung von
Verschlüsselungsmöglichkeiten bei der Datenübertragung oder digitale Sig-
naturen.19
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Die Hard- und Softwareindustrie könnte beide Beteiligte unterstützen, indem sie
bei der Beschreibung des Umgangs mit ihren Produkten Sicherheitsaspekte
deutlich herausstellt und mit Voreinstellungen bereits ein hohes Sicherheitsni-
veau gewährleistet. Sie sollte zudem im Rahmen von Technikfolgenabschät-
zungen Sicherheitsaspekte ihrer Produkte intensiv prüfen, Lücken ausfindig
machen und diese bereits vor Markteinführung so weit nur irgend möglich
beseitigen.

Provider könnten unter anderem dafür sorgen, dass Nutzer der Datennetze
beim Zugang auf Sicherheitsaspekte aufmerksam gemacht werden. Auch
könnten bei dieser Gelegenheit Hinweise auf Möglichkeiten und Adressen ge-
geben werden, über die sich verdächtige beziehungsweise strafrechtlich rele-
vante Feststellungen mitteilen lassen.

Die Polizei sollte darauf hinwirken, dass Geschädigte Anzeige erstatten. So
wird es ihr zusätzlich und verstärkt ermöglicht, auf relevante Kriminalitäts-
entwicklungen und deren Erscheinungsformen aufmerksam zu machen
und Präventions- und Repressionsmaßnahmen zu konzipieren. Potenziellen
Tätern kann so vermittelt werden, dass sie ein hohes Risiko eingehen, insbe-
sondere wenn alle Betroffenen konsequent gegen Straftaten vorgehen.

Betroffene müssen davon überzeugt werden, dass es richtig und notwendig
ist, die Polizei auch bei E-Commerce-relevanten Straftaten in Anspruch zu
nehmen. Um diesem Anspruch genügen zu können, muss die Polizei in die
Lage versetzt werden, sachgerecht handlungsfähig zu sein. Sie muss in die-
sem Kontext fachliche Kompetenz nicht nur deutlich erweitern, sondern
auch für Betroffene erkennbar ständig unter Beweis stellen. Am nachhaltigs-
ten geschieht dies durch vorzeigbare Erfolge bei der Bekämpfung von Inter-
niet- und speziell E-Commerce-bezogener Kriminalität. Vertrauen ließe sich
zudem bilden, wenn eine interaktive Beratung durch polizeiliche Spezialisten
beispielsweise über eine Hotline in Anspruch genommen werden könnte.

Erreichen ließe sich dies beispielsweise mit Schulungsmaßnahmen, die dazu
beitragen, dass auch im regionalen Bereich Anzeigewilligen kompetente
Ansprechpartner zur Verfügung stehen. Ferner empfiehlt sich der Ausbau
schlagkräftiger Ermittlungsdienststellen. Eine vertrauensfördemnde Maß-
nahme zur Unterstreichung polizeilicher Kompetenz kann eine effektive Öf-
fentlichkeitsarbeit nach innen und außen bilden. Es sollte aber darüber hinaus
auch in Erwägung gezogen werden, Anreizsysteme zu entwerfen, die eine
Zusammenarbeit mit den Strafverfolgungsbehörden fördern, ebenso Sanktio-
nen, um die Nichtweitergabe von Informationen zu würdigen, die den Eintritt
bedeutender Schäden hätten verhindern können.

Weil die bisherige Datenbasis nicht ausreicht, um darauf spezifische Präven-
tions- und Strafverfolgungskonzeptionen zu gründen, muss für eine Verbes-
serung der Lagedarstellung gesorgt werden. Hierzu erscheint es notwendig,
die Funktionalität des IuK-Meldedienstes zu erhöhen. In diesem Rahmen,
aber auch bei der statistischen Erfassung in der PKS sollte über Möglichkeiten
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der Differenzierung nachgedacht werden, um speziell E-Commerce-bezo-
gene Delikte ausweisen zu können. Eine weitere Möglichkeit zur Erkenntnis-
gewinnung wird darin gesehen, solche Stellen, bei denen in irgend einer Form
Daten zu E-Commerce-relevanten Straftaten anfallen, in die Informationsbe-
schaffung einzubeziehen. Dies könnte beispielsweise mit anonymisierten Er-
hebungsbögen für statistische Zahlen und fallbezogene Merkmale geschehen.
Darüber hinaus sollte selbst Geschädigten und Zeugen, die anonym bleiben
wollen, eine Möglichkeit eingeräumt werden, Hinweise und Tipps zu geben.
Hierzu könnten spezielle Anlaufstellen in den Datennetzen eingerichtet wer-
den.

Die internationale Kooperation der Strafverfolgungsbehörden muss der Be-
deutung und der Eigenart der Datennetze und des weltumspannenden Han-
dels über sie angemessen ausgebaut werden. Nationale Alleingänge verfehlen
angesichts der rasanten Entwicklung weitgehend ihre Wirkung. Ansätze für
Kooperation finden sich beispielsweise in der Einrichtung von »High-tech
Points of Contact« beziehungsweise »National Points on Information Techno-
logy Crimne«, die einen Rahmen für Informationsaustausch und gegenseitige
Unterstützung bilden. Notwendig ist darüber hinaus eine Beschleunigung
der Rechtshilfe in Internet-Strafsachen, etwa im Wege einer »Online-Rechts-
hilfe«.

Die Kriminalpolitik ist zum einen aufgerufen, E-Commerce-relevante Gesetze
darauf hin zu überprüfen, ob sie den spezifischen Erfordernissen dieser Han-
delsform angemessen sind. Dabei sollte insbesondere der internationale Cha-
rakter des Electronic Commerce Berücksichtigung finden. Die Experten beto-
nen die Notwendigkeit, Gesetzesformulierungen in diesem Regelungsgebiet
übersichtlich und verständlich abzufassen, um Rechtssicherheit zu fördern.

Zum anderen sollte geprüft werden, welche Daten für welchen Zweck im
E-Conmmerce für eine effektive Kriminalitätskontrolle benötigt werden. Dabei
darf der notwendige Datenschutz polizeiliche Beweissicherung nicht unmög-
lich machen. Die Strafverfolgungsbehörden müssen hier ihre vitalen Interes-
sen herausstellen und Forderungen so weit wie möglich mit Rechtstatsachen
untermauern. Dazu gehört etwa, dass Möglichkeiten zum völlig anonymen
Surfen im Internet unterbunden werden, ohne Belange berechtigten Daten-
schutzes mehr als notwendig in den Hintergrund zu drängen.

Zwei weitere, nicht weniger wichtige Aufgaben für die Kriminalpolitik wer-
den darin gesehen, Zulassungsanforderungen für Provider zu entwickeIn
und umzusetzen, die den seriösen Umgang mit dort auflaufenden Daten un-
terstützen, und Möglichkeiten zu prüfen, mit denen die Verbreitung bisher
frei zugänglicher Hacker-Tools eingeschränkt werden könnte.
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Bewertung der Projektergebnisse
Kaum einer der am Projekt beteiligten Experten zweifelt ernsthaft daran, dass
es im Zusammenhang mit der Expansion von Electronic Commerce zu einer
adäquaten Steigerung kriminogener Situationen, Tatgelegenheiten und Tat-
anreize und daraus resultierender Kriminalität kommen wird. Es mag ein
Trostpflaster sein, dass - nicht unerwartet - keine Hinweise auf völlig neuar-
tige Formen der Straftatenbegehung gefunden werden konnten.

Welche Rolle spielt in diesem Kontext die Polizei?
In der Diskussion um Maßnahmen, mit denen die Sicherheit im E-Commerce
in den Datennetzen insgesamt und speziell im Internet erhöht werden könnte,
und um Verantwortlichkeiten für deren Umsetzung wird gerne darauf hinge-
wiesen, dass hier die »Selbstregulierungs- und -reinigungskräfte« der Teil-
nehmer - insbesondere aus der Wirtschaft - zum Tragen kommen müssten.
Das kann allerdings nur funktionieren, wenn man sich der Probleme bewusst
und bereit ist, trotz der damit verbundenen Kosten ein Höchstmaß an Sicher-
heit zum Wohle des gesamten Systems zu erreichen. Hierzu gibt es bereits eine
breite Palette an Möglichkeiten, sie müssen nur tatsächlich genutzt werden.
Uberlegungen hierzu sollten indessen nicht erst dann angestellt werden,
wenn »das Kind bereits in den Brunnen gefallen ist«, wenn also erhebliche
Schäden verursacht wurden, die nicht nur zu Lasten eines Beteiligten oder
weniger Teilnehmer gehen, sondern das ganze System Electronic Commerce
sicherheitsmäßig in Verruf bringen. Speziell die Auffassung, dass mit entspre-
chenden Versicherungen Risikominimierung zu erreichen sei, kann dazu füh-
ren, dass potenzielle Täter angesichts der »Rückversicherungsmentalität« ihr
(Verfolgungs- und Sanktions->Risiko als nicht sehr hoch einschätzen.

Für die Polizei stellt sich weniger die Frage, ob angesichts des Bedrohungssze-
narios etwas zu tun ist (schließlich handelt es sich um Kriminalität), eher: was
in Anbetracht des Problemnumfangs sinnvollerweise zu machen ist. Dabei ist
zu berücksichtigen, dass bereits eine Reihe von Aktivitäten stattfinden, um In-
ternetkriminalität einzudämmen. Sie reichen aber offensichtlich nicht aus. So
könnten die Projektergebnisse etwa die Anregung vermitteln, darüber zu ent-
scheiden, ob bisherige Schwerpunkte bei der Verfolgung Internet-bezogener
Kriminalität zu verlagern seien, um sich verstärkt der Bekämpfung von Straf-
taten widmen zu können, die eine deutliche Bedrohung des sich entwickeln-
den Wirtschaftssystemns Electronic Commerce darstellen und vorhersehbar
mit hohen Schäden für die gesamte Gesellschaft einhergehen.

Sollen alle Spielarten der Internetkriminalität mit gleicher lntensität bekämpft
werden, muss sicherlich die Frage nach den dafür notwendigen personellen
und materiellen Ressourcen sowie den polizeilichen Organisationsformen ge-
stellt werden. Hinzu kommt, dass ein erheblicher Aufwand zu betreiben ist,
um sich den Teilnehmern am E-Commerce als kompetenter Partner darzustel-
len. Hierzu muss, trotz aller Spezialdienststellen, in der gesamten Polizei Pro-
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blembewusstsein geweckt werden, um die Relevanz von Sachverhalten rich-
tig einordnen und ggf. auf spezialisierte Ansprechpartner hinweisen zu kön-
nen. Dies spielt auch dann eine Rolle, wenn es um die Erfassung von Fällen für
die PKS oder um die Beschickung des IuK-Meldedienstes geht. Die polizei-
lichen und politischen Entscheider brauchen zusätzlich zu Analysen und Ex-
perteneinschätzungen »harte Daten«, in denen sich die Kriminalitätswirklich-
keit verlässlich widerspiegelt. Zudem kann nur dann, wenn ausreichend Er-
kenntnisse über die Phänomenologie von Delikten vorhanden sind, eine
spezifisch darauf ausgerichtete Prävention und Strafverfolgung stattfinden.

Weder die Wirtschaft oder andere am E-Commerce Beteiligte noch die Polizei
allein können die im Projekt aufgezeigten Probleme in den Griff kriegen. Po-
lizeiliche Kompetenz etwa muss, wenn sie zu Ermittlungserfolgen geführt
hat, ihre konsequente Fortsetzung finden in justizieller Kompetenz. Die mit
einschlägigen Fällen der Internet- beziehungsweise E-Commerce-Krinünali-
tät befassten Staatsanwälte und Richter müssen die oft komplexen, hochtech-
nischen und rechtlich schwierigen Fragestellungen richtig einordnen und
würdigen können. Insbesondere im Bereich der Beweismittel muss Wert auf
ein hochentwickeltes Qualitätsmanagement gelegt werden, denn sie sind
schwer zu erlangen und schwer zu deuten, aber leicht zu manipulieren.

Fazit
Die von der Strategischen Kriminalitätsanalyse im Bundeskriminalamt
durchgeführte Untersuchung zu Kriminalität im Zusammenhang mit Electro-
nic Commerce möchte sicherlich eines nicht: dazu beitragen, dass die sich ent-
wickelnde Situation überdramatisiert wird. Im Ergebnis lässt sich allerdings
feststellen, dass die Gefährdungspotenziale keinesfalls wegdiskutiert oder
schöngeredet werden sollten. Die mittlerweile bereits eingetretenen »Irritatio-
nen« mit zum Teil hohen Begleitschäden legen nahe, sich auch auf der Ebene
politischer und polizeilicher Verantwortlicher dem Untersuchungsgegen-
stand verstärkt zuzuwenden und Weg weisende Entscheidungen zu treffen,
ohne die eine Umsetzung aufgezeigter Lösungsansätze nicht den Schwung er-
halten kann, den sie nach Auffassung der am Projekt Beteiligten dringend be-
nötigt.

68



Anmerkungen
1 Zu Zielen und Arbeitsweise der Strategischen Kriminalitätsanalyse Dinchen Franziska

Stübert: Strategische Kriminalitätsanalyse im BKA. Kriminalistik 6/99, 5. 379-383; Ha-
rald Arm: Mit dem Wissen der Gegenwart vorbeugend die Zukunft gestalten. POLIZEI-
heute 4/99, S. 115-118.

2 Strategische Kriminalitätsanalyse im Bundeskriminalamt: Electronic Cominerce. Markt
der Zukunft -auch für Kriminelle? Informationen aus dem Kriminalistischen Institut, he-
rausgegeben vom Bundeskriminalamt. Wiesbaden 1999 (Projektabschiussbericht mit An-
lagen).

3 Dem Projekt lag folgende Definition für Electronic Commerce zu Grunde: E-Commerce
ist die Geschäftsabwicklung im Internet. Grundmodell ist die klassische Dreiecksbezie-
hung zwischen einem Anbieter, einem Verbraucher und einem Kreditinstitut, über das
die Bezahlung abgewickelt wird. Umfasst sind alle Vorbereitungen, die zu treffen sind,
um am E-Commerce teilnehmen zu können, sowie der gesamte Geschäftsablauf. Von
E-Commerce wird auch gesprochen, wenn nur ein Teil des Geschäftes via Netz vollzogen
wird. Zur Komplexität des Systems Internet-Ökonomiüe vgl. etwa Ben Goertzel, John Prit-
chard: Für eine Hand voll tausendstel Cent. Frankfurter Allgemeine Zeitung vom
17. 3. 2000, S. 53.

4 Aus Anzeigen von Software-Firmen.
5 Als Beispiele und Beleg hierfür werden inmmer wieder der Buch- und der Tonträgerhan-

del ins Feld geführt. Viele Autoren und Künstler vertreiben ihre Werke bereits direkt über
das Internet. Mit der Verbreitung elektronischer Nachrichtenmedien wachsen zudem
entsprechende Befürchtungen bei den herkömmlichen Printmedien.

6 Hierzu gehören etwa die Distributed Denial of Service-Angriffe auf Internet-Dienste im
Februar und die Verbreitung von E-Mail-Viren (»1 love you«, »New Love«, »Resume-Ja-
niet Simnons«) zuletzt im Mai dieses Jahres, zu denen viele Experten die Auffassung ver-
treten, dass sie erst die Vorboten für weitaus gefährlichere Attacken darstellen, mit denen
nicht nur das Vertrauen in den elektronischen Handel nachhaltig gestört werden könnte.

7 Vgl. dazu etwa Peter Wiedemann: Tatwerkzeug Internet. Kriminalistik 4/00, S. 229-239;
Hintergrundpapier »internet-Sicherheit - die Achillesferse des E-Commerce-Zeitalters«
der Software-Firma Symantec (Deutschland) GmbH, http://www.symantec.de

8 Vgl. dazu z. B. Bernd Schöne: Gefahr durch undichte Stellen im Netz der Berater. Die Welt
vom 29. 5. 2000, S. 35.

9 Dazu Marit Köhntopp, Kristian Köhntopp: Datenspuren im Internet. Computer und
Recht 4/2000, 5. 248-257.

10 Beispiele sind Gründungen virtueller Fantasie-»Fürstentümer« wie Sealand (Axel Veiel:
Betrügerisch, unbürokratisch und bürgernah. Frankfurter Rundschau vom 13.4.2000,
5. 42) oder des »Königreich von Melchizedek« (»Melchizedeks Diplomaten haben schon
viele reingelegt<>, Frankfurter Rundschau vom 11. 12. 1998).

11 Darauf deuten entsprechende Untersuchungen von Meinungsforschungsunternehmen
hin, deren Ergebnisse sich auf vielen E-Commerce-relevanten Seiten im Internet einsehen
lassen

12 Die für die Attacken auf Internet-Dienste (vgl. Anmn. 6) verantwortlich gemachten Hacker
stammen von den Philippinen, wo es kein Gesetz gegen Computersabotage gibt. interes-
santerweise plädierte darauf hin der philippmnische Handelsminister dafür, die aus den
Attacken ersichtliche Kreativität zu nutzen, um für einhelimische (Anti-Viren-)Software-
Hersteller zu werben; »Computerviren als Beleg für Kreativität nutzbar«, Frankfurter
Rundschau vom 17. 5. 2000, 5. 38. Einen Querschnitt zur Rechtslage vermittelt Joachim
Jahn: Die Elektrifizierung des Rechts. Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 229. 5. 2000,
5. 17; vgl. auch Bernd Lutterbeck: Globalisierung des Rechts - am Beginn einer neuen
Rechtskultur? Computer und Recht 1/2000, S. 52-60, sowie Bodo Meseke: Ermittlungen
im Internet - Positionen und Dissonanzen. Kriminalistik 4/2000, 5. 245-249.

13 Zu den beabsichtigten Formen der Kooperation zwischen Polizei und Providern vgl. die
Gemeinsame Erklärung der Teilnehmer der Informationsveranstaltung »Bekämpfung
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der Kriminalität im Internet« am 15. und 16. Februar 2000 im Bundeskriminalamt Wies-
baden, einzusehen unter http ://www.bka.de/aktuell/agenda98/gemneüisamee.html

14 Während der Projektdurchführung wurde von den Experten die Gefahr gesehen, dass
§ 12 FAG Ende 1999 entfällt. Die Gültigkeit wurde zwischenzeitlich bis Ende 2001 verlän-
gert, so dass eine Rechtslücke hier zunächst nicht zu befürchten ist. Zum TKG vgl. auch
Falk Peters: Einfluss der 1K-Regulierung auf die Kommunikationsgesellschaft. Compu-
ter und Recht 4/2000, 5. 257-260.

15 Entsprechende Überlegungen werden auch in Deutschland zwischenzeitlich nach den
Virusattacken auch auf E-Commerce-Unternehmen angestellt: »Verbreitung von Compu-
terviren soll strafbar werden«, Welt am Sorntag vom 7. 5. 2000, S. 4.

16 Im Mal 2000 hat der Rat der Justiz- und Innenminister der EU ein Rechtshilfeabkommen
unterzeichnet, das die geregelte Kooperation bei der Bekämpfung von Computerkrinii-
nalität beschleunigen soll.

17 Zu Kompetenzfragen »Industrie gegen Cyber-Polizei«, Die Welt vom 17.5.2000, 5. 13;
»Internet-Kriminalität: Die Schlapphüte bringen's nicht«, SPIEGEL ONLINE am
8. 5. 2000.

18 So z. B. über die Einführung des Gütesiegels »Trusted Shops<• eines Beteiligungsunter-
nehmens der Gerling-Gruppe.

19 Zu digitaler Signatur vgl. Richtlinie 1999/93 /EG des Europäischen Parlaments und des
Rates, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften vom 10. 1. 2000.
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Einschatzungen zur Korruption in
Polizei, Justiz und Zoll
Ein gemeinsames Forschungsprojekt des Bundeskriminalamtes und der Polizei-
Führungsakademiel

Robre isckowitz Heike Brh, oan ies

Die vom Bundeskriminalamt und der Polizei-Füihrungsakademie vorgelegten
empirischen Ergebnisse des Forschungsberichtes »Einschätzungen zur Kor-
ruption in Polizei, Justiz und Zoll« beruhen auf einer gemeinsam durchge-
führten Untersuchung, die sich inhaltlich und methodisch an die 1995 in
der BKA-Forschungsreihe veröffentlichte Studie »Korruption - hinnehmen
oder handeln?« von Vahlenkamp und Knauß zur Korruption in der gewerb-
lichen Wirtschaft und öffentlichen Verwaltung anschließt. Ausschlaggebend
für die Auseinandersetzung mit der Korruptionsthematik in den eigenen Rei-
hen war das Bestreben, den Blick nicht nur auf andere, sondern auch auf die
»eigenen« Institutionen zu richten, mit dem Ziel, ein empirisch abgesichertes
Grundlagenwissen zu erarbeiten. Der Mangel an empirischen Untersuchun-
gen zur Erforschung der Korruption wurde in Deutschland allgemein beklagt,
da es, anders als im angelsächsischen Sprachraum, bisher keine größer ange-
legten empirischen Studien zu demIThema gab, mit der Folge, dass zwar re-
lativ viel über »polizeiliches Fehlverhalten« diskutiert, aber wenig ausrei-
chend empirisch belegt worden ist.

Die Untersuchungsmethoden
Kernstück und Hauptdatenquelle des Projektes bildet eine bundesweite
schriftliche Befragung, die im Sommer 1997 stattfand. Die hohe Rücklauf-
quote von 86 % (N = 770) sowie die gewonnenen Erfahrungen während des
Projektverlaufes zeigen, dass man sich seitens der Institutionen und der Be-
diensteten einer Beschäftigung mit dem Thema nicht verweigert und dass
das Thema Korruption ernst genommen wird. Ergänzt werden die Ergebnisse
dieser Befragung durch die Analyse von 38 Strafakten, 85 Interviews mit Po-
lizeibeamten, Staatsanwälten, Richtern, Zollbediensteten und Justizvollzugs-
beamten sowie einer weiteren schriftlichen Befragung von Teilnehmern an
Fortbildungsveranstaltungen der PFA. Die im Folgenden dargestellten Ergeb-
nisse der bundesweiten schriftlichen Befragung geben im Wesentlichen sub-
jektive Einschätzungen der Befragten zum Thema Korruption in ihren Institutio-
nen wieder, aus denen sich in der Summe ein qualitatives Stimmungsbild für die
einzelnen Institutionen gewinnen lässt.

1 November 1999.
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Die Untersuchungsgruppen
Der aus 15 Fragen bestehende Fragebogen der bundesweiten schriftlichen Be-
fragung richtete sich an Bedienstete der Schutz- und Kriminalpolizeien der
Länder, des Bundesgrenzschutzes und des Bundeskriminalamtes sowie an
Staatsanwälte, Strafrichter, Justizvollzugsbedienstete und Bedienstete der
Oberfinanzdirektionen sowie des Zollkriminalamtes. Von den Befragten stellt
die Polizei mit 582 Beantwortern (76,6 %) den größten Anteil, gefolgt von 89
Beantwortern aus der Justiz (11,7 %) und 85 Beantwortern vom Zoll (11,2 %).
Während bei der Polizei alle Bundesländer in die Untersuchung einbezogen
waren, beschränkte sich die Erhebung bei der Justiz auf die alten Bundeslän-
der ohne Bayern und auf Brandenburg.

o Im Zuge der globalen Ökonomisierung der Lebensverhältnisse und Dere-
gulierung normativer Rahmnenbedingungen verlangt das Thema »Kor-
ruption« mit Recht erhöhte Aufmerksamkeit.

* Die hohe Rücklaufquote von rund 86 %, die Auswertung der Ergebnisse
und die Vielzahl der bereits umgesetzten Maßnahmen zur Korruptionsbe-
kämpfung lassen erkennen, dass die Bereitschaft zu einer sachlichen Be-
schäftigung und selbstkritischen Aufmerksamkeit im Umgang mit dem
Thema Polizeikorruption in den Untersuchungsgruppen vorliegt.

* Korruption ist nicht das zentrale Problem der Strafverfolgungsbehörden.
Gegenüber Organisations- und Führungsproblemen im Verbund mit
einer problematischen Behördenkultur stellt sie vielmehr ein Sekundär-
problem dar.

Etwa die Hälfte der Beantworter der bundesweiten schriftlichen Befragung
übt Füihrungsfunktionen aus, etwa ein Viertel Sachbearbeiterfunktionen
und das verbleibende Viertel nimmt beide Funktionen gleichermaßen wahr.
Die Mehrzahl der Probanden besitzt eine große Berufserfahrung. Uber 88 %
von ihnen blicken auf mehr als 15 Dienstjahre zurück. Darüber hinaus haben
19,6 % von ihnen Erfahrung als Beauftragte für Disziplinarverfahren, 38,7 %
verfügen über Erfahrung bei der OK- und 23,1 % über Erfahrung bei der Kor-
ruptionsbekämpfung.

Die Arbeitsdefinition »Korruption«
Um unterschiedlichen Auffassungen zum Korruptionsbegriff entgegenzu-
wirken, war dem Fragebogen eine Arbeitsdefinition beigefügt, die die folgen-
den Merkmale umfasst:
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(1) Missbrauch eines öffentlichen Amtes in Form von Gesetzesverstößen
oder Missachtung von Dienstvorschriften

(2) zugunsten eines Dritten

(3) auf dessen Veranlassung oder aus Eigeninitiative

(4) zur Erlangung eines Vorteils für sich oder einen anderen

(5) mit Eintritt eines Schadens oder Nachteils im Zusammenhang mit der
Aufgabenwahrnehmung der Polizei, der Justiz oder des Zolls.

Der Begriff »Korruption« im Sinne dieser Untersuchung ist bewusst weit ge-
fasst und auf eine strafrechtliche Ausprägung wurde verzichtet. Das Ziel be-
stand vielmehr darin, Lebenssachverhalte im dienstlichen Umfeld in ihrer
ganzen Komplexität mit einzubeziehen, um eine Annäherung an die Grau-
zone zwischen noch angemessenem und bereits schädlichem Verhalten zu er-
möglichen.

Untersuchungsergebnisse

Einschatzungen zum Ausmaß der Korruption
Für die Bediensteten stellt sich das Ausmaß der Korruption in den Untersu-
chungsgruppen unterschiedlich dar (s. Schaubild 1)., Im Unterschied zur
Schutz- und Kriminalpolizei sowie zum Zoll und dem Justizvollzug sehen
sich die Staatsanwälte und Strafrichter deutlich weniger von Korruption be-
troffen. Über dreiviertel der Strafrichter (77,4 %) sind der Meinung, dass Straf-
gerichte nicht von Korruption betroffen sind. Die Bediensteten der anderen
Untersuchungsgruppen sehen ihre Institution mehrheitlich als eher gering be-
troffen an. Immerhin halten sich bei Schutz- und Kriminalpolizei sowie beim
Zoll und den Justizvollzugsanstalten zwischen 16,5 % und 20,4 % der Befrag-
ten für eher stark betroffen. Der Anteil derjenigen jedoch, die sich als sehr
stark betroffen einschätzen, fällt dagegen kaum ins Gewicht.
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Dieses auf Selbsteinschätzungen beruhende Bild ändert sich nur teilweise,
wenn anstelle der Selbsteinschätzungen die Fremdeinschätzungen betrachtet
werden. Unter Fremdeinschätzungen wird dabei die Einschätzung der Korrup-
tionsbetroffenheit einer Untersuchungsgruppe verstanden, der man nicht
selbst angehört. Festgestellt werden kann, dass die befragten Bediensteten
bei der Fremdeinschätzung grundsätzlich immer von einer stärkeren Korrup-
tionsbetroffenheit einer Untersuchungsgruppe ausgehen, als die sich selbst-
einschätzenden Angehörigen dieser Gruppe. Die Rangfolge der Untersu-
chungsgruppen bleibt aber bei Selbst- und Fremndeinschätzung im Wesent-
lichen gleich; allerdings gilt in der Fremdeinschätzung der Justizvollzug als
am stärksten von Korruption betroffen, obwohl dessen Bedienstete sich in
der Selbsteinschätzung mit Polizei und Zoll auf einem ähnlichen Niveau ein-
ordnen.

Bei der Interpretation der Ergebnisse muss berücksichtigt werden, dass keine
Aussagen über die Verbreitung und Häufigkeit von Korruptionsfällen ge-
macht werden. So war es zum Beispiel nicht Ziel der Studie festzustellen,
wie viel Prozent der Bediensteten der betrachteten Untersuchungsgruppen
während eines zeitlich exakt definierten Berichtszeitraumes wegen korrupti-
ver Handlungen aufgefallen sind. Weder wird ein Lagebild erstellt, noch eine
Dunkelfelduntersuchung durchgeführt. Wiedergegeben werden relativ globale
Einschätzungen der Bediensteten zum Ausmaß der Korruption.

Lagebilder zur Korruption werden seit 1995 vom Bundeskriminalamt erstellt.
Sie liefern zusammen mit den Angaben in der Polizeilichen Kriminalstatistik,
der Strafverfolgungsstatistik und den Angaben des Bundesdisziplinaranwal-
tes ein präzises quantitatives Bild der Korruption im Hellfeld. Insbesondere
aus dem Lagebild wird deutlich, dass die staatlichen Strafverfolgungsbehör-
den im Hellfeld relativ wenig mit Korruption belastet erscheinen. So sind 1996
96 Verfahren gegen Polizeibeamte, 13 gegen Bedienstete von Justizvollzugs-
anstalten und ein Verfahren gegen Bedienstete der Zoll- und Steuerverwal-
tung eingeleitet worden. Auffällig ist dabei nicht nur, dass der Anteil der Po-
lizeibeamten an den Nehmern lediglich 4,3 % betrug, sondern vor allem, dass
es sich in 72 von den 96 Fällen, in die Polizeibeamte involviert waren, um Fälle
mit nicht tatbereiten Nehmern handelte, das heißt um Fälle, die von den Po-
lizeibeamten selbst angezeigt worden sind.

Eine Beeinträchtigung der Arbeit im Falle von Korruption nehmen bei der bun-
desweiten Befragung noch am ehesten die Bediensteten der Kriminalpolizei
und der Justizvollzugsanstalten an. Ein gewichtiger Prozentanteil von ihnen
(Kriminalpolizei 39,3 % und Justizvollzug 56,7 %) gibt an, dass die Arbeit im
unmittelbaren Umfeld der Korruption fühlbar beeinträchtigt wird. Dem steht
die Reaktion der Bediensteten der anderen Untersuchungsgruppen gegen-
über, bei denen mindestens 50 % der Ansicht sind, dass keine oder nur eine
unwesentliche Beeinträchtigung der Arbeit registriert wird.
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Erscheinungsformen und Methoden der Korruption
Die Betrachtung von Fallbeispielen aus den verschiedenen Untersuchungs-
gruppen zeigt, dass die Erscheinungsformen der Korruption sehr vielfältig
sind und einfallsreich ausgestaltet werden. Auf die Frage, in welcher Form
(»überwiegend spontan« oder »überwiegend systematisch«) korrumptive Einfluss-
nahmen auf die Untersuchungsgruppen erfolgen, antwortet jeweils der über-
wiegende Anteil der Befragten aus den Untersuchungsgruppen, dass sie beides
gleichermaßen für zutreffend halten. Von den übrigen Beantwortemn der Polizei
und des Zolls glaubt die Mehrheit an überwiegend spontane Bestechungsversuche
gegenüber längerfristig geplanten. Die Staatsanwälte und Strafrichter sehen
beide Formen gleich stark vertreten und im Antwortverhalten der Justizvollzugs-
bediensteten liegt ein leichtes Übergewicht in der Erscheinungsform der systema-
tischen Einflussnahme im Verhältnis zum Auftreten der spontanen Korruption.

Das Verhältnis zwischen Geber und Nehmer in Fällen systematischer Korruption
wird von dein Untersuchungsgruppen Polizei, Zoll und Staatsanwaltschaf-
ten/Strafgerichten überwiegend als »enges, persönliches Verhältnis/persön-
liche Kontakte« beschrieben. Der Justizvollzug geht dagegen davon aus, dass
dieses Verhältnis in den meisten Fällen durch eine »Abhängigkeit in Form der
Erpressbarkeit« bestimmt ist. Dabei findet die Kontaktaufnahme, der Erstkon-
takt zwischen Geber und Nehmer, nach Auffassung der meisten Inter-
viewpartner, vor einem dienstlichen Hintergrund statt. Auch bei der Akten-
analyse überwiegen die Sachverhaltsschilderungen, bei denen die Kontakt-
aufnahmne im dienstlichen Bereich lag.

Bei der Beurteilung der Tatinitiative bei den Tatbeteiligten herrscht große Ei-
nigkeit zwischen den einzelnen Untersuchungsgruppen. Die große Mehrheit
der Befragten glaubt, dass die Tatinitiative überwiegend vom Einflussnehmer (Ge-
ber) ausgeht. Ca. 30 % können hier keine Gewichtung vornehmen und nur
2,1 % halten es für wahrscheinlich, dass die Initiative in Form einer Forderung
oder Erwartungshaltung überwiegend vom Bediensteten ausgeht. Alle Unter-
suchungsgruppen schätzen die spontane Bereitschaft des Bürgers, Bediens-
tete staatlicher Kontroll- und Strafverfolgungsorgane zu bestechen, um da-
durch Vorteile zu erlangen oder Nachteile abzuwenden, überwiegend als »re-
lativ gering« ein.

Um eine reale Vorstellung davon zu erhalten, welche Arten von Zuwendun-
gen überhaupt eine Rolle spielen, wurden die Probanden mit der Frage kon-
frontiert, welche gewährten Vorteile (auch für Dritte) sie in ihrem dienstlichen
und privaten Umfeld bereits tatsächlich registriert haben. In der Gesamtschau
überwiegen bei den Vorteilszuwendungen Geldzahlungen und Warengeschenke,
wobei geringwertige wie zum Beispiel Kugelschreiber und Kalender ausge-
nommen waren.

Hinter den Motiven der Einflussnehmer vermuten die Teilnehmer der bundes-
weiten Befragung insgesamt hauptsächlich das Anstreben materieller Vorteile,
das Vermeiden von Kontrollen und Überprüfungen sowie ein Abhängigkeitsverhält-
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nis zwischen Geber und Nehmer. Die Betrachtung der einzelnen Untersuchungs-
gruppen lässt erkennen, dass die getroffenen Einschätzungen je nach Aufga-
benstellung der befragten Untersuchungsgruppen leicht variieren.

Ursachen der Korruption
Die Auswertung der Untersuchungsergebnisse zu den Ursachen von Korrup-
tion verdeutlicht, dass es aus Sicht der Befragten die zentrale Ursache für Kor-
ruption - besser sollte man von verursachenden beziehungsweise fördernden
Faktoren reden - nicht gibt, sondern Korruption - im Gegenteil - multikausal
erklärt werden muss. Dienlich bei einer multikausalen Erklärung erscheint
die Zuordnung korruptionsverursachender und -fördernder Faktoren zu
drei Analyseebenen: der Ebene der Gesamtgesellschaft, der Institution bzw.
Behörde und des Individuums.

Für zwei Ursachen kann eine große Ubereinstimmung zwischen den Bediens-
teten der verschiedenen Untersuchungsgruppen festgestellt werden: dem
»Werteverfall in der Gesellschaft« und der »fehlenden Vorbildfunktion von Füh-
rungskräften und Vertretern der Politik« (s. Schaubild 2). Bis auf die Strafrichter
und Staatsanwälte, von denen mit 49,2 % etwas weniger als die Hälfte der Be-
fragten die fehlende Vorbildfunktion als dominant ansehen, stimmen in allen
anderen Untersuchungsgruppen mehr als die Hälfte der Probanden bezüg-
lich der Dominanz dieser beiden Ursachen überein, wobei nur beim Zoll die
fehlende Vorbildfunktion vor dem »Werteverfall« rangiert.

* Die Bediensteten der einzelnen Untersuchungsgruppen sehen sich unter-
schiedlich stark von Korruption betroffen. Am wenigsten betroffen schät-
zen sich die Strafrichter gefolgt von den Staatsanwälten ein. Dagegen ge-
hen die Bediensteten der Kriminal- und Schutzpolizei sowie des Zolls und
des Justizvollzugs von einer etwas stärkeren Belastung ihrer Institutionen
aus.

* Vorkommnisse und Auffälligkeiten, die als Korruptionsanzeichen gedeu-
tet werden können, sind von einer Mehrheit der Befragten zumindest ein-
mal im Laufe ihrer Berufskarriere registriert worden. Nur etwa 13 % ha-
ben keine Auffälligkeiten angegeben.

* Die relative Mehrheit der Befragten (40,3 %) geht davon aus, dass Fälle der
situativen und der systematischen Korruption gleichermaßen häufig auf-
treten. 25,7 % glauben, dass die korrumptiven Einflussnahmen »überwie-
gend spontan, aus der Situation heraus« geboren werden und für 19,8 %
geht diesen eine »längere Planung« beziehungsweise ein »Anfüttern« vo-
raus.

* Die Angaben über tatsächlich bekannt gewordene Vorteilszuwendungen
beziehen sich überwiegend auf Geldzahlungen und Warengeschenke.
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•Korruption ist ein multikausales Phänomen, das sich aus einer Vielzahl
von Kausalfaktoren erklären lässt. An erster Stelle werden »Werteverfall
in der Gesellschaft« und »fehlende Vorbildfunktion von Führungskräften
und Vertretern der Politik« genannt. Generell besteht die Tendenz, die Ur-
sachen für Korruption entweder kulturkritisch in gesamtgesellschaft-
lichen Entwicklungen oder personalisierend in Defiziten einzelner Be-
diensteter zu suchen.

* Als Risikofaktoren kristallisieren sich Faktoren heraus, die zu einem guten
Teil mit Korrelaten kriminellen Verhaltens übereinstimmen, die aus der
kriminologischen Karriereforschung bekannt sind. Dazu zählen Sucht-
probleme ebenso wie auffälliges Finanzgebaren, problematische Sozial-
kontakte, Schwierigkeiten mit der beruflichen Rollenerfüllung und di-
verse Persönlichkeitseigenschaften.

* Die Bedeutung von Korpsgeist steht nicht zweifelsfrei fest. Es scheint je-
doch, dass Korpsgeist eher als »Bekämpfungshernm-nis« denn als Korrup-
tionsursache gesehen wird.
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Schaubild 2: Korruptionsursachen und korruptionsfordernde
Faktoren

Frage: Weiche behördeninternen Korruptionsursachen und korruptionsbegüns-
tigenden Faktoren halten Sie für dominant?
(Persönliche Einschätzung / Bewertung)

Schutzpolizei Kriminalpolizei Zoll

Werteverfall i. d. Werteverfall i.d. Gesell- Fehlende Vorbildfunktion
Gesellschaft schaft (60,0 %)

(60,2 %) (64,6 %) Werteverfall i.d.
Fehlende Vorbildfunktion Fehlende Vorbildfunktion Gesellschaft

(51,0 %) (54,1 %) (57,6 %)
Finanzielle Probleme Fehlende Sensibilisie- Labilität!/ Naivität

(37,8 %) rung (40,0 %)
Labilität/ Naivität (36,9 %) Unzureichende Kontrolle

(34,1 %) Finanzielle Probleme (37,6 %)
Fehlendes Unrechts- (34,2 %) Fehlende Sensibili-

bewusstsein Unzureichende Kontrolle sierung
(33,7%) (33,6 %) (37,6 %)

StA / Gerichte Justizvollzug

Werteverfall i. d. Werteverfall i. d.
Gesellschaft Gesellschaft

(62,7%) (56,7%)
Fehlende Vorbildfunktion Fehlende Vorbildfunktion

(49,2 %) (53,3 %)
Hoher Lebensstandard Finanzielle Probleme

(44,1 %) (46,7%)
Unzureichende Kontrolle Labilität / Naivität

(40,7%) (46,7%)
Organisatorische Fehlende Sensibil-

Mängel isierung
(32,2 %) (40,0 %) _ _ _ _ _ _ _ _
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Als weitere relevante Faktoren gelten die folgenden:

* finanzielle Aspekte

• fehlende I)ienst- und Fachaufsicht, fehlende Kontrollen

* fehlende Sensibilisierung für korruptive Sachverhalte

* Labilität, Leichtfertigkeit, Naivität.

Fasst man die Ergebnisse zusammen, wird deutlich, dass die Ursachen der
Korruption zuerst im gesamtgesellschaftlichen und danach im persönlichen
Bereich gesehlen werden. Faktoren, die der institutionellen Ebene zuzurech-
nen sind, folgen nachgeordnet.

Generell lässt sich eine gesellschafts- beziehungsweise kulturkritische und
personalisierende Tendenz des Antwortverhaltens erkennen. In erster Linie
sind es gesamtgesellschaftliche Entwicklungen, auf die wenig Einfluss ge-
nommen werden kann, oder menschliche Schwächen - insbesondere in Ver-
bindung mit finanziellen Problemnlagen -, die für das Vorkommen von Kor-
ruption verantwortlich gemacht werden. Institutionelle Faktoren, das heißt
Faktoren, die sich auf die Organisation der Behörde und die Behördenkultur
beziehen, geraten noch am ehesten aus einer Kontrollperspektive ins Blick-
feld, wobei das Hauptaugenmerk auf »äußeren« und nicht auf »inneren Kon-
trollen« - innere im Sinne der moralischen Instanz des »über-Ichs« - liegt. Am
deutlichsten wird diese Einschätzung bei der Einstufung des Faktors »feh-
lende Dienst- und Fachaufsicht, unzureichende Kontrollen«. Ersichtlich
wird aber auch, dass der fehlenden Sensibilisierung für korruptive Sachver-
halte durchaus eine ganz erhebliche Bedeutung als Korruptionsursache beige-
messen wird.

Korruption und Organisierte Kriminalität
Um Aufschluss über den Zusammenhang zwischen Korruption und Organi-
sierter Kriminalität (OK) zu bekommen, wurden den Probanden mit Erfah-
rung in der Bekämpfung der OK (N = 296) fünf Thesen zur Beantwortung an-
geboten. Dabei hat sich gezeigt, dass die große Mehrzahl der Befragten
(84,7 %) Korruption als eine häufig vorkommende Begleiterscheinung der Or-
ganisierten Kriminalität sieht, die jedoch kaum verifiziert werden kann. So
sind 87,7 % von ihnen zudem der Ansicht, dass zwar oftmals bestimmte Indi-
katoren auf einen Zusammenhang von Organisierter Kriminalität und Kor-
ruption schließen lassen, dieser aber meist nicht ausreichend bewiesen und
somit nicht statistisch messbar gemacht werden kann.

Der Behauptung, dass eine korruptive Einflussnahme ein Hauptanliegen der
organisierten Straftäter bildet, wird seitens der Befragten nur teilweise zuge-
stimmt. Lediglich 22,4 % bejahen die These, der zufolge die korruptive Ein-
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flussnahme auf Bedienstete der staatlichen Kontroll- und Strafverfolgungsor-
gane zu den vordringlichen Anliegen organisierter Straftäter zählt. Etwa ein
Fünftel (22,4 %) lehnt die These ab und 71,4 % sehen sie als bereichsweise zu-
treffend an.

Eine ähnliche Tendenz kommt auch bei der Beantwortung der vierten These
zum Ausdruck, die besagt, dass die Organisierte Kriminalität über Interna
und Vorhaben der Kontroll- und Strafverfolgungsorgane durch die Nutzung
korruptiver Kontakte immer aktuell informiert sei. Nur 11,6 % stimmen dieser
These zu, 17,2 % lehnen sie gänzlich ab und 71,2 % halten sie für bereichsweise
zutreffend.

Während sich bei den ersten vier Thesen die Befragten der einzelnen Untersu-
chungsgruppen in ihrem Antwortverhalten nur graduell unterscheiden, dif-
ferieren die Einschätzungen bei These fünf ganz erheblich. Dass infolge des
Eindringens ausländischer OK-Tätergruppierungen die korruptive Einfluss-
nahme auf Bedienstete staatlicher Kontroll- und Strafverfolgungsorgane zu-
genommen hat, findet - werden alle Beantworter betrachtet - die Zustim-
mung von 31,3 %; dagegen sind 20,4 % nicht dieser Meinung und 48,3 % halten
die Behauptung für bereichsweise zutreffend. Konträre Auffassungen treten
bei Staatsanwälten und Strafrichtern auf der einen und dem Zoll auf der an-
deren Seite zu Tage. So stimmen nur 15,4 % der Staatsanwälte und Strafrichter,
aber 52,9 % der Beantworter aus dem Zoll der These zu. Abgelehnt wird sie -
umgekehrt - von 46,2 % der Staatsanwälte und Strafrichter, aber nur von 5,9 %
der Zollbeamten. Der Rest hält die These wiederum für bereichsweise zutref-
fend.

Insgesamt gesehen stehen die Staatsanwälte und Strafrichter den fünf im Fra-
gebogen angebotenen Thesen über den Zusammenhang zwischen Korruption
und OK noch am kritischsten gegenüber. Ihr Grad an Zustimmung liegt in der
Regel unter dem der anderen Untersuchungsgruppen, weicht aber - bis auf
die letzte These - nicht grundsätzlich von den Antworten der anderen Grup-
pen ab.

Auffülligkeiten, Indikatoren und Taterprofile
Ein weiterer Fragenkomplex des Fragebogens zielt auf die Erfassung ver-
schiedener Vorkommnisse und Auffälligkeiten im dienstlichen und privaten
Umfeld der Probanden ab, die als Korruptionsanzeichen beziehungsweise In-
dikatoren für Korruption gedeutet werden können. Auf die Aufforderung
hin, nur die Vorkommnisse und Auffälligkeiten zu benennen, die ihnen tat-
sächlich im Laufe ihrer Dienstzeit bekannt geworden sind, haben 12,9 % keine
und komplementär 87,1 % der Teilnehmer an der bundesweiten Befragung
mmndestens eine Auffälligkeit angegeben. Hervorgehoben werden sollte,
dass der Anteil derjenigen, die mehr als zehn verschiedene Auffälligkeiten an-
gekreuzt haben, mehr als ein Viertel aller Befragten ausmacht.
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Die Betrachtung der am häufigsten angegebenen Vorkommnisse und Auffäl-
ligkeiten bei der Strafverfolgung, im Strafvollzug, den sonstigen hoheitlichen
Aufgabenwahrnehmungen und im Verhalten sowie Umfeld des Bediensteten
ergibt folgendes Bild:

Für den Bereich der Strafverfolgung werden inhaltlich

o der »Verrat von Dienstgeheimnissen«,

o das »Auffinden behördeninterner Unterlagen beim Straftäter« und

• das »Verschwinden von Akten und Aktenteilen«

als korruptionsbedeutsame Auffälligkeiten insgesamt am häufigsten ge-
nannt.

Die Bediensteten im Justizvollzug benennen für ihre Untersuchungsgruppe
die folgenden Auffälligkeiten am häufigsten:

* unangemessen vertrautes Verhältnis zwischen Strafgefangenen und Auf-
sichtspersonal

* Verfügbarkeit von Genuss- und Suchtmitteln

• unangemessene Gewährung von Bewegungsfreiräumen in der Haftanstalt.

Bei den Angaben zu den Unregelmäßigkeiten bei sonstiger hoheitlicher Aufgaben-
wahrnehmung ergeben sich für die Untersuchungsgruppen Polizei und Zoll
folgende Ergebnisse:

Für die Polizei:

* Abfrage von Dateien ohne ersichtlichen Grund

o Bevorzugung bestimmter Unternehmer bei der Erteilung von Aufträgen im
Rahmen dienstlicher Einsätze

* unerklärliche Misserfolge bei polizeilichen Einsätzen/Maßnahmen.

Für den Zoll::

* Oberflächlichkeit beziehungsweise Verzicht auf Grenz-, Waren-, Personen-
und Verkehrskontrollen

* großzügige Auslegung oder Ü-berschreitung des Ermessensspielraums;
»Übersehen« von Ubertretungen.

Weiterhin werden Auffälligkeiten im Verhalten beziehungsweise im Umfeld des Be-
diensteten thematisiert, wobei über den dienstlichen Bereich des einzelnen hi-
nausgegangen wird und Fragen des Lebensstils, der Lebensführung sowie
der Persönlichkeit der Bediensteten aufgegriffen werden. Zusammenfassend
dargestellt können folgende personale Faktoren eine erhöhte Korruptionsge-
fährdung indizieren:
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* Suchtprobleme;

o Probleme im Umgang mit Geld (auffällig hoher Lebensstandard, aber
auch ständiger Geldmangel/ Verschuldung);

* auffälliges Arbeitsverhalten, und zwar sowohl im Sinne eines dienst-
lichen Übereifers als auch eines Desinteresses;

* problematische Sozialkontakte (z. B. zu Straftätern, Hang zum Rotlichtmi-
lieu);

* Probleme mit der beruflichen Rollenerfüllung;

* problematische Persönlichkeitseigenschaften (z. B. Labilität).

Die hier gewonnenen Ergebnisse lassen sich mit den Ergebnissen der Frage
nach den am meisten gefährdeten Aufgabenfeldern zusammenführen und
zu einer »Gefährdungsübersicht« für die einzelnen Untersuchungsgruppen
kombinieren. Diese Zusammenführung kann als ein erster Schritt zur Erstel-
lung eines Indikatorenrasters beziehungsweise Früherkennungsinstrumentes
verstanden werden. Beispielhaft ist hier nur die Gefährdungsübersicht für die
Untersuchungsgruppe Polizei wiedergegeben:
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Schaubild 3: Gefahrdungsübersicht Polizei

Besonders gefährdete Auf gaben Felder

-* Verdeckte Ermittlungen/Führen von V-ersonen

-*Auskunfts- und Fahndungsdienst/Dateienführung/Aktenverwaltung

-*Ermittlungen/Durchführung von Strafverfahren

-*Aufgabenbereiche der Verwaltung mit unmittelbarer Auswirkung
auf hoheitliche Aufgabenwahrnehmungen (z. B. Ausstattung)

- Gefahrenabwehr/Streifendienst/Verkehrsüberwachung

Auffälligkeiten im Aufflligkeiten im
dienstlichen Bereich . , persönlichen Bereich

Strafverfogun -* Ausüben/Verheim-
-* Verrat von Dienst- lichen von Nebentätig-

geheimnissen keiten
-b Auffinden behörden- -* Desinteresse/»innere

interner Unterlagen Kündigung«
beim Straftäter

+ Verschwinden von Ak- -~private Kontakte zu
ten und Aktenteilen Straftätern

-* Vermeidung/Verzöge- Hn u olct
rugvon Strafverfol- milHngeum olct

gungsmaßnahmen
-*Suchtprobleme

sonstige hoheitliche -* häufige, dienstlich nicht
Aufgabenwahrnghmung erklärbare Kontakte zu

-* Dateienabfrage ohne bestimmten Unternehmern
ersichtlichen Grund -m-ständiger Geldmangel/

-* Bevorzugung bestimm- Verschuldung
ter Unternehmer (z. B.
Abschleppaufträge) -* enge, private oder

-b unerklärliche Miss- dienstliche Kontakte
erfolge bei polizeilichen zu Medienvertretern
Einsätzen/Maßnahmen

Die Ergebnisse der Untersuchung deuten aber andererseits darauf hin, dass es
ein einheitliches Täterprofil des »Korruptionstäters« nicht gibt. Sowohl der
Lebemann als auch der Biedermarnn kommen als »Korruptionstäter« in Be-
tracht. Um mehr Klarheit über Korruptionstäterprofile zu erhalten, bedarf
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es ebenso weiterer Forschungsbemühutigen wie bei der Ausdifferenzierung
der nur in Ansätzen umrissenen Gefährdungsübersichten. Vor zu großen Er-
wartungen sollte aber auch dann noch gewarnt werden: ein mechanistischer
Gebrauch von Indikatorenrastem wird mit Sicherheit zu einer Reihe falscher
Einschätzungen führen. Zu viele Faktoren lassen sich zweideutig auslegen,
entweder im positiven oder imn negativen Sinne.

Problembewusstsein und Abwehrbereitschaft von Beamten
Die Mehrheit der befragten Experten ist der Auffassung, dass der Sensibilisie-
rungsgrad beziehungsweise das Problembewusstsein unter den Bediensteten
»im Laufe der letzten Jahre« zugenommen haben. Allerdings wird die derzei-
tige Ausprägung der Sensibilität und des Problembewusstseins für korrup-
tionsrelevante Sachverhalte als noch nicht ausreichend angesehen.

Etwa ein Drittel der Befragten hält eine fehlende Sensibilisierung für korrup-
tive Sachverhalte für eine bedeutende behördeninterne Korruptionsursache
oder einen korruptionsbegiünstigenden Faktor. Welchen Stellenwert die Sen-
sibilisierung bei der Korruptionsprövention nach Ansicht der Experten jedoch
emnnehmen sollte, zeigt sich darin, dass 45,2 % der Polizisten, 66,7 % der Justiz-
vollzugsbeamten und 62,4 % der Zollbediensteten die »Sensibilisierung der
Mitarbeiter und die Ergänzung der allgemeinen Ausbildungsinhalte um korruptions-
relevante Themen« für den wichtigsten Bekämpfungsansatz überhaupt halten. Hin-
gegen sehen Staatsanwälte und Richter die Sensibilisierung zwar nicht als das
bedeutendste Mittel zur Korruptionsverhinderung an, halten sie aber immer-
hin mit 40,7 % für besonders wichtig. Dabei werden die persönliche Ansprache,
Gesprächsbereitschaft und -fähigkeit über Fragen der Dienstausübung und
Dienstgestaltung sowie das gelebte Vorbild allgemein als die wirksamste
Form der Sensibilisierung gesehen.

Um eine bessere Einschätzung darüber zu erhalten, wie in der Praxis auf eine
eventuelle Konfrontation mit korruptionsrelevanten Sachverhalten reagiert
wird und wie ausgeprägt sich die Abwehrbereitschaft in den Untersuchungs-
gruppen darstellt, wurde ein hypothetisches Fallbeispiel geschildert, in dem
ein junger Bediensteter nach seiner Ausbildung einer Dienststelle zugewiesen
wird, wo er nach kurzer Zeit feststellt, dass seine Kollegen wiederholt Zuwen-
dungen und Vorteile unterschiedlicher Art von örtlich ansässigen Geschäfts-
leuten annehmen. Er selbst wird zum Schweigen und Mitmachen aufgefor-
dert. Die Frage lautete, wie - nach Meinung der Experten - die meisten »Neu-
linge« in dieser Situation reagieren würden (s. Schaubild 4).
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Insgesamt 14 % aller Probanden glauben, dass der Sachverhalt in irgendeiner
Form gemeldet oder angezeigt würde. Die Mehrheit der Befragten (54,6 %)
wählte eine Antwort, bei der der Bedienstete den Sachverhalt nicht meldet, je-
doch versucht, die Kollegen vom Unrecht ihres Handelns zu überzeugen oder,
unter Angabe anderer Gründe, baldmöglichst die eigene Umsetzung bean-
tragt oder die Handlung duldet. Die übrigen 25,2 % der Beantworter glauben,
dass der »Neuling mitmachen werde, entweder aus Loyalität und Solidarität
zu den Kollegen, aus Furcht vor Repressalien oder ohne besondere Bedenken.

Allgemeine Bekampfungsansütze
Sowohl die meisten Teilnehmer an der bundesweiten Befragung (74,5 %) als
auch die meisten der interviewten Experten sehen ein gleichrangiges Neben-
einander von Prävention und Repression in großer Übereinstimmung zwi-
schen den einzelnen Untersuchungsgruppen als Grundlage für eine wirk-
same Korruptionsbekämpfung an.

Die folgenden drei Bekiimpfungsansätze werden von der Gesamtgruppe der Be-
fragten am häufigsten genannt:

* Sensibilisierung; Ergänzung der allgemeinen Ausbildungsinhalte
(47,5 %);

* Verbesserung der Dienst- und Fachaufsicht; Intensivierung der Kontrol-
len (34,3 %);

o Stärkung der Vorbildfunktion der Vorgesetzten und Ausbilder (33,1%).

Wird bei den Ergebnissen nach einzelnen Untersuchungsgruppen differen-
ziert, so zeigt es sich, dass Schutzpolizei, Justizvollzug und Zoll bei der Wahl ih-
rer Ansätze stärker auf korruptionspräventive Ansätze zurückgreifen. »Sensi-
bilisierung«, »Stärkung der Vorbildfunktion von Vorgesetzten und Ausbil-
demn« sowie die Durchführung von »Fortbildungsveranstaltungen zum
Thema Korruption« sollen dem Aufbau innerer Kontrollen - im oben erwähn-
ten Sinne eines moralischen »Uber-Ichs« - und der berufsethischen Persön-
lichkeitsentwicklung dienen.

Die Vertreter der Staatsanwaltschaften/Strafgerichte, aber auch die Befragten der
Kriminalpolizei setzen bei der Auswahl der Bekämpfungsansätze eher auf die
Einrichtung äußerer, repressiv wirkender Kontrollinstanzen. Empfehlungen
zur »Sensibilisierung der Bediensteten« folgen erst nachgeordnet. So bewertet
zum Beispiel die Kriminalpolizei die »Einrichtung von Spezialdienststellen/Er-
mittlungsgruppen für behördeninterne Ermittlungen« (44,7 %) als wichtigste Be-
kämpfungsmaßnahme vor der Sensibilisierung (43,5%). Staatsanwälte und
Strafrichter dagegen empfehlen vordringlich die drei folgenden Ansätze:
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o »Verbesserung der Dienst- und Fachaufsicht, Intensivierung der Kontrol-
len« (45,8 %);

* »Verpflichtung der Behörden zur Anzeigeerstattung bei Vorliegen eines
Anfangsverdachtes /Absage an die informelle Beilegung« (44,1 %) und

* »Verpflichtung des Bediensteten zur Meldung aller - auch strafloser -
Korrumpierungsversuche« (44,1 %).

Keine der genannten Antwortalternativen ist von mehr als der Hälfte der Be-
antworter einer Untersuchungsgruppe genannt worden. Auch ein Hinweis
darauf, dass es eine Patentlösung zur Bekämpfung der Korruption nicht ge-
ben dürfte. Vernünftig erscheint deshalb ein für die jeweilige Untersuchungs-
gruppe geeigneter »Mix« aus verschiedenen Ansätzen, der den jeweiligen
Rahmenbedingungen derselben, darunter vor allem den von den Bedienste-
ten benannten korruptionsverursachenden und korruptionsfördernden Fak-
toren Rechn-ung trägt.

Im Zusammenhang mit der Bewertung der verschiedenen Bekämpfungsan-
sätze sind die Probanden zusätzlich gefragt worden, was sie persönlich tun
können, um Korruption in ihrem Verantwortungsbereich beziehungsweise
dienstlichen Umfeld zu verhindern. Dabei lässt sich eine große Ubereinstim-
mung zwischen den Untersuchungsgruppen bei den beiden höchstbewerte-
ten Variablen feststellen: Eigenes vorbildliches, korrektes Verhalten (d. h. Unbe-
stechlichkeit signalisieren, sowie ein rigoroses Ablehnen jeglicher Geschenke
und Vorteilsangebote) mit 86,4% bis 100% Zustimmung in den Untersu-
chungsgruppen und eindeutige Sachverhalte melden; kein Decken in Verdacht ge-
ratener Kollegen mit 48,2 % bis 60,0 % Zustimmung werden beide als wirksame
Mittel des einzelnen zur Korruptionsvorbeugung angesehen.

Weiterführend ist abgefragt worden, ob die Bediensteten das rechtliche In-
strumentarium zur Korruptionsbekämpfung und dessen praktische Anwen-
dung zum Zeitpunkt der Abfrage (Frühsommer 1997) für ausreichend hielten.
Einige dieser Forderungen sind bereits im Gesetz zur Bekämpfung der Kor-
ruption vom 13. August 1997 umgesetzt worden.

Wie sich gezeigt hat, war die Mehrheit der Befragten in den Untersuchungs-
bereichen Schutzpolizeien der Länder, Bundesgrenzschutz, Bundeskriminal-
amt, Strafgerichte, Justizvollzug und Zoll der Auffassung, dass das rechtliche
Instrumentarium zum damaligen Zeitpunkt ausreichend war. Aus dieser
Gruppe mahnte aber jeweils der überwiegende Teil eine effektivere Nutzung
der rechtlichen Möglichkeiten an. Etwas anders fiel das Votum bei den Be-
diensteten der Krinminalpolizeien der Länder aus: fast die Hälfte der Befragten
(47,0 %) war der Ansicht, dass das Korruptionsrecht nicht ausreichte. Allein
den Staatsanwälten jedoch blieb es vorbehalten, das Korruptionsrecht mehr-
heitlich (57,7 %) als defizitär einzustufen.
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Aufgegliedert in die Themenkomplexe Strafrecht, Strafprozess- und Polizei-
recht sowie sonstige rechtliche Forderungen (Disziplinar-, Beamten-, Dienst-
recht u. a.) wurde denjenigen Probanden, die die damalige Rechtslage nicht
für ausreichend hielten, die Möglichkeit gegeben, rechtliche Forderungen an-
zugeben. Dies hat dazu geführt, dass vorrangig folgende Forderungen erho-
ben worden sind:

Strafrecht

* konsequente Abschöpfung erzielter Gewinne (Vermögensstrafe, erweiter-
ter Verfall);

• Erweiterung des Begriffs der Amtsträgereigenschaft gemäß § 11 StGB auf
alle Personen, die öffentliche Aufgaben wahrnehmen (Amts- und Mandats-
träger, Träger privatisierter Aufgabenbereiche);

• Straffreiheit beziehungsweise Strafrrunderung für aussagebereite Tater.

Strafprozessrecht/Polizeirecht

* Aufnahme der Bestechungsdelikte in den Katalog des § 100 a StPO (Uber-
wachung des Ferrnmeldeverkehrs);

* Beweislastumkehr bei Fragen zur Vermögensherkunft;

* Beschleunigung der Strafverfahren; zeitnahe Bestrafung.

sonstige rechtliche Forderungen

• konsequente Einleitung förmlicher Disziplinarverfahren bei Korruptions-
verdacht;

* Verschärfung und konsequente Anwendung der Vorschriften zur Entfer-
nung aus dem Dienst;

* auf Korruptionsermittlungen beschränkte Einschränkung des Steuerge-
heinmnisses;

• strenge Prüifung/Einschränkung von Nebentätigkeiten.

Zusätzlich sollten noch folgende Aspekte in die Diskussion um das Thema Be-
kämpfungsansätze mit einbezogen werden:

o der Sensibilisierungsbegriff und praktische Maßnahmen zur Sensibilisie-
rung und deren Zusammenhang mit der »Werteverfall«-These;

* die Rolle von Vorbildern;

* die Leitbilddiskussion im Zusammenhang mit dem Professionalisierungs-
begriff und normativen Vorgaben des Berufsethos;

* das Problem der Berücksichtigung des »moralischen Bewusstseins« bei der
Rekrutierung von Personal (»Integritätsprüfung«) sowie

• das »heiße Eisen« des falschen Verdachts und der Rehabilitation.
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Korruption als Thema der Aus- und Fortbildung
Bei der Frage danach, ob die Bediensteten in Aus- und Fortbildung mit dem
Thema »Korruption« befasst worden sind, haben etwa zwei Drittel aller Be-
fragten (63,4 %) angegeben, dass das Thema bisher weder Gegenstand ihrer
beruflichen Aus- und Fortbildung war noch im Fortbildungsangebot ihrer
Dienststelle angeboten worden ist. Wenn das Thema bearbeitet wurde,
dann am ehesten im Fach Recht. Die ganz überwiegende Mehrheit hält die
Lehrinhalte im bestehenden Umfang für nicht ausreichend (96,5 %) und plä-
diert für eine Verstärkung der Lehrinhalte zu diesem Thema, insbesondere
in den Fächern Recht/ Dienstrecht, Prävention und Ethik, gefolgt von füh-
rungsorientierten Maßnahmen.

In der Diskussion über Korruption und Ethik richten sich große Erwartungen
an Leitbilder und Ethik-Codices. Daher beinhaltet die Studie ebenfalls einen
Blick auf historische Codices, stellt internationale berufsethische Forderungen
vor und bietet einen Überblick über aktuelle Leitbilder der Polizei aus Bund
und Ländern.

Abschließend folgen konkrete Anregungen für die berufsethische Bildungsar-
beit, um Sensibilität und Problembewusstsein zu schaffen, das Urteil zu schär-
fen und die Handlungsbereitschaft des einzelnen Bediensteten zu fördern.
Dabei konzentrieren sich die Bemühungen darauf, das Individuum in der Orga-
nisation, die angesichts gewandelter gesellschaftlicher Bedingungen ihre Ziele
verwirklichen soll, in einem Binnenklimna des Vertrauens so zur Wahrneh-
mung von Eigenverantwortung zu stärken, dass bei einem Minimum an Kon-
trolle und einem Maximum an Vertrauen korrumpierende Faktoren ge-
schwächt werden und die Integrität des einzelnen Mitarbeiters gestärkt und
bewahrt bleibt.

Was Sie in der Veröffentlichung erwartet
Alle Untersuchungsergebnisse werden in der BKA -Forschungsreihe, Band 46,
voraussichtlich Ende des Jahres als Buch erscheinen. Die hier skizzierten Un-
tersuchungsergebnisse werden darin ausführlich dargelegt und erörtert wer-
den. Neben die Diskussion der Ergebnisse tritt in der Veröffentlichung auch
die Einbeziehung der Besonderheiten der jeweiligen Untersuchungsgruppen
soweit dies dem Projektteam möglich war. Ausführungen zum Verlauf und
der Methodik der Studie finden sich dort ebenso wie eine umfassende Litera-
turauswahl zum Thema Korruption, die, mit Kurzkommentaren versehen,
einen Service für den interessierten Leser bieten soll.

In einem ausführlichen ersten Kapitel wird dem Leser darüber hinaus ein
Überblick sowohl über die aktuelle Forschungssituation zum Thema Korrup-
tion als auch über die Schwierigkeiten der Korruptionsforschung geboten. Es
wird ein analytischer Bezugsrahmen entwickelt, der dazu beitragen soll, die
empirischen Ergebnisse mit Bezug auf den Fundus soziologischer Theorien
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zu interpretieren. Dies geschieht resümierend im Rahmen einer sozialwissen-
schaftlichen Gesamtbetrachtung. Ebenso werden die Untersuchungsergebnisse
aus der berufsethischen Perspektive betrachtet. In einem umfassenden Bei-
trag zur ethischen Dimension von Korruption in staatlichen Kontroll- und Straf-
verfolgungsorganen wird zunächst ein theoretisch-ethischer Bezugsrahmen
entwickelt, dem sich die Diskussion der wichtigsten Ergebnisse im Lichte
des ethischen Diskurses anschließt.

Fazit

In einer Gesamtschau betrachtet, belegen die Ergebnisse dieser Untersu-
chung, dass es keinen Grund gibt, in den Untersuchungsgruppen vor Korrup-
tion zu kapitulieren. Die Präventions- und Repressionsvorschläge, mit deren
Realisierung zu großen Teilen schon während der Untersuchung begonnen
wurde, können weiter dazu beitragen, Korruption zu reduzieren.

Es gilt aber zu akzeptieren, dass es trotz aller Analysen und Reformen und de-
ren mit Augenmaß betriebenen Umsetzung in Einzelfällen zu Korruption
kommen kann. Damit offensiv und transparent umzugehen ist eine wesent-
liche Forderung.
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* Das rechtliche Instrumentarium zur Korruptionsbekämpfung reicht im
Wesentlichen aus; eine effektivere Ausschöpfung wird aber angeraten.

* Die Behörden stehen gegenüber ihren Führungskräften und Mitarbeitern
in der Pflicht, sie in Sachen Korruption zu sensibilisieren, klare Verhal-
tenserwartungen zu artikulieren und das individuelle Berufsethos zu sta-
bilisieren.

* Eine Verstärkung der Lehr- /Lerninhalte zum Thema Korruption und
Korruptionsbekämpfung wird generell angeregt. Insbesondere der Be-
deutung des Wertewandeis und der Rolle von Vorbildern sollte im Hin-
blick auf die Bestimmung professionellen Handelns in der Polizei und
der Konstituierung eines Berufsethos größere Bedeutung zugemessen
werden.

* Die Schaffung eines Leitbildes als Orientierungshilfe und die Auseinan-
dersetzung mit Ethik-Codices sollte angeregt werden. Dabei kommt
dem Diskussionsprozess bei der Erstellung größere Bedeutung zu als
dem fertigen Produkt.

* Bei der Rekrutierung von Personal, sowohl generell als auch für korrup-
tionsgefährdete Tätigkeitsbereiche, sollten Fragen des »moralischen Be-
wusstseins« und der charakterlichen Eignung stärker miteinbezogen wer-
den. Hilfsinstrumente zur besseren Beurteilung der Integrität einer Per-
son sollten entwickelt werden.

• Eine genauere Analyse der Gefährdungen von Tätigkeitsfeldern wird an-
geregt. Erstrebenswert ist ein Handbuch, das detailliert Gefährdungen
und Indikatoren der Korruption - situativ und personal - auflistet. Unter-
suchungen dazu sollten in den einzelnen Untersuchungsgruppen durch-
gefuhrt werden.

o Die Problematik des falschen Verdachts sowie Fragen der Rehabilitation
zu Unrecht beschuldigter Mitarbeiter sollten enttabuisiert und ausführ-
licher diskutiert werden.

* Der Konsens, Korruption zu minimieren, ist so breit und tragfähig, dass
Dramatisierungen nicht nur unnötig sondern kontraproduktiv wären.
Sie würden zum Entstehen von Aktionismus oder einem letztlich demoti-
vierenden überhöhten Kontrollbedürfnis führen.

* Ratsam ist eine offensive, aber undramatische Auseinandersetzung mit
Korruption innerhalb und außerhalb von Strafverfolgungsbehörden,
nicht allein einem, sondern möglichst allen erfolgversprechenden Ansät-
zen folgend.
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Kreditvermittlungsbetrug

Illegale Handlungen im Zusammenhang mit der Vermittung
von Krediten
Eine empirische Studie zur Phänomenologie 1des Kreditvermiltlungsbetruges im
Spiegel der allgemeinen wirtschaftlichen Lage1

Hedwi Ris

1 . Ausgangslage
Ergebnisse aus Analysen des Statistischen Bundesamtes zur Verschuldung
privater Haushalte lassen erwarten, dass die Konsumnentenkreditvermittlung
künftig an Bedeutung gewinnen wird. Die wachsende Nachfrage nach angeb-
lich unkomplizierter Kreditgewährung eröffnet den unseriösen und betrüge-
risch handelnden Kreditvermittlern ein breites Betätigungsfeld.

oEntwicklung der Konsumentenkredite

Der Kleinkredit für jedermann ist im Mai 1999 vierzig Jahre alt geworden.
Nachdem der damalige Bundeswirtschaftsminister Ludwig Erhard auf dem
ersten Bankentag im Oktober 1958 die Einräumung von Personalkrediten for-
derte, wurde am 1. Mai 1959 mit dem Angebot des Kleinkredits an jedermann
durch die drei Großbanken der Grundstein für den Verbraucherkredit gelegt.
Er spielt heute in der deutschen Wirtschaft eine beachtliche Rolle und hat sich
in der Vielfalt und der Breite, wie er sich derzeit darstellt, seit Anfang der sieb-
ziger Jahre entwickelt.

So sind die Konsumentenkredite, das sind die Ausleihungen der Banken an
wirtschaftlich unselbstständige Privatpersonen zur Konsumfinanzierung,
meist in Höhe von 3.000 bis 6.000 Euro, in den letzten drei Jahrzehnten stark
gewachsen. Im Zusammenhang mit der deutschen Wiedervereinigung hat
das Verschuldungstempo deutlich zugenommen und sich auf einem hohen
Niveau stabilisiert. Bei einem Konsumnentenkreditvolumen von 222,4 Milliar-
den Euro im Jahre 2001 muss man davon ausgehen, dass das Kreditvermitt-
lungsgewerbe eine Realität ist, die letztlich in den Bedürfnissen der Kunden
begründet ist.

Die Zahl der überschuldeten Haushalte ist derzeit auf etwa 2,8 Millionen (alte
Bundesländer: 1,9 Millionen, neue Bundesländer: mehr als 800.000) gestiegen,
wobei zunehmend auch die Mittelschicht betroffen ist.

1 Der Beitrag stellt die aktualisierten Ergebnisse des Forschungsprojektes Kreditvernmitt-
lungsbetrug aus dem Jahre 2000 dar.
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* Verschuldungsverhalten

Die Überschuldungsgründe der privaten Haushalte sind vielfältig. Aus Quer-
schnittsanalysen, wie der Einkommens- und Verbraucherstichprobe, die das
Statistische Bundesamt im fünfjährigen Turnus durchführt und in der unter
anderem die Verschuldung der Haushalte nach Altersgruppen erfragt wird,
ergibt sich, dass Konsumentenkredite vor allem von Personen in der ersten
Lebenshälfte aufgenommen werden. Die finanziellen Verpflichtungen aus
langfristigen Krediten gehen häufig einher mit einer Verschlechterung der
materiellen Lebensverhältnisse, etwa durch den Verlust des Arbeitsplatzes.
Neben den Privathaushalten sind zunehmend auch selbstständige Existenz-
gründer von der Uberschuldung betroffen.

Aufgrund der aktuellen angespannten wirtschaftlichen Situation steigt die
Nachfrage nach Krediten, insbesondere in Hinblick auf die Umschuldung be-
stehender, in wirtschaftlich besseren Zeiten aufgenommener Verpflichtungen
weiter an. Parallel dazu ist die Kreditvergabepraxis - nicht nur im Konsumen-
ternkreditbereich - der Banken deutlich restriktiver geworden.

Die Tatsache also, dass in einer modernen Gesellschaft, in einer »Gesellschaft
auf Pump« das Schuldenmachen zur Normalität geworden ist, lässt die Nach-
frage nach angeblich unkomplizierter und »schufa-freier« Kreditgewährung
immer größer werden.

Vor diesem Hintergrund der volkswirtschaftlichen Entwicklung und auch vor
dem Hintergrund der Liberalisierung der internationalen Kapitalmärkte und
der sich in diesem Zusammenhang ständig ändernden Rahmenbedingungen
wird dem Phänomen des Kreditvenmittlungsbetrugs in den vielfältigen Facet-
ten seiner Ausprägung zunehmende Aufmnerksamkeit zu widmen sein.

* Die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS)

Die Polizeiliche Kriminalstatistik 2001 verzeichnet einen Anstieg bei der Wirt-
schaftskriminalität um 23,1 Prozent. Ein Schwergewicht der 110.018 Fälle liegt
auf Straftaten im Anlage- und Finanzierungsbereich mit 38.268 Fällen. Die
deutliche Zunahme der Wirtschaftskriminalität zum Beispiel in Hamburg
ist auf einen komplexen Ermittlungsvorgang mit zahlreichen Einzelfällen
des Kreditvermittlungsbetruges zurückzuführen.

2. Gegenstand und Zielsetzung des Forschungsprojektes
Im Mittelpunkt des Forschungsprojektes stehen die illegalen Handlungen im
Zusammenhang mit der Vermittlung von Konsumentenkrediten. Gegenstand
der Untersuchung ist die Rolle des betrügerisch handelnden Kreditvermitt-
lers sowie die Kreditkundenwerbungen, beziehungsweise Uberrumpelun-
gen.

Ziel des Forschungsprojektes ist es, die Position der Beteiligten im Zusam-
menhang mit der Vermittlung von Krediten zu durchleuchten und Vorschläge
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für polizeiliche Präventions- und Repressionsmaßnahmen sowie für die Kri-
minalpolitik zu erarbeiten. Es gilt, die Möglichkeiten betrügerischen Han-
delns in dem Grauzonenbereich zwischen rechtlich noch erlaubtem und straf-
rechtlich saniktioniertem Verhalten zu verhindern.

Die Studie geht auf Anregung der ehemaligen »Kommission Wirtschaftskri-
minalität« der Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Landeskriminalämter
und des BKA (AG Kripo) zurück, sie wurde als Eigenprojekt in der For-

schungsgruppe Kl 1 des Bundeskriminalamtes durchgeführt.

3 . Untersuchungsmethiode
Neben einer Analyse der entsprechenden Statistiken, das sind in diesem Fall

die Kreditnehmerstatistik der Deutschen Bundesbank, die Polizeiliche Krimi-
nalstatistik sowie die Strafverfolgungsstatistik und der Auswertung der Fälle
des Sondermieldedienstes Wirtschaftskriminalität, wurde eine Analyse der
rechtlichen Rahmenbedingungen durchgeführt.

Die Ergebnisse der Studie basieren in erster Linie auf der mündlichen Befra-
gung von kriminalpolizeilichen Sachbearbeitern in den Bundesländern.

Darüber hinaus wurden Angehörige von Schuldnerberatungsstellen, Mitar-
beiter von Banken und Geschädigte (Opfer) befragt.

4. Die Polizeibefragung
Im Rahmen der bundesweiten Polizeibefragung wurden 46 kriminalpolizei-
liche Sachbearbeiter aus 28 Dienststellen befragt. Die Auswahl der Inter-
viewpartner erfolgte auf der Basis der von den Landeskriminalämtemn in einer
Länderumfrage benannten Dienststellen unterschiedlicher Hierarchieebenen.
Ein weiteres Auswahlkriterium war die regionale Verteilung auf Großstädte,
das regionale Umfeld von Ballungsräumen sowie auf Mittelstädte und länd-
lich strukturierte Gebiete.

Bei der Auswahl der Experten waren die Mitglieder der »Konmmission Wirt-

schaftskriminalität« behilflich. Auf diese Weise war gewährleistet, dass echte
Experten, die aus zahlreichen Ermittlungsverfahren über einschlägige Erfah-
rungen auf dem Gebiet des Kreditvermittlungsbetruges verfügen, bezie-
hungsweise aktuell mit umfangreichen Ermittlungsverfahren betraut waren,
als Probanden benannt wurden. So konnten Erkenntnisse aus den umfangrei-
chen Ermittlungsverfahren, die in einigen Polizeidienststellen der Länder
auch im Rahmen von Sonderkommissionen bearbeitet wurden, in das For-
schungsprojekt einbezogen werden.

Um die Einhaltung einer gewissen Gesprächsstruktur zu gewährleisten,
wurde ein Leitfaden mit insgesamt fünf Fragenkomplexen und 30 Einzelfra-
gen zur
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- Phänomenologie,

- Gesetzgebung,

- Prävention,

- Repression und

- Dienststellensituation

erarbeitet.

Dennoch hatte jeder Proband im Rahmen der mündlichen Befragung genü-
gend Freiraum, über konkrete Fragestellungen hinaus Einzelproblemne und
Besonderheiten sowohl aus abgeschlossenen als auch aus laufenden Ermitt-
lungsverfahren darzustellen.

Die Befragung der Mitarbeiter von Banken und Schuldnerberatungsstellen
wurde anhand modifizierter Leitfäden durchgeführt.

o Phänomenologie

Die »Kreditangebotspalette« ist vielfältig. Sie reicht häufig von Kleinkrediten
(Konsumenten-/ Hausfrauenkredite) meist zwischen 3.000 und 6.000 Euro bis
zu Kreditangeboten in Höhe von bis zu mehreren Millionen Euro zur Exis-
tenzgründung beziehungsweise -erhaltung. Das schließt jedoch »Angebots-
spezifizierungen« (nur Konsumentenkredite, nur Existenzgründungs- bezie-
hungsweise -erhaltungskredite) nicht aus. Bei Existenzgründungskrediten
kommt es sogar vor, dass Kredite zur Finanzierung von noch höheren Kredi-
ten aufgenommen werden, um dann in vermeintlich lukrative Kapitalanlage-
geschäfte einzusteigen. Durch die Einschaltung von Rechtsanwälten und No-
taren soll die Seriosität der Kredite untermauert werden.

a Kontaktaufnahme

In der Mehrzahl der zur Anzeige gebrachten Fälle entstehen die ersten Kon-
takte seitens des Kreditvermittlers über Zeitungsannoncen. Bundesweit wer-
den in Inseraten in überregionalen Zeitungen, in bundesweiten (Fern-
seh-)Zeitschriften oder in einschlägigen Fachzeitschriften günstige Kredite
mit unkomplizierter Vermittlung und ohne jegliche Bonitätsprüfung und Ab-
sicherung angeboten.

Der Kreditsuchende meldet sich nun telefonisch unter der im Inserat angege-
benen Telefonnummer und teilt seine Kreditwünsche mit. Ebenfalls am Tele-
fon werden seine Personalien entgegengenommen und ein Termin für den
»Hausbesuch« vereinbart.

Im Rahmen der Hausbesuche kommt es in der Regel nach einem so genannten
Beratungsgespräch zum Abschluss des Kreditvermittlungsvertrages. Nach
Aussagen der Geschädigten werden zu diesem Zwecke den Kreditsuchenden
bis zu zehn Formulare zur Unterschrift vorgelegt.
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* Andere Kontaktaufnahmen

Kontakte zwischen Kreditvermittler und Kreditsuchenden werden auch über

Postwurfsendungen und durch »Mund zu Mund-Propaganda« im Bekann-
ten- und Verwandtenkreis geknüpft.

Geworben wird darüber hinaus mit farbig aufwändig gestaltetem Prospekt-
material. Konsumentenkreditbetrüger scheuen auch nicht davor zurück, »frei
nach dem Telefonbuch an von ihnen ausgewählte Bürger« Kreditvermitt-
lungsanträge zu schicken. Der Werbeslogan lautet dann: »Bargeld per Post
- ohne zur Bank zu gehen«.

* Kontaktaufnahme über das Internet

Mit wachsender Anzahl der Internetbenutzer seitens der Kreditsuchenden
wird nach Aussagen der Schuldnerberatung das Irnternet als Kontaktmnedium
zunehmend ]beliebter. 2 Das Internet ermöglicht dem illegal handelnden Kre-

ditvermittler, dasselbe Angebot unter beliebig vielen Firmenbezeichnungen
zu platziererL und damit »sein Kundenpotenzial« zu erhöhen. Internetwer-
bung hat somit gegenüber herkömmlichen Werbemethoden einen immensen

Kostenvorteil, der auch »kapitalschwachen« Firmen Werbemaßnahmen mit

großer Breitenwirkung ermöglicht. Des Weiteren bieten einzelne Kreditver-
mittler mit hohem finanziellen Aufwand (geschätzt werden bis zu 1.000
Euro täglich) über das Videotextangebot insbesondere der privaten TV-Sen-

der ihre »Produkte« an.

Darüber hinaus ist aus Ermittlungsverfahren bekannt geworden, dass Kredit-
suchende selbst in überregionalen Tageszeitungen annoncieren, um an Geld-
geber zu kommen.

* Die Instrumentalisierung des Verbraucherkreditgesetzes 3

Nach Abschluss des Kreditvermittlungsvertrages und nach Leistung aller
Unterschriften erhält der Kreditantragsteller eine schriftliche Kreditzusage,
wobei der gewünschte Kredit innerhalb einer Zeitspanne zwischen vier und

sechs Wochen in Aussicht gestellt wird. Während dieser Frist täuscht der ille-

gal handelnde Kreditvermittler Aktivitäten etwa in Form der angeblich doch

notwendig gewordenen Bonitätsprüfungen vor. Danach bricht jeglicher Kon-

takt zwischen dem Kreditvermittler und dem Kreditsuchenden ab.

In der Regel ist eine Kreditvermittlung gar nicht beabsichtigt. Vielmehr hat es

der Kreditvermittler ausschließlich auf die im Voraus bar zu zahlende oder
aber per Lastschrift einzuziehende Vermittlungsgebühr abgesehen, die als
Aufwandsentschädigung in Anspruch genommen werden kann. Nach § 17

2 Eine Suche nach Seiten, auf denen die Formulierung »Kredite ohne Schufa« enthalten ist,

ergab bis zu 3.700 Treffer.
3 Das Verbraucherkreditgesetz ist durch die Modernisierung des Schuldrechts mit Wirkung

vom 1. 1. 2002 in das BGB integriert. Die relevanten Bestimmungen finden sich in den

Paragraphen 655 a-e.Vgl: Gesetz zur Modernisierung des Schuldrechts vom 26. 11. 2001,

BGBl 1, 5. 31-38.
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Satz 2 VerbrKrG 4 gibt es einen (vermeintlichen) Anspruch auf Erstattung ent-
standener, erforderlicher, das heißt nachgewiesener Auslagen. Gängige Praxis
der betrügerisch handelnden Kreditvermittlungsfirmen ist es, pauschalierte
Kostenauflistungen in standardisierter Form, getarnt als Auslagen oder Reise-
kosten vorzulegen. Der Verweis auf die gesetzliche Grundlage dient als Nach-
weis der Erforderlichkeit dieser Auslagen. Bei den Kreditsuchenden wird so
der Eindruck erweckt, es handele sich um tatsächlich entstandene Kosten, die
an den Vermittler, auch ohne Zustandekommen eines Kredites, zu zahlen
sind. Die Höhe dieser »Vorabgebühr« beträgt zwischen sechs und zwanzig
Prozent der zu vermittelnden Kreditsumme.

aBetrugsspezifizierungen

Der Ideenreichtum der betrügerisch handelnden Konsumentenkreditvermitt-
ler ist groß.

Typische Einzelphänomene sind neben der Vermittlung von Depositen- und
»Privatdarlehen«, die Abtretung von Lebensversicherungen, sowie die betrü-
gerische Kreditumschuldung und die gewerbliche Schuldnerregulierung. Die
Hilfe gewerblicher Schuldenregulierer wird verstärkt im Anschluss an eine
»gescheiterte« Kreditfinanzierung in einer zweiten Betrugsstufe vermittelt.5

Darüber hinaus zeichnet sich die Phänomenologie des Kreditvermittlungsbe-
truges durch das Betreiben von »Koppelungsgeschäften« aus. Häufig wird
der Kreditsuchende zur angeblichen Absicherung der zu vermittelnden Kre-
dite, beziehungsweise zur vermeintlichen Verbesserung seiner Kreditwürdig-
keit zu Abschlüssen von (neuen) Lebensversicherungen und Bausparverträ-
gen überredet. Dem potenziellen Opfer, das auf dem »legalen« Weg keinerlei
Chancen hat, einen Kredit zu bekommen, werden Kombinationsgeschäfte in
einer für ihn nicht mehr überschaubaren Kette von »Anlage- und Absiche-
rungsvariationen« zur angeblichen Bonitätssteigerung offeriert. Fälle, in de-
nen der Kreditsuchende anstelle des gewünschten Kleinkredits eine stille Be-
teiligung in mehrfacher Kredithöhe erhält, sind keine Seltenheit.

o Verzögerungstaktik, eine zusätzliche Einnahmequelle

Die Kreditsuchenden, vornehmlich im privaten Bereich, zeichnen sich durch
große Geduld aus. Mit Ausreden seitens des Kreditvermittlers, der die Verzö-
gerungen mit der mangelnden Bonität des Kreditsuchenden begründet, lässt
dieser sich (bis zu einem halben Jahr) vertrösten. Durch diese H-in~halte- und
Verzögerungstaktik verschafft sich der illegal handelnde Konsumentenkre-
ditvermittler eine zusätzliche Einnahmequelle. Er verschickt nämlich nach
einer geraumen Zeit Standardbriefe, in denen für eine zusätzliche Zahlung

4 Entspricht dem § 655 d BGB.
5 Obwohl nach der Zivilprozessordnung und datenschutzrechtlichen Bestimmungen un-

zulässig, werden die Schuldnerverzeichnisse der Amtsgerichte ausgewertet und die so
gewonnenen Daten genutzt, um Personen, die die eidesstattliche Versicherung abgegeben
haben, mit Kredit- und/oder Schuldenregulierungsangeboten gezielt zu bewerben.
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(bis zur Einführung des Euro betrug diese Gebühr einheitlich 20,00 DM) eine

bevorzugte »EILT«-Bearbeitung des Kreditantrages zugesichert wird.

Bei Firmendurchsuchungen wird sichtbar, dass diese zusätzlichen Zahlungen

oft regelmäßig auch von den Kreditsuchenden geleistet werden.

o Telefonmehrwertdienste

Mit Hilfe der Schaltung der Service-Nummer 0190 werden durch Hinhalten in

der Telefon-Warteschleife innerhalb von wenigen Tagen Einkünfte in fünfstel-
liger Höhe erzielt.

Die Telefonnmehrwertdienste - Problematik (Kreditvermittlerwerbung mit

Angabe einer 0190-8er Nummer teils mit, teils ohne Tarifangabe) hat sich im

Internet weiter verstärkt.

Vermehrt werden, wohl auch wegen des mittlerweile schlechten Rufes der

0190-er Nummern, auch so genannte 118-er-Auskunfts-nummern beworben.
Die hierfür anfallenden Gebühren, die analog zu der 190-8-Nummer 1,86
Euro pro Minute betragen, werden dabei meist nicht angegeben.

* Web-Dialer-Programme

Offerten, den Kreditantrag mit Hilfe eines Web-Dialers aus dem hInternet zu
laden, werden ebenfalls zunehmend beobachtet. Web-Dialer-Programme,
die Verbindungen zu 0190-er Nummern herstellen, um bestimmte Inhalte kos-

tenpflichtig verkaufen zu können, sind unter Einhaltung bestimmter Bedin-
gungen (wie zum Beispiel deutlicher Preishinweis, Trennung der Verbindung

beim Verlassen des kostenpflichtigen Angebotsteils) legal. Web-Dialer wer-
den aber auch dazu verwandt, den gesamten Internetverkehr auf 0190-er
Nummern umzuleiten, ohne dass dies für den Laien sofort zu erkennen ist.
Darüber hinaus ist es technisch möglich, solche Programme ohne Wissen
des Computernutzers auf dessen Rechner zu installieren (durch E-Mail-An-
hänge). Der illegal handelnde Kreditvermittler kann auf diese Weise (beliebig)
lang und auf Kosten des Kreditsuchenden auf »sein Kreditangebot« hinwei-
sen.

Dem Kreditvermittler bringt diese modifizierte Form der Hinhaltetaktik eben-

falls auf sehr bequeme Art zusätzliche Einnahmen.

Derartige Einnahmen stellen somit neben den pauschalierten Auslagenerstat-

tungen und den Provisionen für abgeschlossene Bausparverträge und Le-

bensversicherungen sowie den Gebühren für die »EILT-Bearbeitung« eine

weitere lukrative Einnahmequelle dar.

* Verschleierungstaktik

Durch die Nutzung von Service-Firmen, die gegen ein Honorar den gesamten

Geschäftsverkehr (für mehrere Unternehmen) übernehmen, haben illegal
handelnde Kreditvermittler die Möglichkeit der Verschleierung des eigenen

Büros und der eigenen Verantwortlichkeit. Sie verstecken sich hinter den re-
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präsentativen Räumlichkeiten der Service-Firma. Es bestehen häufig nur tele-
fonische Kontakte zwischen dem Kreditkunden und dem vermeintlichen Kre-
ditanbieter, der so stets im Hintergrund bleibt, er benötigt auf diese Weise
nicht einmal einen Firmensitz im Inland. Auch das Internet bietet unseriösen
Anbietern erhebliche Verschleierungsmöglichkeiten (u. a. »Existenz« der
Firma nur auf ausländischem Server, Nutzung von Sub-Domains).

* Die Täter

Die Täter sind in der überwiegenden Anzahl zwischen 30 und 55 Jahre alt. Sie
haben häufig eine erhebliche Betrugskarriere hinter sich und zwar im Bereich
des Darlehensvermittlungs- und Scheckbetrugs und der Untreue sowie im
Zusammenhang mit Betrugshandlungen im Schneeballsystem. Der illegal
handelnde Konsumentenkreditvermittler ist oft ohne jegliche fachspezifische
Ausbildung, in der überwiegenden Mehrzahl von niedrigem formellen Bil-
dungsniveau, in der Regel jedoch sehr eloquent und mit seriösem Auftreten,
das er in psychologischen Trainings erworben hat. Die Täter führen häufig
einen aufwändigen Lebensstil. Es gelingt ihnen regelmäßig, durch ihr sicheres
Auftreten hohe Fachkompetenz vorzuspiegeln.

Der Nachwuchs rekrutiert sich häufig aus dem Verwandten- und Bekannten-
kreis. Es werden jedoch auch gezielt Mitarbeiter über Inserate in der örtlichen
Presse geworben.

* Täterstrukturen

Nach Aussagen der kriminalpolizei lichen Sachbearbeiter sind im Bereich der
illegalen Kreditvermittlungen vermehrt organisierte/mittäterschaftliche Tä-
terstrukturen festzustellen.

Es lassen sich drei Grundformen der Täterstrukturen unterscheiden:

(1) überörtliche, auch bundesweit (alte und neue Bundesländer), aber nicht
international agierende Täter;

(2) internationale (vermehrt EU-weit) Täterstrukturen;

(3) selbstständige Kreditvermittlungsfirmen und »Einzeltäter«.

* Täterhierarchie

Zur Täterhierarchie (im Sinne der finanziellen Abhängigkeit der unteren Hie-
rarchieebenen) ist, ebenso wie zu den Täterstrukturen, eine eindeutige Be-
schreibung nicht möglich. Im Wesentlichen konzentrieren sich die Proban-
denaussagen jedoch auf folgende Hierarchieebenen:

(1) Auftraggeber mit Firmensitz im Ausland;

(2> Hauptvermittler als Repräsentanten der ausländischen Firma im Bundes-
gebiet;

(3) Untervermittler als eigenverantwortlicher Mitarbeiter des Hauptvermitt-
lers.
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* Täterpraktiken

Es sind hauptsächlich drei Praktiken zu beobachten:

(1) Normalerweise reell arbeitende Finanzdienstleistungsflrmen haben
gleichwohl in ihrem Angebot ein oder mehrere »dubiose Produkte« aus-
ländischer Anbieter;

(2) Freie Mitarbeiter einer Finanzdienstleistungsfirma vermitteln die Kredit-
angebote ohne jegliche Kenntnis der betrügerischen Herkunft;

(3) Die von vornherein kriminellen Praktiken.
Hier handelt es sich in der Regel um ausländische Anbieter, die ihre Kre-
ditangebote über Vermittler im gesamten Bundesgebiet verbreiten. Es
kommt aber auch vor, dass die Firma im Ausland durchaus reell arbeitet
und der Repräsentant in Deutschland die Betrügereien begeht.

* Täter-Strategien

Die Geschäfte sind von vornherein auf Zeit angelegt, so die übereinstim-
mende Aussage der Probanden aus dem Polizeibereich. Die Firmen werden
gezielt zu Betrugszwecken gegründet. Die Verantwortlichen gehen dabei da-
von aus, dass ihnen ein bestimmtes Zeitfenster zur Verfügung steht, bevor

eine Strafverfolgung zu befürchten ist und in diesem Zeitraum ausreichend
hohe Gewinne realisiert werden können. Die Zeitspanne liegt in der Mehrzahl
der Fälle zwischen drei Monaten und einem Jahr.

Darüber hinaus ist auch eine Strategie der langjährigen Bindung zu beobach-
ten.

Hierbei werden die Opfer durch Koppelungsgeschäfte zu langjährigen finan-
ziellen Verpflichtungen an die Täter gebunden. Dies ist insbesondere die Do-
mäne der regional arbeitenden »Einzeltäter«.

o Firmenstrukturen aus der Sicht der Schuldnerberatung

Aus Sicht der befragten Schuldnerberatungsstellen tummeln sich neben einer
ganzen Reihe kleiner (selbstständiger) Unternehmen im regionalen Bereich

fünf bis sieben Gruppen von Firmen mit ausgefeilten Strukturen in der Kredit-
vermittlerszene. Diese Marktführer betreiben Firmengruppen, die Kreditsu-

chende mit der ganzen Palette von »Dienstleistungen« versorgen. Eine Reihe
von Firmen arbeitet, ohne dass personelle Verquickungen erkennbar sind, of-
fenbar intensiv zusammen. Arbeitsteilig werden beispielsweise Adressen
ausgetauscht, Inserate aufgegeben und die Kontaktaufnahme mit den Kredit-

suchenden durchgeführt. Darüber hinaus schließen sich Kreditvermittlungs-
firmen in so genannten Call-Center zusammen, in denen von bis zu fünfzig
Mitarbeitern die Anrufe von Kreditsuchenden entgegengenommen werden.

* Die Opfe:r

Die »klassischen« Kreditvermittlungsbetrugsopfer kommen aus der minder-
privilegierten sozialen Unterschicht. Da sie sich in einer Zwangslage befin-
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den, sind sie bereit, die vorgelegten Formulare ohne jegliche Überprüfung zu
unterschreiben. Sie informieren sich nicht einmal über die Herkunft der Gel-
der, es genügt ihnen, zu erfahren, dass das Geld aus dem Ausland kommt und
dass ausländische Geldgeberfirmen und Banken eher bereit und in der Lage
sind, günstige Kreditkonditionen einzuräumen.

Die Opfer kommen aber auch zunehmend aus den gehobenen Schichten (Ärz-
te, Rechtsanwälte). Hier handelt es sich hauptsächlich um Kredite zur Exis-
tenzgründung und Existenzsicherung.

Generell gilt jedoch, dass die Opfer eher jung sind, in der überwiegenden An-
zahl im Alter zwischen 20 und 40 Jahren.

Häufig gibt der Kreditsuchende Sicherheiten vor, die gar nicht existent sind.
Nicht selten wird der Geschädigtenkreis zum Beschuldigtenkreis.

Es verwundert daher nicht, dass sich die Opfer in der Regel als wenig koope-
rativ mit der Polizei zeigen und in der Mehrzahl der Fälle keine Anzeige er-
statten oder aber die Anzeige wieder zurückziehen.

Ursache des geringen Anzeigeaufkommens ist auch die Befürchtung, dass die
Anzeige wegen des geringen Einzelschadens keine Aussicht auf Erfolg hat,
und dass zusätzliche Kosten für den Anzeigenden anfallen. Auch wird häufig
nicht realisiert, Opfer einer Straftat geworden zu sein. Darüber hinaus ist eine
»gewisse Verinnerlichung der Opferrolle«, ausgelöst durch die Lebenssitua-
tion Uberschuldeter, nicht ganz auszuschließen.

a Der Schaden

Für den Bereich des Kreditvermittlungsbetruges kann die exakte Höhe des
Schadens nicht festgestellt werden. Es handelt sich um ein Delikt mit hohem
Schadenspotenzial im materiellen und immateriellen Bereich. Darüber hinaus
ist eine Unterscheidung nach »Schaden für den Einzelnen« und »volkswirt-
schaftlichen Gesamtschaden« erforderlich.

Der Schaden für den Einzelnen ergibt sich hauptsächlich aus den

- sofort fällig werdenden (Vorab-)Provisionszahlungen sowie aus den

- fällig werdenden und (über viele Jahre) belastenden Beitragszahlungen für
diverse Versicherungsabschlüsse und Bausparverträge, deren positive
Auswirkungen überhaupt nicht abzusehen sind.

Der volkswirtschaftliche Schaden ergibt sich aus den (zwangsläufig) notlei-
denden Krediten, der Vielzahl von Stornobuchungen und den nicht mehr ab-
zuwendenden Zwangsversteigerungen. Die Folgeschäden, die durch die In-
anspruchnahme öffentlicher Kassen (Sozial- und Arbeitslosenhilfe) entste-
hen, sind in diesem Zusammenhang nicht zu unterschätzen.

Die exakte Schadensermittlung in diesem Bereich ist auch deshalb so schwie-
rig, weil häufig in einem konkreten Ermittlungsverfahren (Umfangsverfah-
ren) aus »verfahrensorientierten und prozessökonomischen« Gründen (nach
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§ 154 StPO) - oder aber weil tatsächlich nicht mehr recherchierbar - nur eine

begrenzte Anzahl von Einzeltaten Gegenstand der Anklage und damit auch

der Hauptverhandlung sind. Schätzungen und Hochrechnungen werden

dann zur Schadensermittlung herangezogen.

Um aber dennoch einen Eindruck über den Schadensumfang zu vermitteln,

wurden über die allgemein gehaltene Formulierung wie beispielsweise »bun-

desweit dürfte der Gesamtschaden bei etlichen Milliarden DM 6 jährlich lie-

gen«, Fragen:nach der Schadenshöhe von den kriminalpolizeilichen Sachbear-

beitern beispielsweise wie folgt beantwortet:

* 700 Kunden!/ Geschädigte mussten jeweils 480,00 DM in Form von Vorabge-

bühren bezahlen;

* rund 85.000 Betrugshandlungen mit einem Schaden von je 100 DM

* die Schadenshöhe beträgt 3,5 Millionen DM, die Opfer sind aus dem gesam-

ten Bundesgebiet;

* 1,5 Millionen DM an Gebühren, Opfer bundesweit;

* die Schadenssumme beträgt mittlerweile 12 Millionen DM (Bar- und

Scheckvorauszahlungen) bei über 400 Geschädigten in ganz Europa.

5. Ertrag für Praxis und Kriminalpolitik
* Aufidärung und Prävention

Aus der Sicht der kriminalpolizeilichen Sachbearbeiter ist es wesentlich,

durch Intensivierung aktiver Informationsbeschaffung und -auswertung

dazu beizutragen, das Entstehen von Grauzonen zwischen rechtlich noch er-

laubtem und strafrechtlich sanktioniertem Verhalten im Bereich Kreditver-

mittlungsbetrug zu verhindern. Unter dem Aspekt der Kriminalpolitik müs-

sen gerade Initiativen verstärkt darauf abzielen, bereits im Vorfeld gesetz-

licher Regelungen auf den weitgehenden Ausschluss von Manipulations-

und Missbrauchsmöglichkeiten hinzuwirken. Nur wenn es gelingt, die Kre-

ditvermittlungsbetrüger durch zivil- beziehungsweise strafrechtliche Sank-

tionsmöglichkeiten - auch unter dem Aspekt der Generalprävention - durch-

greifend und nachhaltig abzuschrecken ist es gewährleistet, diesem Be-

trugsphänormen effektiv begegnen zu können.

Es müssen adäquatere Konzepte für die Prävention im Sinne von Beratung

und Aufklärung der »potenziellen Opfer« entwickelt werden, so die überein-

stimmende Aussage der Befragten. Sowohl Motivforschung als auch die Er-

forschung der Tatgelegenheitsstruktur sowie die Erforschung der Opferrolle

und des Opferverhaltens sind zu intensivieren, mit dem Ziel, eine Stärkung

des Gefährclungsbewusstseins und eine (präventive) Verhaltensänderung

6 Befragung fand vor der Euro-Umstellung statt.
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der in Frage kommenden Opfer zu erreichen. Durch die Vermittlung von ent-
sprechendem »Faktenwissen« müssen potenzielle Opfer in die Lage versetzt
werden, überhaupt zu erkennen, dass es sich um eine Straftat handelt. Darü-
ber hinaus muss ihnen durch entsprechende Aufklärungsarbeit geholfen wer-
den, die »seelische« H-enumschwelle - bis zur Strafanzeige - zu überwinden
mit dem Ziel, dass sich der Anzeigenerstatter nicht als »Blamierter« fühlt.
Da Einzelaktionen »ins Leere« laufen, ist eine Struktur der Aufklärung und
Beratung zwischen Polizei und Schuldnerberatung zu schaffen.

* Berichterstattung in den Medien

Noch mehr Aufklärung als bisher ist in Presse, Rundfunk und Fernsehen zu
leisten. Die speziellen Fernsehsendungen erreichen eine wesentlich größere
Anzahl von möglichen Opfern in ihrer Breitenwirkung als Inserate in Tages-
zeitungen. In Zusammenarbeit mit der Polizei muss in den Medien immer
wieder auf die Praktiken der betrügerisch handelnden Kreditvermittlungsfir-
men hingewiesen werden. Darüber hinaus sind die präventiven Effekte soli-
der Berichterstattungen über abgeschlossene Ermittlungsverfahren wesent-
lich stärker als bisher zu nutzen.

* Die Rolle der Banken

Die Banken haben im Rahmen der sozialen Marktwirtschaft eine besondere
Verantwortung zu übernehmen. Sie sind verpflichtet, intensive Aufklärungs-
arbeit zu leisten, um das potenzielle Opfer nicht noch stärker als bisher in die
Arme der betrügerisch handelnden Kreditvermittler zu treiben.

* Die Präventionsgremien

Die polizeilichen Präventionsgremien sind aufgefordert, entsprechende op-
ferorientierte Konzeptionen für Aufklärungs- und Sensibilisierungsmaßnah-
men in der Öffentlichkeit zu erarbeiten. Detailliert und immer wieder aktua-
lisiert müssen die Arbeitsweisen dieser Firmen dargestellt werden.

Generell wird von den kriminalpolizeilichen Sachbearbeitern jedoch beklagt,
dass »gerade in den Wirtschaftsdienststellen präventiv zu wenig getan wird,
unter anderem auch deshalb, weil es als Einmischung in die wirtschaftlichen
Abläufe gewertet wird und mögliche Regressforderungen zur Folge haben
kann«.

* Vorfeldermittlungen

Bei den Vorfeldermittlungen gehen die Meinungen der Befragten auseinan-
der. Es wurde immer wieder darauf hingewiesen, dass die Polizei, auch
wenn ihr die Informationen aus den entsprechenden Annoncen zugänglich
gemacht werden und der Verdacht strafbarer Handlungen offensichtlich ist,
sie dennoch keine konkreten Ermittlungsmaßnahmen durchführen darf. Die
Frage nach den Möglichkeiten, zu einem »möglichst frühen Zeitpunkt an
den Täterkreis heranzukommen«, um hohe Schäden zu vermeiden, wurde
immer wieder aufgeworfen.

105



Andererseits wurden »Vorfeldermittlungen als wenig effektiv«r bezeichnet

mit der Begründung, dass »sowieso die entscheidenden Bereiche nicht er-

reicht werden könnten, da sich die eigentlichen Drahtzieher abschotten und

der wahre Gehalt der Betrugsverfahren nicht erkannt werden kann.«

o Repressionsmaßnahmen

Wie aus den Antworten der kriminalpolizeilichen Sachbearbeiter hervorgeht,

liegt in der Mehrzahl der Fälle zwischen Tatzeit und Anzeigenerstattung ein
Zeitraum von zwei Jahren.

In der Regel erhält die Polizei vom Geschädigten und zu einem Zeitpunkt
Kenntnis, an dem der Schaden längst eingetreten ist. Aussichtsreiche Ermitt-

lungsmaßnahmen sind neben der Vernehmung bekannter Geschädigter regel-

mäßig Durchsuchungen und Beschilagnahmen in den verdächtigen Firmen

(Firmenräumre sowie ggf. Privaträume), die als Eingriff in den eingerichteten

und ausgeübten Gewerbebetrieb bewertet werden und wegen der dann mög-

lichen bereits erwähnten Regressforderungen zu einem relativ späten Zeit-

punkt bei der Staatsanwaltschaft beantragt werden.

Da die Erfahrung zeigt, dass Finanzermittlungen erhebliche Unruhe in der

Szene bewirken, ist die konsequente und frühzeitige Durchführung von Maß-

nahmen im Rahmen der Rückgewinnungshilfe zur Sicherung von Vermö-

genswerten deutlich voranzutreiben.

* Ermittlungsprobleme

Die Erstattung einer Strafanzeige eines Einzelnen hat »häufig nur wenig Aus-

sicht auf Erfolg«. Wegen der Überlastung der Staatsanwaltschaft wird diese in

der Regel erst dann tätig, wenn nachzuweisen ist dass mehrere betrügerische
Kreditvermittlungen durch eine Firma erfolgten. Auch wenn der Kreditver-

mittler plausibel erklären kann, warum die Kreditvermittlung nicht zum Er-

folg führen konnte, wird regelmäßig nicht angeklagt. Nur wenn mehrere Ge-

schädigte eine Anzeige erstatten, werden Anklagen erhoben.

Ermittlungsproblemne ergeben sich auch daraus, dass die Firma als solche oder

einzelne Verantwortliche aus dem Ausland heraus wirken, beziehungsweise

sich dort auf-halten oder aber nur auf ausländischem Server »existieren«.

6. Rechtliche Rahmenbedingungen
* Das Verbraucherkreditgesetz (VerbrKrG)7

Mit Inkrafttreten des Verbraucherkreditgesetzes (1. 1. 1991) wurde der Vergü-

tungsanspruch des Kreditvermittlers eindeutig geregelt. Absicht des Gesetz-

gebers war es, emne Vorschrift zu schaffen, durch die unseriöse Praktiken

unterbunden werden, die unter anderem darauf abzielen, auch bei von vorn-

7 Seit 1. 1. 2002 im BGB integriert (§ 655 a-e BGB).
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herein aussichtslosen Fällen durch Vereinbarung pauschalierter Bearbei-
tungskosten dem Vermittler ohne Rücksicht auf einen Vermittlungserfolg ent-
sprechende Einnahmen zu sichern.

Seitdem das Verbraucherkreditgesetz in Kraft getreten ist, versucht ein Heer
von Finanzdienstleistemn die Schutznormen des § 17 VerbrKrG zu umgehen
oder zum eigenen Vorteil - als Möglichkeit zur Gewinnsteigerung durch
den Verweis auf die gesetzliche Grundlage - umzuinterpretieren. Wie aus
den Befragungen der kriminalpolizeilichen Sachbearbeiter und der Schuld-
nerberatungsstellen hervorgeht, ist die »gängigste« Praxis der illegal han-
delnden Kreditvermittler, von kreditsuchenden Kunden die unspezifizierten
Auslagenpauschalen als Barzahlung vorab zu fordern, selbst dann, wenn
überhaupt nicht beabsichtigt ist, einen Kredit zu vermitteln. Diese Vorausge-
bühren werden als Arbeitsgebühren bezeichnet, der Terminus »Provision«
wird damit vermieden.

Viele Polizeiexperten vertreten die Meinung, »dass der Nährboden für Kon-
sumentenkreditvermittlungsbetrüger« in der »nicht exakten« Formulierung
dieses Paragraphen liegt.

Sie schlagen vor, die Formulierung des § 17 Satz 2 des Verbraucherkreditge-
setzes an den Text des § 11 des Baseler-Konsumenten-Kredit-Gesetzes anzu-
lehnen. Darin heißt es: »Wer Kredite vermittelt, darf bei Konsumkrediten
von den Kreditnehmenden keine Kosten erheben.« Mit dieser Formulierung
sei dann die »Voraussetzung für den Provisionsbetrug« im Zusammenhang
mit der Konsumentenkreditvermittlung genommen.

Möglichkeiten nach § 263 StGB

Die strafrechtliche Subsumtion des Verhaltens der Kreditvermittler nach § 263
StGB ist außerordentlich schwierig. Dabei liegt die Problematik in dem Nach-
weis, dass der Konsumentenkreditvermittler überhaupt nicht vorhatte, einen
Kredit zu vermitteln. Wie aus den Ergebnissen der Befragung der kriminal-
polizeilichen Sachbearbeiter hervorgeht, ist dies zwar die Regel, aber dem
Kreditvermittlungsbetrüger gelingt es immer wieder, glaubwürdig zu be-
haupten, dass er durch falsche Angaben zur wirtschaftlichen Situation/ Kre-
dit-würdigkeit bei der Selbstauskunft seitens des Kreditnehmers selbst betro-
gen worden ist.

Darüber hinaus ist, obwohl der Kreditvermittler von Anfang an nicht in der
Lage ist, die versprochenen Kreditzusagen in der Vielzahl der Fälle so zu leis-
ten, wie er es den potenziellen Opfern zugesagt hat, nicht eirnmal ein Straf-
schutz gegen derartige Handlungen gegeben. Denn sobald der Konsumenten-
kreditvermittler nachweisen kann, dass nur »ein einziger Kredit vermittelt
worden ist«, ist für die Anwendung des § 263 StGB kein Raum, da diese Vor-
schrift voraussetzt, dass der Geschädigte durch eine Täuschungshandlung
des Beschuldigten zu einer Vermögensverfügung veranlasst wird.
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Der § 263 StGB bleibt aus diesen »tatsächlichen« Gründen eine stumpfe Waffe
ima Kampf gegen kriminelle Kreditvermittler.

Die Schaffung einer entsprechenden Bußgeld- und/oder Strafvorschrift

würde Verstöße gegen das Verbraucherkreditgesetz für unseriöse Kreditver-
mittler zu einem unkalkulierbaren finanziellen Risiko machen.

o Sanktionsmöglichkeiten nach dem Gesetz gegen den unlauteren Wettbe-
werb (UWG)

Auch der Durchsetzung von § 4 UWG (strafbare Werbung) stehen nicht uner-

hebliche Beweisschwierigkeiten entgegen. Sie sind jedoch leichter zu über-
winden als die bei § 263 StGB (schwer nachweisbares Eirnzelverhalten).

Nach § 4 UWG wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe

bestraft »wer in der Absicht, den Anschein eines besonders günstigen Ange-
bots hervorzurufen, in öffentlichen Bekanntmachungen oder in Mitteilungen,
die für einen größeren Kreis von Personen bestimmt sind, über geschäftliche

Verhältnisse wissentlich unwahre und zur Irreführung geeignete Angaben
macht«.

Wie aus den Ermittlungsverfahren hervorgeht, kann generell behauptet wer-

den, dass es »die übliche Geschäftspraktik ist, die nicht mit der Werbung über-
einstimmt«.

* Die sechste Novelle des Kreditwesengesetzes

Auch wenn die sechste Novelle des Kreditwesengesetzes vorsieht, dass Fi-

nanzdienstleistungsunternehrnen vor dem Beginn ihrer Tätigkeit eine Erlaub-
nis des Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen8 benötigen, ist nach Mei-

nung der Angehörigen aus dem Polizei- und Schuldnerberatungsbereich
die Gefahr groß, dass sich gerade Betrüger über diese Vorschriften hinwegset-

zen und mit ihren Aktivitäten beginnen. Bis die Aufsichtsbehörden tätig wer-

den vergehen nämlich in der Regel mehrere Jahre. Da die »Geschäfte« der
Konsumentenkreditvermittler ohnehin immer nur »auf Zeit« angelegt sind,

verschwinden die Betrüger ungestraft vom Markt. Es genügt keineswegs,

dass - so wie es die bisherige gesetzliche Vorschrift vorsieht - deijenige sich

strafbar macht, der ohne Erlaubnis, Finanzdienstleistungen erbringt. Es

muss also danach die Tätigkeit aufgenommen und Betrugsstraftaten mit er-

heblichem Schaden schon begangen worden sein, bevor ein Eingreifen mög-

lich wird. Aus diesem Grunde greifen die bisherigen Sanktionsmöglichkeiten
des Strafgesetzbuches in der Regel zu spät.

* Orientierungshilfen für wirksame Sanktionen

Denkbar wäre ein neuer Straftatbestand, der bereits das Anbieten solch betrü-

gerischer Geschäfte unter Strafe stellt. Dies könnte durch Schaffung eines
StGB-Tatbestandes »Unerlaubte Kreditvermittlung« geschehen, der sich auf

8 Seit 1. 5. 2002: Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht.
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eine gewerberechtliche neue Vorschrift beziehen müsste, die schon das Anbie-
ten gewerblicher Kreditvermittlung erlaubnispflichtig macht (etwa in Form
eines »anerkannten« oder »behördlich zugelassenen« Kreditvermittlers).

Dabei könnte auch daran gedacht werden, dem verdächtigen/beschuldigten
Kreditvermittler in gewissem Umfang den Nachweis für die Seriosität des
Angebotes aufzubürden.

o Gewerberechtliche Maßnahmen

Die Kontrolle seitens der Gewerbeaufsicht muss nach Meinung der Angehö-
rigen aus dem Polizei- und Schuldnerberatungsbereich verstärkt werden.
Aufsicht und Kontrollmaßnahmuen über die Kreditvermittler müssen verbes-
sert und der Gewerbezugang strenger kontrolliert werden.

Auch wenn das Berufsbild »Finanzdienstleister« jetzt »geschützt« ist, wird
das Zertifikat, ausgestellt von der Industrie- und handelskammer, für betrü-
gerische Zwecke instrumentalisiert.

Nach § 35 GewO kann die Ausübung eines Gewerbes von der zuständigen Be-
hörde wegen Unzuverlässigkeit des Gewerbetreibenden untersagt werden,
sofern unter anderem die Untersagung dem Schutze der Allgemeinheit dient.
Diese Möglichkeit sollte nach Meinung der Mitarbeiter in den Schuldnerbera-
tungsstellen stärker als bisher genutzt werden. Das gilt auch in gleicher Weise
für die Möglichkeit der Datenschutzbeauftragten, den Missbrauch der
Schuldnerverzeichnisdateien zu bekämpfen. Konkret muss verstärkt das
zur Verfügung stehende Instrumentarium, das zum Beispiel auch eine Durch-
suchung der Firma gestattet, genutzt werden.

7. Maßnahmenkatalog
Auf Grund der Befragungsergebnisse und der Erkenntnis, dass nur in einer
engen Kooperation von Polizei, Staatsanwaltschaft, Banken, Verbraucher-
schutz, Schuldnerberatung und Medien dem Phänomen Kreditverniittlungs-
betrug effektiv begegnet werden kann, wurde ein umfangreicher Maßnah-
menkatalog erarbeitet.

* Maßnahmen im Zusammenhang mit der Medienwerbung

* Abdruck von Kreditvermittlungsanzeigen in der Rubrik »Geldverkehr« nur
nach Vorlage einer Gewerbeerlaubnis nach § 34 c der Gewerbeordnung.

* Verpflichtung der Inserenten zur namentlichen Kennzeichnung ihrer An-
zeige, da bei alleiniger Angabe der Telefonnummer der begründete Ver-
dacht besteht, dass teilweise absichtlich die Identität des Inserenten (Kredit-
vermittlers> im Dunkeln bleiben soll.

* Aufforderung der Anzeigenredaktionen der Printmredien in den entspre-
chenden Rubriken »Geldverkehr«, auf die Unzulässigkeit pauschalierter
Kostenansätze im Kreditvermittlungsvertrag hinzuweisen.
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* Keine Schaltung von Kreditvermittleranzeigen, die auf eine gebühren-

pflichtige so genannte »Info-Hotline« (0190-Nummer) verweisen, da in aller

Regel Interessenten zur vorgeblichen Erfassung von Kundendaten und ver-

meintlichen Vorabprüfung des Kreditwunsches möglichst lange und kos-
tenverursachend »in der Leitung« gehalten werden.

* Verstärkte Inanspruchnahme von Verlagen bezüglich ihrer (Mit-)Verant-

wortung für Inhalte, deren Unzulässigkeit und/oder Wettbewerbswidrig-
keit ihnen bekannt ist beziehungsweise angezeigt wird.

* Möglichkeit der Ahndung durch eine Ordnungsstrafe gegenüber dem Wer-

bemnittler bei offenkundigen und auch durch die Verlage erkennbaren Ver-

stößen der Inserenten gegen die §§ 1-3 UWG (z. B. Kredite auch für Über-
schuldete urnd Arbeitslose).

* Hinweis auf die kostenlose Rechtsberatung für sozial Schwache.

* Maßnahmen im Rahmen des Verbraucherschutzes

* Aufbau einer Informations- und Entscheidungssammlung.

* Abmahnungen von Firmen, die den fälschlichen Eindruck erwecken, sie

hätten nach dem Verbraucherkreditgesetz unabhängig vom Zustandekom-
men einer Kreditvermittlung Anspruch auf die Erstattung der Auslagen.

* Hinweis auf die kostenlose Beratung in den bekannten Schuldnerbera-

tungsstellen.

* Verbesserung des Informationsflusses zwischen den Schuldnerberatungs-

stellen, un. das Anzeigeaufkommen zu bestimmten Firmen zu koordinieren
und entsprechende Sammelverfahren durchzuführen.

* Kooperative Maßnahmen

* Intensive Zusammenarbeit der Polizei mit Banken, Industrie- und Handels-

kammern, Schuldnerberatungsstellen, Gewerbeämter und Versandhäu-
sern.

* Umfassende Informations- und Aufklärungsarbeit durch Industrie- und

Handelskammern, Schuldnerberatungsstellen, Gewerbeämter, Schulen
und Polizei über die Risiken und Gefahren beim Umgang mit dubiosen, teil-

weise auch kriminellen Kreditvermittlern (Kredithaie).

* Gemeinsame Aufklärungskampagnen, gezielte Pressemitteilung über die

Medienagenturen.

* Einrichtung von so genannten »schwarzen Listen« von (bekannten) unse-

riösen Kreditvermittlern (Einrichtung eines Zentralregisters).

* Aufnahme des Themas in die Lehrpläne aller Schulzweige.
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* Maßnahmen im Zusammenhang mit der Strafverfolgung

* Verbesserung des Infor-mationsflusses zwischen den einzelnen Polizei-
dienststellen und der Staatsanwaltschaft, um das Anzeigeaufkommen zu
bestimmten Kreditvermittlungsfirmen zu koordinieren und Sammelverfah-
ren einzuleiten.

* Bildung von behördenübergreifenden und länderübergreifender Ermitt-
lungsgruppen (Verbraucherschutz, Gewerbeaufsichtsämter, Banken, In-
dustrie und Handelskammern).

* Beobachtung der kriminellen Aktivitäten im Vorfeld eines Anfangsver-
dachts (Vorfeldermittlungen).

* Planmäßiges (langfristiges) Sammeln und Auswerten von Informationen
(Marktbeobachtung).

* Gezielte Pressemitteilungen /Warnmeldungen.
* Einrichtung von Spezialdienststellen für organisierte Finanzkriminalität.

* Verlagerung der polizeilichen Ermittlungen in die polizeilichen und StA-
Dienststellen zur Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität.

* Konsequente Durchführung von Maßnahmen zur Sicherung von Vermö-
genswerten und zur Gewinnabschöpfung gemäß §§ 73,73 a, 73 d, StGB Ver-
fall) i. V. m. §§ 111 b Abs. 2, und 111 d StPO, 74 StGB Einziehung) i. V. m.
§ 111 c StPO sowie der Vermögensstrafe nach § 43 a StGB i. V. m. §§ 111 o, p
StPO.

* Rechtspolitische Maßnahmen

* Verbraucherrecht

* Präzisierung des § 17 Satz 2 Verbraucherkreditgesetz, beziehungsweise
§ 655 d BGB.

* Aufnahme eines Ordnungswidrigkeitstatbestandes bei Verstößen gegen die
§§ 15-17 Verbraucherkreditgesetz, beziehungsweise § 655 a-e BGB.

Erarbeiten von Rahmenvereinbarungen mit den Medien zur Annahme und
zum Abdruck von Finanzdienstleistungs-Annoncen, falls rechtspolitische
Forderungen nicht durchsetzbar sind.

Erweiterung des § 1 Kreditwesengesetz auf Kreditvermittlungsfirmen.

* Gewerberecht

*Strenge Uberwachung und Kontrolle der Vorschriften des § 34 GewO durch
die Gewerbeaufsichtsämter.

*Konsequente Ausschöpfung der Sanktionsmöglichkeiten nach § 35 GewO
bei erwiesener Unzuverlässigkeit (Gewerbeuntersagung wegen Unzuver-
lässigkeit, Gefährdung des Wirtschaftsverkehrs).
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* Aufnahme des Gewerbezweiges Kreditvermittler /Schuldenregulierer/Fi-

nanzdienstleistungen oder deren Vermittlung in den § 38 GewO (Länder-
rechtliche Überwachungsvorschriften).

* Pflicht der Gewerbeämter, tätig zu werden, wenn Firmen nicht gemeldet

sind. In diesem Zusammenhang intensive Zusammenarbeit mit den
Schuldnerberatungsstellen.

* Restriktive Handhabung bei den GmbH-Gründungen von Kreditvermitt-

lungsfirmen.

* Vorlage eines Befähigungs- und Qualifikationsnachweises.

* Nachweis der »Geschäftlichen Unbescholtenheit« (z. B. die letzten fünf

Jahre).

* Liquiditätsnachweis und Hinterlegung einer Mindestsicherheitsleistung

zur Absicherung eventueller Nachforderungen von Geschädigten oder
zur Absicherung von Gerichtskosten aus wettbewerblichen Verfahren.

* Strafrecht

* Vorverlegung der Strafbarkeitsvoraussetzungen im Sinne der Regelungen

des § 265 b StGB bei dem Tatbestand des Kreditvermittlungsbetruges.

* Erweiterte Nachweispflicht eines Kreditvermittlers (Einzeltätigkeitsnach-

weis) bei Betrugsanzeigen von Geschädigten). Die bloße Kreditanfrage sei-

tens des Kreditvermittlers bei einem Geldgeber (Kreditinstitut) sollte nicht
mehr als ernsthafter Vermittlungsversuch gelten und gegebenenfalls einen
Betrugsvorwurf entkräften können.

* Aufnahme einer Strafdrohung in den Landespressegesetzen für offensicht-

lich rechtswidrige Annoncen (i. V. m. § 4 UWG: falsche und wettbewerbs-
verzerrende Angaben - Hier: »Kredite ohne jegliche Sicherheit«).

* TU Maßnahmen erleichtern.

* Aufnahme einer Bußgeld- beziehungsweise Strafvorschrift analog dem

»Schweizer Modell«.

8. Schlussbemerkung
Sowohl die befragten Polizeibeamten als auch die Mitarbeiter der Schuldner-

beratungsstellen sind der Meinung, dass das Dunkelfeld im Bereich des Kre-
ditvermittlungsbetruges sehr groß ist und dass der geringe Einzelschaden die

Erfolgsaussicht einer Anzeige »konterkariert«. Wegen der »Opfer-Problema-
tik« kommt es nur sehr selten zur Anzeige.

Darüber hinaus ist zu befürchten, dass die Entwicklung der Investmentbran-
che in Deutschland das Betätigungsfeld der illegal beziehungsweise betrüge-
risch Handelnden begünstigen wird. Die Strategie der in Deutschland tätigen
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Gesellschaften mit Hauptsitz im Ausland, ein Netzwerk unabhängiger Fi-
nanzdienstleister aufzubauen, die den Kunden (entgeltlich) vor Ort beraten,
birgt die Gefahr in sich, dass den »schwarzen Schafen in der Branche« Tür
und Tor geöffnet wird. Auch begünstigen die Auswirkungen der aktuellen
Reformen im Bankensektor mit der Folge der Entlassungen aus dem Invest-
ment-Fondsbereich, die ein enormes Potenzial an freien Finanzdienstleistemn
auf den freien Kapital- und Finanzierungsmarkt drängen lassen, diese Ten-
denz.

So trifft eine der Hauptforderungen aus den Expertenaussagen, dass »hohe
Qualifikationsanforderungen und hohe Zuverlässigkeitsstandards« an die Fi-
nanzdienstleister gestellt werden müssen, nach wie vor im vollen Umfang zu.
Der Gewerbezugang ist äußerst restriktiv zu gestalten, regelmäßige Überprü-
fungen sind erforderlich. Effektive Kontrollmaßnahmen mit der Möglichkeit
der Betriebsschließungen durch die Gewerbeämter können ihrer Meinung
nach »zu großen Verbesserungen führen«.
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Operative Fallanalyse bei Tötungsdelikten'

Raine Wiet / I Ha"ad1 r

1 . Vorbemerkung
Sexualmorde stellen - gemessen an der Gesamtzahl der strafwürdigen Delikte
in Deutschland - einen zahlenmäßig fast verschwindend geringen Anteil dar.
Die Polizeiliche Kriminalstatistik (PKS) weist für das Jahr 1999 insgesamt 33
Morde im Zusammenhang mit Sexualdelikten aus 2 . Diese Taten stehen in aller
Regel jedoch im Lichte der Öffentlichkeit, insbesondere, wenn Kinder die Op-
fer sind. Die Aufklärungsquote bei diesen Straftaten liegt durchschnittlich bei
über 90 %, was unter anderem der Tatsache geschuldet ist, dass der Täter oft-
mals im sozialen Nahraum des Opfers zu finden ist. Die Aufklärungsquote
sinkt deutlich, wenn Täter und Opfer sich fremd sind.

Innerhalb der deutschen Polizei gibt es seit mehreren Jahren Bestrebungen,
dieser Entwicklung durch innovative Strategien entgegenzuwirken. Die
»Operative Fallanalyse« (kurz OFA) in Verbindung mit dem computerunter-
stützten System ViCLAS (Violent Crime Linkage Analysis System, Verknüp-
fungssystem zur Erkennung von Serien bei sexuell motivierten Gewalttaten)
stellt hierbei eine Methode dar, die weit über das aus den Medien bekannte
»Profiling« hinausgeht. Diese Methode bündelt das über Jahrhunderte ange-
häufte kriminalistische Wissen und kombiniert es mit anderen Disziplinen
der Wissenschaft, um anhand des Täterverhaltens Aussagen zum Fallablauf
sowie gegebenenfalls zur Täterpersönlichkeit treffen zu können. Sie ist sozu-
sagen tief verwurzelt mit den Erkenntnissen der Kriminalistik, bedient sich in
der Präsentation allerdings neuer Methodenkleider.

Der vorliegende Text soll einen Beitrag zur Klarstellung der fallanalytischen
Vorgehensweise liefern. Den operativen Fallanalytikern ist nicht damit ge-
dient, die Methodik mit Nebeldunst einzuhüllen, aus dem dann der heilsbrin-
gende »Profiler« mit Aussagen entsteigt, die weder inhaltlich noch metho-
disch von Entscheidungsträgem bei Polizei und Justiz nachvollziehbar sind.

2. Historie
Bereits Ende der 80 er Jahre des 20. Jahrhunderts wurden im Bundeskriminal-
amt (BKA) erste Erfahrungen mit dem neu entwickelten »Profiling« in den
USA gesammelt. Beim FBI entwickelten mehrere Mitarbeiter und Wissen-
schaftler anhand von Auswertungen einschlägiger Fälle in Kombination mit

1 Erschienen in: Egg, R. (Hrsg.): Tötungsdelikte - mediale Wahrnehmung, kriminologische
Erkenntnisse, juristische Aufarbeitung. Kriminologie und Praxis, Schriftenreihe der Kri-
minologischen Zentralstelle e. V., Bd. 36, S. 109-128.

2 Die Zahlen schwanken von 34 Delikten im jahr 1996 über18 (1997), 20 (1998) bis eben 33
im Jahr 1999.
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Täterinterviews Aussagen zum Tatverhalten und zur Täterpersönlichkeit. Die

Eindrücke wurden anlässlich eines Besuches von Mitarbeitern des BKA beim

FBI im Jahr 1988 vertieft. Es folgten mehrere Besuche auf fachspezifischen Ta-

gungen und erste »Feldversuche« (Beratungen und Analysen), bei denen an-

hand konkreter Fälle unter anderem Aussagen zum unbekannten Täter ge-

troffen wurden.

1993 wurde im Krinilnalistischen Institut des BKA (KI) das Projekt der Krimi-

nalistisch-Kriminologischen-Fallanalyse (KKF) initiiert, welches sich der Un-

tersuchung der Deliktsgruppen Erpressung und Erpresserischer Menschen-

raub widmete. Es wurde seinerzeit ganz bewusst ein andersartiges Straftaten-

feld gewählt, um die Übertragbarkeit einer Analysemethodik zu testen. Ziel

war unter anderem die Erstellung eines Maßstabes, die Rückschlüsse auf

eine »gute« und eine »schlechte« Erpressung (bzw. einen erpresserischen
Menschenraub) ermöglichen sollte. Das Projekt wurde 1998 mit Erfolg abge-

schlossen und dient momentan als Grundlage für die Beschulung von Ver-

handlungsgruppen der Polizeien der Länder.

1996 hielt das BKA eine Tagung zum Thema »Methoden der Fallanalyse und

Täterprofilerstellung« unter Beteiligung der Länder Belgien, Dänemark,

Großbritannien, Niederlande, Österreich und Schweden ab. Hierbei sollte

von den Teilnehmern der jeweilige fallanalytische Ansatz anhand eines fikti-

ven Beispielfalles illustriert werden. Im Rahmen dieser Tagung konnte aller-

dings kein mnethodisch sauberer Ansatz erläutert werden, der Klarheit über

die Vorgehensweise bei der fallanalytischen Bearbeitung von Tötungsdelikten

gebracht hätte. Die Ergebnisse der Tagung sind im Forschungsband 38 der

BKA-Forschungsreihe veröffentlicht3 .

Ende der 90er Jahre setzte sich in Deutschland die Erkenntnis durch, dass der

bisherige Meldedienst im Bereich der Tötungsdelikte unzureichende Recher-

chemöglichkeiten im Hinblick auf sexuell motivierte Gewaltdelikte besitzt.

Einem gleiclhgelagerten Mangel schuf die kanadische Polizei durch die Erfin-

dung von ViCLAS Abhilfe. Mit diesem System können mehrere Taten einem

Täter durch die Analyse des Tatgeschehens zugeordnet werden.

Dieses ViCLAS-System wurde 1997 in einem Pilotprojekt durch das PP Mün-

chen im Rahmen der Bund-Länder Arbeitsgruppe »Tatortanalyse und Täter-

profilerstellung« (AG TT) erstmals auf deutschem Boden getestet. Ab Oktober

1998 war an diesem Testverfahren das Land Baden-Württemberg beteiligt.

Am 5. 2. 1998 wurde im BKA die OFA als Ausfluss der Projektgruppe KKF ge-

gründet, sie rekrutierte sich zunächst aus fünf Mitarbeitern. Im Januar 1999 er-

ging durch die AG Kripo - ein Gremium der Leiter der Landeskriminalämter
und des Bundeskriminalamtes - ein Beschluss zur bundesweiten Einführung

von ViCLAS, einhergehend mit der Installierung von OFA-Einheiten in den

jeweiligen Bundesländern.

3 Zur Zeit ist nur der Band 38.2 in englischer Fassung erhältlich.
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Im August 1999 wurde die ViCLAS-Software offiziell durch die Royal Cana-
dian Mounted Police (RCMP) im BKA übergeben. Seit dem 7. 6. 2000 befindet
sich ViCLAS im Wirkbetrieb, ein Online-Verbund wird derzeit umgesetzt.

Aktuell arbeiten 17 Mitarbeiter des BKA in der OFA - angesiedelt bei Kl 13 -
und 74 Mitarbeiter in den jeweiligen OFA der Bundesländer. Alle OFA-Mitar-
beiter durchlaufen eine mehrjährige Ausbildung, die zwei Schulungen des Vi-
CLAS-Systems sowie zwei Fallanalyse-Lehrgänge umfassen. Darüber hinaus
werden Praktika in verschiedenen Disziplinen (u. a. Rechtsmedizin) belegt.
Nach erfolgreichem Abschluss des »Fallanalyse-2-Kurses« erwerben die Teil-
nehmer den Status des »Polizeilichen Fallanalytikers«.

Die Ausbildungsmaßnahmen zur ViCLAS-Schulung sowie die Kurse Fallana-
lyse 1 und 2 werden zentral vom BKA durchgeführt. Bislang absolvierten
75 Teilnehmer die ViCLAS-Kurse und 55 von ihnen den Fallanalyse-1-Kurs.

3. VICLAS
Das Datenbanksystem V1CLAS wurde in Kanada entwickelt und wird dort
seit 1995 betrieben. Es wurde geschaffen, weil man erkannt hatte, dass es
bei schwerwiegenden Straftaten dringend notwendig ist, später wiederer-
kennbare und deliktsübergreifende Fallinformationen zuverlässig zu erfas-
sen, damit Tatzusammenhänge auch überregional festgestellt werden kön-
nen.

Die Erhebung der Falldaten erfolgt mittels eines umfassenden Kataloges mit
168 Fragen, dem ViCLAS-Erh'ebungsbogen. Die Fragen unterteilen sich in ver-
schiedenen Themenbereiche, so sind zum Beispiel Angaben zur Person des
Opfers, des Täters (wenn bekannt), Angaben über tatrelevante Orte oder
Informationen über die Tatsituation von Interesse. Diese standardisierte Fall-
beschreibung soll im Wesentlichen die festgestellten Verhaltensmuster der
bekannten oder unbekannten Straftäter bei ihrer Tatausführung abbilden. Da-
rauf aufbauend können dann geschulte polizeiliche Fallanalytiker mit geziel-
ten Recherchen im ViCLAS-System Gemeinsamkeiten zu bereits abgespei-
cherten Fällen aufzeigen. In geeigneten Fällen wird damit die so genannte
»Handschrift« eines Wiederholungstäters identifiziert, was zum Erkennen
weiterer Tat-Täter-Zusammenhänge führen kann.

Die kanadische Polizei entwickelte eine moderne Version, die in mehreren
Sprachen verwendbar ist und gab die Software zum Zwecke der Verbesserung
der internationalen Verbrechensbekämpfung weiter. Damit sollen auch die
gefährlichen Serientäter - welche international agieren - erkannt werden kön-
nen. Weltweit wird das ViCLAS-Datenbanksystem mittlerweile in verschiede-
nen Staaten eingesetzt, so in Australien, Neuseeland, Großbritannien, Nieder-
lande, Österreich, Schweden und in verschiedenen Bundesstaaten der USA.
Interesse zur Übernahme des Systems besteht in zahlreichen weiteren Staaten,
insbesondere in Europa.
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4. Fallanalyse

4.1 Definition und Ansatz

Wie bereits oben dargestellt, ist die OFA des Bundeskriminalamtes in der heu-
tigen Form im Wesentlichen aus den Erfahrungen des KKF-Projektes erwach-
sen. Wurden Fallanalysen zuvor eher punktuell durchgeführt, sind sie seit
Ende 1997 regelmäßige Service-Leistung des BKA.

Doch wie wird eine Fallanalyse definiert, was trägt sich innerhalb einer Fall-

analyse zu, welche Fragen werden aufgeworfen und welche Methoden zu de-
ren Lösung genutzt? Unserem Verständnis nach handelt es sich bei Fallanaly-
sen um »komplexe, informationsverarbeitende Systeme mit dem Zweck, die ganzheit-
liche Sichtweise des Falles zu ermöglichen und die Fallbearbeitung zu unterstützen«.
Fallanalyse kann nie Selbstzweck sein, sondern muss die Beratungsperspek-
tive für laufende Ermittlungen in einem konkreten Fall beinhalten. Die sach-
bearbeitende Dienststelle erwartet neben einer detaillierten Aufarbeitung des
Falles Ergebnisse, die Ermittlungshandlungen priorisieren und gegebenen-
falls auch ökonomisieren helfen.

Fallanalysen beruhen essentiell auf den Komponenten Wissen, Fallinformatio-
nen und Methodik. Unter Wissen wird dabei nicht nur die Kenntnis kriminalis-
tischer Vorgehensweisen und kriminologischer Erkenntnisse verstanden,
sondern auch das im Rahmen der bisherigen Tätigkeit erworbene Erfahrungs-
wissen eines jeden Fallanalytikers. Die Fallinformationen müssen objektiv

überprüfbar sein. Vermutungen oder subjektiv eingefärbte Äußerungen zu
Tatabläufen sind hier kontraproduktiv. Den Schwerpunkt bei der fallanalyti-
schen Arbeit bildet zweifelsohne das Wissen um die Methodik, vereinfacht ge-
sagt der Gang vom Einfachen zum Komplexen, der Vorrangigkeit der Rekon-
struktion der Chronologie der Ereignisse und der erst danach erfolgenden Ab-
leitung von Fallaussagen.

Die ganzheitliche Perspektive der Fallanalyse kommt im multidisziplinären
Ansatz zum Tragen. Neben der schon erwähnten Kriminalistik und Krim-ino-
logie spielen die Disziplinen Medizin (insbesondere Rechtsmedizin), Biologie
(z. B. DNA-Analysen), Psychologie und Soziologie/Sozialpsychologie (z. B. bei
der Erhebung soziodemographischer Faktoren des Tatortes) eine wichtige
Rolle.

Bei Fallanalysen im BKA kommt grundsätzlich der Gruppenansatz zum Tra-
gen. Getreu dem Leitsatz »das Ergebnis der Gruppe ist besser als die Summe
der Einzehmeinungen« nehmen an einer Fallanalyse drei bis vier Mitarbeiter
der OFA des BKA teil. Darüber hinaus ein Mitarbeiter der OFA des Bundes-
landes, in welchem sich die Tat zugetragen hat, ein bis zwei Sachbearbeiter
der örtlichen Dienstelle und gegebenenfalls weitere Personen mit Spezialwis-
sen. Dies können Gerichtsmediziner oder auch Tatortbeamte sein, sofern die
Bearbeitung des speziellen Falles dies erfordert.
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Die OFA des BKA erstellt Fallanalysen in den Deliktsbereichen Tötungsdelikte,
sexuell motivierte Gewaittaten, Erpressung, erpresserischer Menschenraub, und
Branddelikten. In der jüngeren Vergangenheit verstärkte sich die Tendenz der
Einbindung in aktuelle I(riminalitätslagen, in denen der Polizeiführer hin-
sichtlich der weiteren Einsatzplanung beratend unterstützt wurde. Beispiel-
haft sei hier die Fahndung nach einem aus dem Maßregelvollzug entwichenen
Gewalttäter in Brandenburg aufgeführt. Nach Auswertung umfangreicher
Unterlagen wurden Aussagen zum weiteren Fluchtverlauf und mögliche Re-
aktionen des Entflohenen auf polizeiliche Fahndungsmaßnahmen getroffen.

4.2 Follanalysen bei sexuell motivierten Tötungsdelikten

4.2.1 Informationserhebung und Terminierung der Fallanalyse
Am Beispiel einer Fallanalyse bei sexuell motivierten Tötungsdelikten soll
exemplarisch die Methodik der Vorgehensweise erläutert werden. Grund-
sätzlich ist festzustellen, dass die sachbearbeitende Dienststelle beziehungs-
weise das entsprechende Bundesland um diesen Service nachsucht. Ein »Hi-
nemndrängen« seitens der OFA des BKA wird als ungeeignetes Mittel zur Pro-
blemlösung angesehen.

Die sachbearbeitende Dienststelle vor Ort bekommt einen so genannten Erhe-
bungsbo gen zugesandt, in dem grundlegende Informationen zur Tat abgefragt
werden. Dies betrifft die allgemeine und spezielle Tatort- beziehungsweise
Fundortsituation unter Einschluss von Foto- und Videomaterial. Die Berichte
- in der Regel Tatortbefundberichte - sind in Kopie beizufügen. Ferner wer-
den Obduktionsbefunde und sich daran anschließende histologische Unter-
suchungsergebnisse herangezogen.

Von besonderer Bedeutung sind Angaben zum Opfer: Wie sah die aktuelle Le-
benssituation vor der Tat aus, welche Stressfaktoren existierten (z. B. emotio-
nale oder finanzielle Probleme, Krankheiten), welchen Gewohnheiten oder
Hobbys ging das Opfer nach? Problematisch in diesem Zusammenhang ist
die Erlangung objektiver Erkenntnisse. Welche Eltern gestehen ein, die Kon-
trolle über die Erziehung verloren zu haben und nicht mehr zu wissen, was
ihr Kind eigentlich umtreibt? Zeugenaussagen - insbesondere tatsächliche
oder vermeintliche Tatzeugen - sind nur unter vorheriger Prüfung auf Glaub-
wüirdigkeit in den Prozess zu integrieren, meistens bleiben sie außen vor.

Das Material wird nach Zusammenstellung der OFA des BKA zugesandt und
dort auf Vollständigkeit und Geeignetheit für eine Fallanalyse geprüft. Er-
bringt diese Prüfung ein positives Ergebnis, so wird die Fallanalyse in den
Räumen des BKA terminiert. Wir erreichen damit, dass sich die Kollegen
der örtlichen Dienststelle aus ihrem Arbeitsumfeld lösen und unbeeinflusster
von der Alltagshektik (oder der Hektik einer noch laufenden Sonderkommis-
sion) sind. Für die Bearbeitung eines Falles werden in der Regel vier Arbeits-
tage veranschlagt, die Grenze nach oben ist jedoch offen. Sofern es sich zeitlich
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und personell einrichten lässt, wird vor diesem Termin eine Tatortbesichti-
gung vorgenommen. Gerade bei Taten, die sich während der Dunkelheit zu-
trugen, ist eine Begehung des Tatortes unerlässlich. Das Fotomaterial kann die
eigentliche Tatsituation nur unzureichend wiedergeben.

4.2.2 Entscheidungsprozess
Bei der Fallanalyse wird der Erhebungsbogen erneut durchgearbeitet und ge-
gebenenfalls ergänzt. Als zweite Stufe des fallanalytischen Prozesses werden
Aussagen im Rahmen des Entscheidungsprozesses getroffen. Hierbei sind ins-
besondere Fragen nach dem Motiv und den Risikofaktoren zu stellen.

Beim Motiv wird in dieser Deliktsgruppe im Wesentlichen zwischen einem se-
xuellen, persönlichen, Gruppen-, Verdeckungs- und Bereicherungs-Motiv unter-
schieden. In der Regel liegen Mischformen vor, in Einzelfällen ist es möglich,
dass kein Motiv hervortritt. In diesen Fällen sprechen wir von einer uns pezifi-
schen Motivlage.

Die Risikofaktoren beziehen sich auf das Opfer- sowie auf das Täterrisiko. Wie
riskant war die Tatbegehung aus Sicht des Täters? Welches Risiko ging das
Opfer ein, sich zu diesem Zeitpunkt an diesem Ort aufzuhalten? Problema-
tisch hierbei ist das Einblenden eigener Ansichten oder Ängste. jemand -

der in einer Großstadt wie Hamburg aufgewachsen ist - würde es als reichlich
risikobehaftet ansehen, wenn ein kleines Kind zu einem einsamen Teich in der
Nähe seines kleinen Dorfes zum Spielen geht. Der Bewohner eben dieses Dor-
fes wird darin keine Gefahr erkennen, er würde aber im Umkehrschluss sein
Kind niemals alleine in der Fußgängerzone Hamburgs spielen lassen.

4.2.3 Rekonstruktion
Imn Anschluss an diese Überlegungen wird das »Herzstück« der Fallanalyse,
die Rekonstruktion in Angriff genommen. Aufgrund der objektiven Daten
wird mittels einer Hypothesenbildung versucht, die Tat in ihrer Chronologie

darzustellen. Was hat sich wann zu welcher Zeit durch wen zugetragen.
Der Handlungsablauf wird dabei in Sequenzen zerlegt. somit können inner-
halb der einzelnen Sequenzen die Handlungsabläufe leichter präzisiert wer-
den. Das nachfolgende Schaubild 4 ist aus der Auswertung eigener Fallanaly-
sen sowie der einschlägigen Literatur entstanden und stellt den schemati-
schen Ablauf eines Deliktes dar. Die Phasen oberhalb des Zeitstrahls treten
in der Regel bei jedem Delikt auf, die Phasen unterhalb des Zeitstrahls sind
nicht zwingend notwendig zur Begehung eines Tötungsdeliktes. Ergo können
auch Aussagen zur Effektivität eines Tatablaufs getroffen werden, zum Bei-
spiel ob der Täter in einer Sequenz die Kontrolle über das Opfer verlor und
ein zweites Mal zur Überwältigung ansetzen musste.

4 Siehe Abbildung 1
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Es wird deutlich, dass der Täter - bevor er sich sexuell an seinem Opfer ver-

geht - dieses erst einmal überwältigen muss. Wie sieht nun aber die Überwäl-
tigung im Detail aus? Hat der Täter sich dem Opfer mit einer List genähert

oder hat er es sofort überwältigt, eventuell unter Einsatz unmittelbarer physi-
scher Gewalt? Diese Feststellung ermöglicht im späteren Analyseverlauf Aus-
sagen im Hinblick auf Fähigkeiten (Kommunikation) oder Bedürfnisse des
Täters. Ganz wichtig ist auch die Feststellung, ob die Tötung vor oder nach

der sexuelle Phase erfolgte. Handelte es sich um einen Verdeckungsmord
nach einer Vergewaltigung oder kam es dem Täter gerade darauf an, durch
die Tötung ultimative Kontrolle über das Opfer zu haben?

Die Unterteilung des Handlungsablaufs in einzelne Sequenzen erleichtert in

der weiteren Folge die Zuteilung von Zeitbudgets. Diese Zuteilung ist wichtig
für eine zeitliche Vorstellung der Tat. Anhand von Zeiträumen (Minimal- und

Maximalwert) und deren Summe können Aussagen darüber getroffen wer-
den, wie lange der Täter zur Begehung dieses Delikts benötigt haben dürfte.

4.2.4 FalIclharalkteristik und Verhaltensklassifikation

An die Rekonstruktion schließen sich Aussagen zur Fallcharakteristik und
Verhaltensklassifizierung an. Ziel ist die Herausarbeitung einer Handschrift,

also jenes Verhaltens, dass über das absolut Notwendiges der Tatbegehung hi-
nausgeht. In ihr kann sich die psychologische Realität des Täters widerspie-
geln. Insofern fällt unter diesen Begriff auch Täterverhalten, dass aus Sicht

des Täters (vermeintlich) funktional ist, in Wirklichkeit aber Ausdruck seiner
mangelnden Erfahrung und/oder fehlender intellektueller oder logistischer
Möglichkeiten ist.

Die Herausarbeitung der Handschrift lässt sich mit den Fragestellungen »Was

hat der Täter getan, was er nicht hätte tun müssen« und »Was hat der Täter nicht ge-

tan, was er hätte tun können« bewerkstelligen. Der zweiten Frage liegt emne Art
»Normalitätskonzept« zugrunde, welches zum Beispiel bei einer Vergewalti-
gung eine vaginale, anale oder orale Penetration erwarten lässt. Bleibt diese

aus, obwohl der Täter bis zu diesem Zeitpunkt alle Tatphasen konsequent

und effektiv durchlaufen hat, so können unter Umständen Rückschlüsse
auf eine physische oder psychische Dysfunktion des Täters gezogen werden.

Ein weiteres Beispiel für das Vorliegen einer »Handschrift« lässt sich in einem
Fall erkennen, bei dem der Täter sein Opfer zunächst in dessen Haus mit

einem in eine Mütze gewickelten Stein zu erschlagen versuchte'. Als ihm

dies nicht gelang, versetzte er dem Opfer zwei tödliche Halsstiche mit einem

5 Mit dem »a bsolut Notwendigen« ist in der Regel der modus operandi gemeint. Allerdings

gibt es Überschneidungen insofern, als sich im modus operandi auch Handschrift zeigen

kann. Benutzt jemand zur - aus Tätersicht notwendigen - Tötung des Opfers eine Streit-

axt, die er sich zuvor aus einem Museum für Völkerkunde gestohlen hat, so reflektiert dies

sicherlich eine besondere individuelle Note, die als Handschrift zu klassifizieren wäre.

6 Durch diesen »Zusammenbau« wurde eine Art Schleuder hergestellt.
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Messer. lIm Anschluss an die Tat duschte sich der Täter im Badezimmer des
Opfer und ließ Wasser über die blutverschmierte Mütze laufen. Das Messer
rieb er mit einem Handtuch ab und ließ es - wie auch die Mütze - im Haus
liegen. Dieses zwanghafte »Reinigungsritual« wird in seiner Ineffektivität
noch gesteigert, da in der Mütze Haare des Täters verblieben, die zur DNA-
Extrahierung geeignet waren.

In der weiteren Folge werden innerhalb der Verhaltensklassifizierung Aussa-
gen zum Planungsgrad der Tat getroffen. Bringt der Täter zum Beispiel ein Tat-
werkzeug mit oder greift er auf tatorteigenes Material beziehungsweise Ge-
genstände des Opfers zurück. Welche Maßnahmen unternimmt er, um Spuren
zu verhindern oder gelegte Spuren zu vernichten. Auch hier ist von emninenter
Bedeutung, den Planungsgrad innerhalb der einzelnen Sequenzen bzw. Pha-
sen der Tat festzustellen. Gelingt es dem Täter vielleicht nur bis zu einer ge-
wissen Sequenz, planvoll und stringent vorzugehen und verliert er dann -
vielleicht auch durch die Gegenwehr des Opfers - die Kontrolle und muss im-
provisieren? Es versteht sich von selbst, dann auch diese »Improvisation« im
Hinblick auf ihre Effektivität zu beleuchten.

Als letzter Punkt in diesem Abschnitt wird geprüft, ob in der Tatausführung
Sonderfälle der Täterentscheidungen zu erkennen sind. Beispielhaft seien hier die
emotionale Wiedergutmachung, die Inszenierung, die Eskalation und die Pro gres-
sion genannt.

Die emotionale Wiedergutmachung reflektiert ein Mitgefühl des Täters für das
Opfer, welches für sich genommen völlig irrational ist. Das Opfer ist tot, für
eine »Wiedergutmachung« ist es zu spät. Handlungen wie das Abdecken
der unbekleideten Leiche können dennoch den Wunsch des Täters widerspie-
geln, das Opfer möge nicht in einer allzu degradierenden Situation aufgefun-
den werden.

Unter Inszenierung versteht man eine Veränderung der Tatortsituation durch
den Täter mit dem Ziel, ein anderes Delikt als jenes - welches tatsächlich statt-
gefunden hat - zu inszenieren. So kann ein persönlich motiviertes Bezie-
hungsdelikt zu einem Raubmord »inszeniert« werden.

Eskalation ist die Ausuferung von Gewalt innerhalb eines Deliktes, Progression
die über mehrere Taten hinweg. Eine Ausformung der Eskalation ist der so ge-
nannte Overkill, bei dem beispielsweise wesentlich mehr Stiche als notwendig
erfolgen, um das Opfer zu töten. Dies kann als panische Reaktion auf Kontroll-
verlust gewertet werden, lässt unter Umständen aber auch Rückschlüsse auf
eine persönlich motivierte Tat zu, bei der sich über längere Zeit eine Wut an-
gestaut hat.

4.2.5 Täterprofil und Ermittlungshiinweise
An den bisher geschilderten Prozess schließt sich gegebenenfalls die Erstel-
lung eines Täterprofils an. Dies ist jedoch nur dann sinnvoll, wenn ausreichend
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Informationen erhoben werden konnten und diese zu einer guten Rekons-
truktion und Verhaltensklassifizierung geführt haben. Die Aussagen im Be-
reich des Täterprofils sind mangels objektiver Daten zum Täter naturgemäß
mit geringeren Wahrscheinlichkeiten versehen. Entsprechend vorsichtiger
sollte daher mit diesen Aussagen auf Seiten der sachbearbeitenden Dienst-
stelle umgegangen werden.

Im Rahmen des Täterprofils werden Aussagen zu physischen und psychischen
Charakteristiken, zur Ausbildung und aktuellen Lebenssituation, zu Vorstrafen so-
wie dem Lebensraum und möglichem Vor- und Nachtatverhalten getroffen.

Probleme entstehen in der Regel bei Altersangaben des Täters, weil hier das
biologische Alter vom Verhaltensalter abweichen kann. Sollten Anhalts-
punkte dafür vorliegen, dass diese Altersklassifizierungen divergieren, so
ist nach oben bzw. nach unten ein größerer Rahmen zu setzen.

Eine erfolgreiche Verhaltensklassifizierung kanin unter Umständen Aussagen
über die Kommunikationsfertigkeiten oder die Stressresistenz des Täters er-
möglichen, dLie Rückschlüsse auf eine bestimmte Art von Arbeitsverhältnis
zulassen. Hat die Rekonstruktion beispielsweise ergeben, dass Täter und Op-
fer vor der Tatbegehung ca. zwei Stunden durch ein Naturschutzgebiet ge-
wandert sind und das Opfer sich grundsätzlich nur mit Leuten »ihres Schla-
ges« - in diesem Fall kulturell gebildeten Menschen - einließ, so könnte da-
raus ein »Bild« eines Täters erwachsen. Bei diesem Typ Menschen dürfte es
sich mit Sicherheit nicht um einen »ungehobelten Klotz« handeln, der nicht
nur durch seine Art, sondern auch durch sein Aussehen oder seine Kleidung
Missfallen erregt.

Eine »saubere« Rekonstruktion ermöglicht darüber hinaus Ableitungen zu
möglichen Vorstrafen des Täters. Hier fließen unter anderem Erkenntnisse
der krim-inologischen Forschung zur Rückfallhäufigkeit ein.

Darüber hinaus ist durch die Feststellung so genannter »A-nkerpunkte« ein
geografische Analyse möglich, die Aussagen zum Lebensraum des Täters er-
möglichen könnte. Erfolgreich wurde diese Methode bei der SOKO »Nelly« in
Cloppenburg angewandt, bei der aufgrund des Täterverhaltens ein geografi-
scher Rahmen festgelegt werden konnte. Alle männlichen Personen in einer
gewissen Altersspanne innerhalb dieses Gebietes wurden zur Abgabe von
DNA-Material (Speichelproben) gebeten, der Täter konnte durch eine DNA-
Analyse gefasst werden.

Durch diese Beispiele wird deutlich, dass die Zielrichtung bei einer Fallana-
lyse die Erwirtschaftung von Ermittlungshinweisen ist, die auch tatsächlich
umgesetzt werden können. Bereits aus der Rekonstruktion können sich An-
haltspunkte dafür ergeben, wo man eventuell noch mit Spurenmnaterial rech-
nen kann. Gibt es Regionen auf der Opferkleidung, die der Täter berührt ha-
ben muss und hier unter Umständen DNA-Material zu finden ist? Können
weitere Zeugen gewonnen werden, die im Vorfeld der Tat Ausspähungshand-
lungen des Täters beobachtet haben könnten und ihre Wahrnehmungen bis-
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lang nicht mit der Tat in Verbindung gebracht haben? Neben diesen neuen Er-
mittlungshinweisen trägt eine Fallanalyse in der Regel dazu bei, eine Priori-
sierung des oftmals hohen Hinweisaufkonmmens vorzunehmen.

4.2.6 Sonderformen der fallanalytischen Beratung
Neben der »klassischen Fallanalyse« werden durch die OFA des BKA bei Be-
darf Vernehmungs- und Medienstrategien entwickelt. Eine intensivere Aus-
führung zu diesem Thema würde den Rahmen dieses Textes sprengen. Den-
noch sollte erwähnt werden, dass die Entwicklung von Verntehmungsstrate-
gien keine ad-hok-Maßnahme sein kann, ihr muss intensives Aktenstudium
über den Fall sowie den zu Vernehmenden vorausgehen.

5. Ausblick

5.1 Akzeptanz
Der Ansatz der »Operativen Fallanalyse« im BKA wurde im Jahr 2000 durch
eine Diplomarbeit zweier Studentinnen der Freien Universität Berlin evalu-
iert7. Insgesamt 186 Beamte nahmen an der Fragebogenstudie teil. Die Gruppe
der Beamten unterteilte sich in drei Untergruppen: Beamte, die an der Fallana-
lyse selbst beteiligt waren und andere, die lediglich als Sachbearbeiter im Rah-
men einer Sonderkommission von der Fallanalyse Kenntnis erhielten. Als
dritte Gruppe wurden Beamte der Länder-OFA-Einheiten befragt.

Als wesentliche Ergebnis konnte eruiert werden, dass 98 % der Beamten bei
ähnlichen Fallkonstellationen erneut die Durchführung einer Fallanalyse
empfehlen. Fallanalyse eröffnen neben ihrer ermittlungsunterstützenden
Funktion auch neue Betrachtungsmöglichkeiten des Krimnlfaleso die Be-
fragten. Besonders positiv wurde der Teamansatz angemerkt, ihm komme
während einer Fallanalyse eine bedeutende Rolle zu.

Das Ziel der Arbeit bei Kl 13 karnn daher nur sein, diese positive Grundten-
denz zu erhalten und durch saubere Methodik sowie seriöse Arbeitsergeb-
nisse zu steigern. Fallanalyse ist keine »Kaffeesatz-Leserei«, diesem teilweise
noch existierenden Image sollte durch Offenlegung der Arbeitsmethode ent-
gegengewirkt werden.

5.2 Qualitatssicherung
Zur Herbeiführung eines weitgehend harmonisierten Qualitätsstandards in-
nerhalb der einzelnen Bundesländer und der OFA des BKA ist eine Arbeits-

7 Inga HÄNEL, Kerstini WERDER-MÖRSCHEL: »Subjektive Theorien von Krinminalbeami-
ten über die Methoden der Fallanalyse, deren Ergebnisse und das Erstellen von Täterpro-
filen, Berlin, Juli 2000.
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gruppe auf Bund-Länder-Ebene gegründet worden. Sie wird einheitliche

Standards sowohl in der Methodik als auch im Abfassen der Ergebnisse fest-

legen. Durchgängig anerkannt ist der Teamansatz bei der Fallanalyse, er wird

in allen Bundesländern - die mit Fallanalyse beschäftigt sind - praktiziert.

5.3 Kriminalistik-Maflagemeflt

Aufgrund der Umstrukturierungen innerhalb der Polizeien der Bundeslän-

der ist verstärkt die Hinwendung zum »Generalisten« festzustellen. Dies

geht einher mit dem Verlust an Spezialwissen gerade auf dem Gebiet der

Schwerkriminalität und hier speziell dem Bereich der sexuell motivierten Ge-

walttaten. Die OFA-Einheiten der Länder und des BKA werden hier in Zu-

kunft verstärkt als Berater bei aktuellen Lagen hinzugezogen werden. Da

sich das Mittel der Fallanalyse auch deliktsübergreifend einsetzen lässt,

wird sich die Beratungsleistung nicht nur auf die sexuell motivierten Gewalt-

delikte beschränken. Die OFA des BKA war - teilweise in Zusammenarbeit

mit Länder-.OFA-Einheiten -unter anderem an der Bearbeitung von Straftaten

mit rechtsradikalem Hintergrund oder einer Serie von Bombenanschlägen be-

teiligt.

5.4 Gutachter vor Gericht

Im Rahmen von Gerichtsverfahren wird es nicht zu vermeiden sein, dass die

Ergebnisse einer Fallanalyse in die Hauptverhandlung einfließen. Daher wer-

den in Zusammenarbeit mit dem Generalbundesanwalt und Rechtsexperten

des BKA derzeit die rechtlichen Problematiken des Fallanalytikers als »Gut-

achter vor Gericht« geklärt.

Diese Diskussion geht einher mit den Bestrebungen eines einheitlichen Qua-

litätsstandards insbesondere bei der schriftlichen Abfassung von Fallanalyse-

Protokollen. Werden diese als Grundlage für gerichtliche Beschlüsse genutzt,

so sollte eine größtmögliche Transparenz bei der Herleitung von fallanalyti-

schen Aussagen als Selbstverständlichkeit angesehen werden.
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